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icherheit ist die Grundlage unseres Zusammenlebens.
Ohne Sicherheit ist eine freiheitliche Gesellschaft

nicht denkbar.
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vernachlissigt zu haben.
Jens Gnisa, Vorsitzender des Deutschen Richterbundes

ie Kriminalitit hat sich in den vergangenen Jahren und
Jahrzehnten grundlegend veridndert. Nationale Grenzen

haben an Bedeutung verloren.
Holger Miinch, Prdsident des Bundeskriminalamtes

m Verhiltnis zu der sehr hohen Zahl von Zuwanderern aus Syrien,
dem Irak und Afghanistan sind die Kriminalititszahlen dieser
Gruppen deutlich unterreprisentiert.
Stephan Mayer, Parlamentarischer Staatssekretdr beim Bundesminister
des Innern, fiir Bau und Heimat

I< riminalitidtsopfer bewegen sich zwischen diesen
Polen: einerseits Hime und Geringschitzung

als Verlierer und Schwichlinge, andererseits Ablehnung
von angeblich ,,zu viel“ Anerkennung.

Roswitha Miiller-Piepenkotter, Bundesvorsitzende
WEISSER RING e. V.

Editorial

Ralf Thomas Baus, Redakteur

Wie sicher ist Deutschland? Kriminalitit und Gewalt beunruhigen Biirge-
rinnen und Biirger. In den Medien wird iiber No-go-Areas und organisierte
Bandenkriminalitit berichtet. Innere Sicherheit und die Bekimpfung von
Terrorismus und Kriminalitit waren im Bundestagswahlkampf ein wichtiges
Thema.

Das Ergebnis der Polizeilichen Kriminalstatistik 2017 ist auf den ersten
Blick eindeutig: 5,76 Millionen Straftaten sind insgesamt registriert worden.
Das ist eine Verringerung um 9,6 Prozent und die niedrigste Zahl seit 1992.
Bei Delikten, die das subjektive Sicherheitsgefiihl der Bevolkerung beein-
trichtigen, sind signifikante Riickginge zu verzeichnen. So ist die Zahl der
Diebstahlskriminalitit insgesamt, auf die etwa ein Drittel aller Straftaten ent-
fallt, um 11,8 Prozent, die der Wohnungseinbriiche um 23 Prozent und die
der Taschendiebstihle um 22,7 Prozent zuriickgegangen. Auch die politisch
motivierte Kriminalitit ist um 4,9 Prozent gesunken, mit 39.505 Straftaten
jedoch immer noch auf einem hohen Niveau. Die Zahl antisemitischer Straf-
taten stieg dagegen um 2,5 Prozent auf 1.504 Fille.

Wie passen diese Zahlen mit dem Gefiihl der Verunsicherung in der
Bevdlkerung zusammen? Laut einer forsa-Umfrage fiihlen sich heute 44 Pro-
zent der Deutschen weniger sicher als noch vor wenigen Jahren. Gefiihlte und
reale Sicherheit klaffen auseinander. Das Unsicherheitsgefiihl wird aber auch
von der Statistik gestiitzt. So ist die Gewaltkriminalitit zwar leicht riickldufig —
um 2,4 Prozent. Dennoch liegt die Zahl der Gewalttaten heute {iber den Wer-
ten der Jahre 2013 bis 2015. Die Fille von Mord, Totschlag, Vergewaltigungen
und sexueller Ubergriffe haben zugenommen. Im Jahr 2014 registrierte die
Polizei 180.955 Gewalttaten, 2017 waren es 188.946 Fille.

Bundesinnenminister Horst Seehofer hat festgestellt, dass Deutsch-
land sicherer geworden sei, es zur Entwarnung gleichwohl keinen Anlass gebe
und fiir Bund und Linder noch viel zu tun bleibe. Auch wenn es absolute
Sicherheit nicht gibt, darf man sich mit den Ergebnissen der Polizeilichen
Kriminalstatistik dennoch nicht zufriedengeben. Im Grunde genommen ist
jede Straftat eine zu viel.

Das Thema Kriminalitit bleibt auf der politischen Agenda. Offentlich-
keit und Politik miissen Ursachen und Losungsmdglichkeiten auf einer sach-

lichen Grundlage diskutieren.
e Z% 4 J /
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Kriminalitat

Wie sicher ist
Deutschland?

Skandalisierung versus Vertrauen

Fotografien von Satoshi Fujiwara

Der 1984 im japanischen Kobe geborene und heute in Berlin lebende Fotograf zeigt bis zur
Kinstlichkeit durchkomponierte Nahaufnahmen von Polizisten und ihren Ausristungsgegenstanden.
Die Bilder fihren ebenso unmittelbar wie abstrakt vor Augen, was Polizeiarbeit fir den Notfall
selbst in freiheitlichen Staaten wesentlich definiert: die Auslibung von ,Zwangsmacht“ als Monopol in
der Anwendung physischer Gewalt. Sie steht nach gréBeren Einsatzen regelmaBig, selbstverstandlich
auch zu Recht, im Brennpunkt 6ffentlicher Diskussionen, doch leider steigert sich die kritische
Wahrnehmung schnell zur Skandalisierung.

L2Unmittelbarer Zwang“ bringt keine angenehmen Bilder hervor, selbst wenn er legal angewendet wird.
Umso mehr benétigen diejenigen, denen seine Ausiibung zum Schutz der Birger aufgetragen ist, eine
solide gesellschaftliche Vertrauensbasis.

Fotos: © Satoshi Fujiwara
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SCHWERPUNKT

Kriminalitat
und Rechtsstaat

Ist unser Staat in guter Verfassung?

GUNTER KRINGS

Geboren 1969 in Rheydt, seit 2002
Mitglied des Deutschen Bundes-
tages, seit 2013 Parlamentarischer

»Erosion“, ,,No-go-Areas“ oder ,,Kontroll-
verlust® — dies sind Schlagworte, die derzeit
die Offentliche Debatte um den Zustand des

Staatssekretar beim Bundesminister Rechtsstaats in Deutschland beherrschen. Die

des Innern, fir Bau und Heimat,

Frage, wie es um Recht und Gesetz steht,

seit 2017 Vorsitzender der Landes- stellen sich inzwischen nicht nur Innen- und

gruppe Nordrhein-Westfalen der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen

Rechtspolitiker zunehmend und Kkritisch.
Schlagworter wie die zuvor genannten dienen

Bundestag. oft dazu, die Debatte zu befeuern; sie neigen
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aber eben auch dazu, sie zu tiberspitzen und
dadurch Angst zu schiiren. Von einer auf diese Weise suggerierten Unsicher-
heit und dem Verfall des Rechtsstaats sind wir in Deutschland weit entfernt.
Dennoch bleibt es unsere Aufgabe, bestehende Probleme offenzulegen und
anzugehen.

Die Politische Meinung

Sicherheit ist die Grundlage unseres Zusammenlebens. Ohne Sicherheit ist
eine freiheitliche Gesellschaft nicht denkbar. Dies wird uns insbesondere dann
bewusst, wenn Besorgnis und Angst vor Kriminalitit in unser Leben treten.

Studien zeigen, dass sich fast die Hilfte der Deutschen zunehmend
unsicher fiihlt, auch wenn die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) belegt, dass
die Zahl der im Jahr 2017 veriibten Straftaten in Deutschland die niedrigste
seit 1992 ist. Der Rechtsstaat steht also keineswegs vor dem Zusammenbruch,
und dennoch leidet das Sicherheitsgefiihl unserer Biirger. Selbst wenn der
historische und der internationale Vergleich dem deutschen Rechtsstaat gute
Noten ausstellen, haben wir jeden Grund, den Wunsch der Menschen nach
mehr Sicherheit ernst zu nehmen. Denn dass der Anspruch der Biirger an die
offentliche Sicherheit und den Rechtsstaat gestiegen ist, ist ebenso legitim wie
die Tatsache, dass wir uns heute auch nicht mehr mit dem Niveau des Sozial-
staates aus den 1950er- oder 1960er-Jahren zufriedengeben wiirden.

Nach einer am 19. Mirz 2018 verdffentlichten forsa-Studie fiihlen sich
zwar 87 Prozent der Deutschen im 6ffentlichen Raum sicher; allerdings sind
darunter 44 Prozent, die sich unsicherer fiihlen als noch vor einigen Jahren.
Gleichzeitig verzeichnet die PKS nicht nur die bereits genannte deutliche
Riickldufigkeit von Straftaten, sondern auch eine Aufklirungsquote von iiber
57 Prozent. In beinahe allen Bereichen, die fiir das Sicherheitsgefiihl unserer
Biirger direkte oder indirekte Bedeutung haben, sind sinkende Fallzahlen zu
verzeichnen: bei Straftaten gegen Leben, Leib und Eigentum; bei Diebstahl
oder Gewaltkriminalitdt und auch bei den einfachen vorsitzlichen Korperver-
letzungen.

Die positive Kriminalstatistik sollte jedoch nicht dariiber hinwegtiu-
schen, dass der Rechtsstaat vor weiteren Herausforderungen steht: Die teil-
weise geringe Polizeiprisenz, lange Verfahrensdauern und die Uberbelastung
der Justiz sind wahrnehmbare Beeintrichtigungen der Sicherheit.

STARKERE VIDEOUBERWACHUNG
AN GEFAHRDETEN ORTEN

15

In den Medien werden soziale Brennpunkte mit erhdhter Kriminalitét oft-
mals als ,,No-go-Areas“ beschrieben. Es handelt sich meist um Stadtteile
oder -gebiete, in denen es hiufig zu kriminellen Aktivititen kommt und in
denen die 6ffentliche Sicherheit vermeintlich nicht mehr gewihrleistet ist.
Gerade in sozialen Brennpunkten, die in der Regel mit sozialen Schwierigkei-
ten wie hoher Arbeitslosigkeit, Armut, Bildungsmangel, geringer Integration
von Bevdlkerungsteilen mit Migrationshintergrund sowie Wohnraumknapp-
heit konfrontiert sind, bestehen Probleme.

Auch wenn es sich dabei nach polizeilicher Einschitzung um ein regio-
nales und kein bundesweites Phinomen handelt, besteht Handlungsbedarf
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auch auf Bundesebene. So halte ich neben der Erhohung von Polizeiprisenz
und besserer Ausstattung der Justiz eine stirkere Videoiiberwachung an ge-
fahrdeten Orten fiir unerlisslich.

Aber nicht nur Bund und Linder, sondern auch die Kommunen, das
Quartiersmanagement, soziale Einrichtungen oder auch der Wohnungsbau
sind gefordert. Durch eine kriminalititshemmende Gestaltung bestimmter
Gebiete kann der soziale Zusammenhalt geférdert und konnen die Gelegen-
heiten zu Straftaten spiirbar reduziert werden.

INTERNATIONALE ERMITTLUNGSARBEIT
GEGEN REISENDE TATER
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Ein Einbruch in die eigene Wohnung ist immer auch ein Angriff auf den pri-
vatesten Bereichs eines Menschen. Hier darf auf keinen Fall der Eindruck ent-
stehen, dass solch intensive Eingriffe in die Privatsphire strafrechtlich unge-
sithnt bleiben und der Staat iiber keine rechtsstaatliche Durchsetzungskraft
verfiigt. Daher sind 2017 die Strafen fiir den Einbruchdiebstahl in Privat-
wohnungen spiirbar verschirft worden. Gepaart mit einer deutlichen Schwer-
punktsetzung auf Bund-Linder-iibergreifende Ermittlungsansitze ist eine
deutliche Verbesserung der Situation zu verzeichnen: Noch im Jahr 2015 wur-
den {iber 167.000 Wohnungseinbriiche in der PKS erfasst. Innerhalb von nur
zwei Jahren ist diese Fallzahl um etwa 50.000 gesunken; das entspricht einem
Riickgang von iiber dreiflig Prozent.

Nicht selten wird Wohnungseinbruchdiebstahl durch europaweit agie-
rende Banden begangen. Hier ist die Arbeit von Bund und Lindern noch
nicht am Ende angelangt. Der ,,traditionelle® Wohnungseinbruchdiebstahl
mit ortsansdssigen Tdtern muss in erster Linie von den Polizeien der Linder
bekimpft werden. Aufierdem fillt den Lindern im Bereich der reisenden
Titer eine besondere Verantwortung bei der Erhebung, Auswertung und
Eingabe von Tatortspuren in die polizeilichen Informationssysteme zu, ohne
welche die Tatzusammenhinge nicht erkannt werden konnen. Hingegen
steht der Bund in der Verantwortung bei der Erarbeitung von Ermittlungs-
ansitzen gegen die Strukturen reisender Téter. Dies schlief3t insbesondere
die internationale Ermittlungsarbeit in Zusammenarbeit mit Europol, den
Mitgliedstaaten der Europdischen Union (EU) und den Herkunftsstaaten der
Titer ein.

Der Kampf gegen Wohnungseinbruchdiebstahl setzt jedoch deutlich
frither an: Privention, vor allem durch Einbruchsicherungen, hat in den ver-
gangenen Jahren eine deutliche Wirkung gezeigt. Das durch das Bundes-
innenministerium und das Deutsche Forum fiir Kriminalprivention ini-
tiierte Férderprogramm ,,Kriminalprivention durch Einbruchsicherung® der
Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW) wird von der Bevolkerung in starkem

Die Politische Meinung

Kriminalitdt und Rechtsstaat, Ginter Krings

Mafie angenommen. Der jihrlich steigende Anteil von Wohnungseinbrii-
chen, die nicht iiber das Versuchsstadium hinausgehen (1993: 28,3 Prozent —
2017: 45,0 Prozent), belegt die Wirksamkeit eingebauter Sicherungstechnik
und anderer Mafinahmen fiir einen verbesserten Einbruchschutz.

RUCKFUHRUNGEN UND
RUCKKEHR VON ZUWANDERERN

17

Im Kontext der Fliichtlingskrise der Jahre 2015/16 ist ein jahrzehntealtes
Kernproblem des Rechtsstaates mehr denn je in den Fokus der 6ffentlichen
Aufmerksamkeit geriickt: Menschen finden in Deutschland Schutz vor Ver-
folgung und Krieg nach den Regeln des Grundgesetzes, des Europiischen
Rechts und der Genfer Fliichtlingskonvention. Diese Schutz- und Bleibe-
rechte haben jedoch — wie alle Normen — klare Tatbestandsvoraussetzungen.
Das heif3t, dass all diejenigen, die nicht unter diese Voraussetzungen fallen,
Deutschland wieder verlassen miissen — und zwar nicht irgendwann, sondern
unverziiglich. Wenn bestehende Regeln zur Riickfiihrung in Hunderttausen-
den von Fillen nicht durchgesetzt werden kdnnen, stellt dies ein ernstes Pro-
blem fiir den Rechtsstaat dar. Die Griinde fiir fehlende Riickfiihrungen kon-
nen — verschuldet oder unverschuldet — in der Person des Ausreisepflichtigen
liegen, aber auch in einer mangelnden Aufnahmebereitschaft der Heimat-
linder; oft kommen auch beide Aspekte zusammen.

Insgesamt fiihrt der daraus resultierende Riickstau zu einem gefihr-
lichen Verlust des Vertrauens in den Staat. Es reicht nicht aus, einen gesell-
schaftlichen Konsens zu etablieren, dass Gefihrder und Straftiter konsequent
abzuschieben sind. Zutreffend ist: Durch ihr Verhalten haben solche Personen
gezeigt, dass ihr Aufenthalt eine Gefahr fiir die Sicherheit unseres Landes be-
deutet, und nach geltendem Recht haben sie aufgrund dieser Gefihrlichkeit
auch keine Perspektive auf eine Legalisierung ihres Aufenthalts. Aber genauso
wenig, wie eine bestehende Integrationsbereitschaft ein fehlendes Bleiberecht
ersetzen kann, ldsst sich die Ausreisepflicht auf Straftiter beschrinken. Der
Rechtsstaat muss sich daher nicht kritische Fragen gefallen lassen, warum er
Abschiebungen vornimmt, sondern rechtfertigen, warum er die Ausreisepflicht
nicht in allen Fillen durchzusetzen vermag.

Die Zahl der zwangsweisen Riickfithrungen aus Deutschland ist von
2015 auf 2016 immerhin von iiber 22.000 auf mehr als 26.000 gestiegen. Im
Jahr 2017 ist sie zwar weitgehend konstant geblieben, im Gegenzug sind aber
die Asylbewerberzahlen deutlich gesunken, sodass im Verhiltnis eine ver-
stirkte Abschiebungspraxis erkennbar wird. Das liegt vor allem an der erfolg-
reichen Kooperation mit einigen Herkunftslindern, mit dem Ergebnis, dass
diese Staaten die zur Riickfiihrung notwendigen Identititsausweise nun er-
heblich ziigiger ausstellen. Dariiber hinaus zeigen die Bemiihungen um die
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freiwillige Riickkehr von rechtskriftig abgelehnten Asylbewerbern Erfolge:
Die Zahlen lagen seit 2015 bei {iber 118.000 Personen. Gleichwohl stehen den
Riickfiihrungen und freiwilligen Ausreisen 228.859 ausreisepflichtige Aus-
linder gegeniiber (wobei davon circa 170.000 Personen aus verschiedenen
Griinden geduldet sind). Im Koalitionsvertrag hat sich die Bundesregierung
verpflichtet, die Zahl der Ausreisepflichtigen, die Deutschland verlassen miis-
sen, deutlich zu erhohen.

»PAKT FUR DEN RECHTSSTAAT“

18

Um das Problem der mangelnden Rechtsdurchsetzung anzugehen, ist im Koa-
litionsvertrag der ,,Pakt fiir den Rechtsstaat® vereinbart worden — fiir mich das
Herzstiick der anstehenden Regierungsarbeit.

Zum einen bedarf es dringend neuer Stellen fiir die Sicherheitsbehor-
den. Der Koalitionsvertrag sieht einen kriftigen Zuwachs an Sicherheitskrif-
ten mit 7.500 zusitzlichen Stellen fiir den Bund und 7.500 Stellen bei den
Lindern vor. Dariiber hinaus sollen fiir die Justiz 2.000 Stellen im Bereich der
Richter und Staatsanwilte sowie jeweils in gleicher Groflenordnung fiir Justiz-
angestellte und Justizvollzugsbeamte geschaffen werden. Diese etwa 6.000
zusitzlichen Stellen werden einen ganz wesentlichen Beitrag leisten, um Jus-
tiz und Polizei den Riicken zu stirken.

Zum anderen sind gesetzliche Reformvorhaben mindestens ebenso
wichtig. Insbesondere mochte ich die tiberfillige praxisgerechte Uberarbeitung
der Strafprozessordnung — zustindig hierfiir ist die Bundesjustizministerin —
zum Zwecke der Beschleunigung von Strafverfahren nennen. Das Ziel sind ef-
fizientere Verfahren, die zu einer schnelleren Verurteilung fithren. Zudem sol-
len die Befugnisnormen der Ermittlungsbehorden reformiert werden, sodass
gleichwertige Befugnisse aufierhalb und innerhalb des Internet bestehen, das
heif3t eine Gleichstellung von klassischer Telefonie und SMS mit Internet- und
Messenger-Diensten. Auch die Regelungen zur Weiterverarbeitung von Daten
in anderen Strafverfahren oder zur Gefahrenabwehr werden modernisiert.

Das Bundesinnenministerium hat bereits mit dem Programm ,,Polizei
2020“ begonnen. Dadurch soll die teilweise veraltete ,,Dateienlandschaft® der
Polizei von Bund und Lindern, die zu Ineffizienz und Beschrinkungen der
Polizeiarbeit fiihrt, durch eine moderne Informationstechnologie revolutio-
niert werden. Dariiber hinaus ist das Ziel des ,,Pakts fiir den Rechtsstaat®,
Grundlagen dafiir zu schaffen, dass auch die Schnittstelle des Datentransfers
von den Polizeibehorden, insbesondere zur Strafjustiz, modernisiert wird.

Ein weiterer wichtiger Aspekt, fiir den sich die Bundesregierung ein-
setzen wird, ist die Videoiiberwachung an 6ffentlichen Plitzen. Dies fiihrt in
priaventiver Hinsicht zu einer Abschreckung und bei strafrechtlicher Verfol-
gung zu einer deutlich erhéhten Erfolgsquote.

Die Politische Meinung
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MUSTERPOLIZEIGESETZ ZUR
HARMONISIERUNG DER RECHTSLAGE
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Zur Harmonisierung der Rechtslage in Deutschland erarbeiten die Linder
derzeit ein gemeinsames Musterpolizeigesetz. Der Bund wirkt an diesem Vor-
haben aktiv mit und setzt sich dafiir ein, dass fiir Bund und Linder einheit-
liche Befugnisse allein nach fachlichen und rechtlichen Erfordernissen ge-
schaffen werden.

Im Hinblick auf Abschiebungen wurden bereits Hemmnisse beseitigt,
die den praktischen Vollzug bisher erschwert haben. Fiir die Kooperation mit
Herkunftsstaaten hat die Bundesregierung Mafinahmen eingeleitet, wie zum
Beispiel iiber die EU-Kommission den Einsatz der Visapolitik als Hebel zur
Erh6hung der Riicknahmebereitschaft zu nutzen. Die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Lindern ist durch die Errichtung des Gemeinsamen Zen-
trums zur Unterstiitzung der Riickkehr (ZUR) gestirkt worden. Zudem
wird die im Koalitionsvertrag vereinbarte Einrichtung von Anker-Zentren
(Ankunft, Entscheidung, Riickkehr) die Dauer und Qualitit von Asylverfahren
deutlich verbessern. In diesen Zentren sollen die Asylverfahren komplett
abgewickelt werden, um dann gegebenenfalls direkt in eine Abschiebung
zu miinden.

Die Frage der Sicherheit ist entscheidend fiir den Zusammenhalt in
Deutschland. Der Blick auf den Ist-Zustand zeigt: Es liegen viele Herausfor-
derungen vor Bund und Lindern, um den berechtigten Erwartungen der
Biirgerinnen und Biirger gerecht zu werden und ihnen ein starkes Sicherheits-
gefiihl zuriickzugeben. Das genaue Hinsehen zeigt allerdings auch, dass die
rechtsstaatliche Entwicklung in Deutschland viele positive Tendenzen auf-
weist. Es bleiben bestimmte Schwerpunktbereiche, in denen Handlungs-
bedarf besteht; allerdings nennt der Koalitionsvertrag die Probleme beim
Namen. Entscheidend wird sein, dass Bund und Linder noch enger und prag-
matischer zusammenarbeiten und dabei Eifersiichteleien und Egoismen im
Interesse der Sicherheit zuriickstellen. Wenn dies gelingt, kann die foderale
Sicherheitsarchitektur Deutschlands sogar einen Vorzug darstellen.
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Wird’s gefahrlicher?

Uber das Unsicherheitsgefiihl der Deutschen

THOMAS PETERSEN

Geboren 1968 in Hamburg,
Kommunikationswissenschaftler
und Meinungsforscher,
Projektleiter beim Institut fir
Demoskopie Allensbach (IfD).
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Einer der am besten gesicherten, auch inter-
national immer wieder bestitigten Befunde der
Umfrageforschung ist, dass das Ausmaf} der
Angst der Biirger vor Verbrechen nur wenig zu
tun hat mit der tatsichlichen Entwicklung der
Kriminalitit im Land. In Deutschland nahm
in den 1970er-Jahren die Zahl der polizeilich registrierten Gewaltdelikte
deutlich zu, erreichte in den frithen 1990er-Jahren einen Hohepunkt und ist
seitdem tendenziell etwas riickliufig. Die Einwanderungswelle in den letzten
Jahren hat, wie von vielen befiirchtet, tatsichlich zu einem leichten Anstieg
der Gewalttaten in Deutschland gefiihrt: von rund 181.000 im Jahr 2015 auf

Die Politische Meinung
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194.000 im Jahr 2016. Doch auch diese Zahl liegt noch deutlich unter der vom
vorangegangenen Jahrzehnt: 2006 waren 216.000 Gewalttaten in Deutsch-
land registriert worden.

In den Umfrageergebnissen des Instituts fiir Demoskopie Allensbach
spiegelt sich diese Entwicklung nicht wider. Zwar schwankt die Zahl der
Befragten, die sich Sorgen aufgrund der Kriminalitit machen, durchaus im
Zeitverlauf, doch ein Zusammenhang mit der Kriminalstatistik ist kaum zu
erkennen. Hierfiir gibt es im Wesentlichen zwei Griinde: Erstens sind die
meisten Menschen den Umgang mit statistischen Daten nicht gewohnt. Dem-
entsprechend sind Informationen iiber die Entwicklung der Zahl der Straf-
taten fiir die meisten Menschen auch nicht besonders beeindruckend. Offen-
sichtlich fillt es vielen Menschen auflerordentlich schwer, die abstrakten
Proportionen der Statistik zu erfassen. Wer mit redlichen Mitteln versucht,
eine aufgeheizte politische Debatte durch die Darstellung von Zahlen und
Fakten zu beruhigen, steht nicht selten auf verlorenem Posten. Der Mainzer
Publizistikwissenschaftler Gregor Daschmann hat mit einer eindrucksvollen
Serie von Experimenten gezeigt, dass, wenn sich verdffentlichte Umfrage-
ergebnisse und die ihnen zur Seite gestellten Strafleninterviews gegenseitig
widersprechen, die Mediennutzer den Strafleninterviews glauben und nicht
den eigentlich viel verlisslicheren Reprisentativumfragen. So ist das Bild der
Biirger von der Kriminalitit auch eher von spektakulidren Einzelfillen ge-
prigt, die eine umfangreiche Berichterstattung nach sich ziehen, als von den
statistischen Fakten.

Zuweitens riithrt das Thema Kriminalitit an tiefe Angste vieler Men-
schen. Das Gefiihl, selbst bedroht zu sein, hat sich, wie die Reprisentativ-
umfragen des Instituts fiir Demoskopie Allensbach zeigen, in den letzten Jah-
ren nicht verdndert. Auf die Frage ,,Machen Sie sich manchmal Sorgen, dass
Sie selbst gewalttitig angegriffen werden kdnnten, dass Sie Opfer einer Ge-
walttat werden?“ antworteten im August 2017 31 Prozent der Befragten, sie
machten sich dariiber sehr grofie oder grofie Sorgen, im Dezember 2010 wa-
ren es mit 29 Prozent praktisch gleich viele. Auch die Zahl derjenigen, die
angeben, selbst schon einmal das Opfer einer Gewalttat geworden zu sein, ist
in der gleichen Zeit praktisch unverindert geblieben. 2017 lag sie bei 7 Pro-
zent. Schlagzeilen machten in den letzten Jahren Umfrageergebnisse, wonach
sich grofie Teile der Bevolkerung aus Angst vor Kriminalitidt nicht mehr in
bestimmte Stadtviertel trauen. Dies bestitigen auch die Allensbacher Daten.
Im November 2016 wurde gefragt: ,,Gibt es hier in der Nihe eigentlich ein
Gebiet, durch das Sie nachts nicht alleine gehen wollen?“ Immerhin 43 Pro-
zent der Befragten antworteten daraufhin, es gebe ein solches Gebiet. Was in
der Berichterstattung iiber solche Ergebnisse meist iibersehen wurde, ist aber
die Tatsache, dass dieser Wert nicht hoher liegt als vor zwanzig Jahren. 1998
hatten 46 Prozent der vom Allensbacher Institut Befragten gesagt, es gebe in
ihrer Nachbarschaft eine Gegend, die sie nachts mieden.
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Wihrend sich also die eigenen Erfahrungen und Beobachtungen der Biirger
nicht verindert haben, ist dennoch eine klare Mehrheit der Ansicht, dass das
Leben in Deutschland immer gefihrlicher werde. Auf die Frage ,,Wie ist Ihr
Eindruck: Gibt es in Deutschland in den letzten Jahren eher mehr Gewalt-
taten oder eher weniger, oder hat sich da nicht viel verindert?“ antworteten
im August 2017 78 Prozent, ihrer Ansicht nach gebe es eher mehr Gewalt-
taten. Und bei der Nachfrage ,,Sind die Gewalttaten Ihrem Eindruck nach
heute brutaler als frither oder weniger brutal, oder hat sich da nicht viel ver-
dndert?“ zeigten sich 84 Prozent davon tiberzeugt, dass die Gewalttaten heute
brutaler seien als friiher.

WAHRNEHMUNG DER KRIMINALITAT
IST TEILWEISE VERZERRT

Zum Teil mag man in solchen Reaktionen das erkennen, was man in der Lite-
raturwissenschaft , Topos“ nennen wiirde: eine Art feststehende Erzdhlung,
die immer wieder wiederholt wird. Im August 2016 stellte das Allensbacher
Institut die Frage: ,,Ob unser Leben in der heutigen Zeit gefihrlicher ist als
noch vor 20, 30 Jahren, dariiber kann man verschiedener Ansicht sein. Was
meinen Sie, halten Sie das Leben jetzt in unserer Zeit alles in allem fiir gefihr-
licher, als es noch vor 20, 30 Jahren war, oder fiir weniger gefihrlich als da-
mals, oder hat sich da nicht viel verindert?“ 58 Prozent der Befragten antwor-
teten auf die Frage, sie hielten das Leben zum Zeitpunkt der Befragung fiir
gefihrlicher als zwei, drei Jahrzehnte vorher. Dass das Leben weniger gefihr-
lich geworden sei, meinten nur 7 Prozent, obwohl einiges dafiir spricht, dass
dies tatsidchlich die richtige Antwort ist. Man denke nur an die Entwicklung
der Lebenserwartung und die sinkende Zahl der Unfallopfer.

Bemerkenswert ist nun, dass auch die Menschen im Jahr 1991, also in
der Zeit, die nach Ansicht der Deutschen weniger gefihrlich gewesen sein soll
als die Gegenwart, ebenfalls der Ansicht waren, zwei, drei Jahrzehnte zuvor
sei das Leben sicherer gewesen: 62 Prozent gaben damals die entsprechende
Antwort. Wenn man also nicht die offensichtlich unplausible These akzeptie-
ren will, dass das Leben der Menschen bereits seit sechzig Jahren immer ge-
fahrlicher geworden ist, bleibt als Erkldrung nur eine gewisse Neigung iibrig,
generell die Gegenwart fiir gefihrlicher zu halten als die Vergangenheit, wo-
bei vermutlich eine Rolle spielt, dass die Vergangenheit riickblickend iiber-
sichtlicher erscheint, als sie von den Zeitgenossen empfunden wurde. Ganz
dhnliche Ergebnisse erhilt man iibrigens, wenn man fragt, ob das Leben heute
einfacher oder komplizierter sei als friither.

Neben einer solchen —verstindlichen — menschlichen Disposition wird
man jedoch auch die Berichterstattung der Massenmedien fiir die zumin-
dest in Teilen verzerrte Wahrnehmung der Kriminalitdt durch die Biirger
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Wird’s gefdhrlicher?, Thomas Petersen

verantwortlich machen miissen. Das Muster, wonach das eigene Erleben, die
eigene Beobachtung, im Widerspruch steht zur Einschitzung der Lage im
Land allgemein, ist typisch bei Themen, bei denen die Meinungsbildung
wesentlich iiber die Massenmedien stattfindet. Es ist beispielsweise auch bei
der Einstellung gegeniiber Politikern und bei Fragen zur Einschitzung des
Zustandes der Umwelt zu beobachten.

Der amerikanische Kommunikationswissenschaftler George Gerbner
zeigte bereits Anfang der 1970er-Jahre mit seiner sogenannten Kultivierungs-
theorie, dass die Weltsicht der Menschen umso mehr von der Realitidt abwich,
je mehr sie fernsahen, weil das Fernsehen — unvermeidlicherweise — eine ver-
zerrte Darstellung der Wirklichkeit bot. Dies hatte gerade beim Thema Kri-
minalitdt Folgen: Vielfernseher neigten dazu, die Wirklichkeit fiir viel bruta-
ler zu halten, als sie tatsichlich war. Es spricht einiges dafiir, dass Gerbners
Beobachtung im Kern auch heute noch Bestand hat.

DAS LEBEN ERSCHIEN AUCH SCHON IM JAHR 1991
GEFAHRLICHER ALS ZWANZIG JAHRE ZUVOR

Frage: ,,Ob unser Leben in der heutigen Zeit gefihrlicher ist als noch vor 20,
30 Jahren, dariiber kann man verschiedener Ansicht sein. Was meinen Sie,
halten Sie das Leben jetzt in unserer Zeit alles in allem fiir gefidhrlicher, als es
noch vor 20 bis 30 Jahren war, oder fiir weniger gefihrlich als damals, oder
hat sich da nicht viel verindert?“ (Angaben in Prozent)

1991 2016

B Leben ist jetzt gefihrlicher M Leben ist jetzt weniger gefihrlich
An 100 fehlende Prozent: ,Da hat sich nicht viel verandert“ oder Unentschieden
Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen Nr. 5056, 11059
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Schliefllich wird der Blick der Deutschen auf das Thema Kriminalitit noch
von einem weiteren Faktor wesentlich mitbestimmt, von dem man annehmen
kann, dass er in Zukunft an Bedeutung gewinnen wird: der auf3erordentlich
ausgeprigten Sicherheitsorientierung der Deutschen.

LIEBER SICHER ALS FREI

24

Das Institut fiir Demoskopie Allensbach blickt auf eine lange Tradition der
Werteforschung zuriick. Seit den 1950er-Jahren wurde immer wieder in
Grundlagenuntersuchungen das Spannungsfeld zwischen den gesellschaft-
lichen Grundwerten Freiheit, Gleichheit und Sicherheit untersucht. Der Fo-
kus lag dabei meist auf dem Konflikt zwischen Freiheit und Gleichheit, doch
tatsichlich ist in Deutschland die Sicherheit das stirkste dieser drei Ziele, und
zwar unerheblich, ob die innere oder die soziale Sicherheit im Fokus der Auf-
merksamkeit steht. Fiir das Versprechen der Sicherheit sind viele Biirger be-
reit, auch grundlegende Freiheitsrechte infrage zu stellen.

Bei einer zum ersten Mal im Juli 2006 gestellten Frage lasen die Inter-
viewer nacheinander verschiedene mogliche Mafinahmen zur Verbrechens-
bekimpfung vor mit der Bitte an die Befragten, jeweils anzugeben, ob sie
diese Mafinahme befiirworten wiirden oder nicht. Darunter waren auch ein-
deutig verfassungswidrige Dinge wie der verstirkte Einsatz der Bundeswehr
im Inneren, die Idee, von allen Biirgern den genetischen Fingerabdruck zu
speichern, damit man Verbrecher sofort identifizieren kénne, oder das vor-
sorgliche Abschieben von Asylbewerbern auf den blof3en Verdacht hin, sie
konnten an einem Verbrechen beteiligt sein. Alle drei Ma3nahmen fanden die
Billigung einer Mehrheit der Befragten, der letzte Punkt sogar von 80 Pro-
zent. Als die Frage 2016 wiederholt wurde, waren die Ergebnisse praktisch die
gleichen wie ein Jahrzehnt zuvor.

Man muss annehmen, dass die Neigung, die Freiheit, aber auch andere
gesellschaftliche Werte und Ziele wie Innovations- und Leistungsbereitschaft
der Sicherheit unterzuordnen, in den kommenden Jahrzehnten zunehmen
wird. Man kann das beispielhaft illustrieren an den Antworten auf eine Dia-
logfrage vom Januar 2016. Die Interviewer iiberreichten ein Bildblatt, auf dem
zwei Personen im Schattenriss zu sehen waren. Jeder Figur war wie in einem
Comic eine Sprechblase zugeordnet. Die erste Figur sagte: ,,Ich finde Freiheit
und moglichst grofde Sicherheit eigentlich beide wichtig. Aber wenn ich mich
fiir eines davon entscheiden miisste, wire mir die personliche Freiheit am
liebsten, dass also jeder in Freiheit leben und sich ungehindert entfalten
kann.“ Die Gegenposition dazu lautete: ,,Sicher sind Freiheit und moéglichst
grof3e Sicherheit wichtig. Aber wenn ich mich fiir eines davon entscheiden
miisste, finde ich eine moglichst grofie Sicherheit am wichtigsten, dass man
also sicher leben kann und vor Verbrechen wirklich geschiitzt ist.“ Die Frage
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zu diesem Bildblatt lautete: ,,Welcher von beiden sagt eher das, was auch Sie
denken?“ 37 Prozent der Befragten insgesamt entschieden sich fiir die erste
Position, 51 Prozent, also eine klare absolute Mehrheit, fiir die zweite.

Betrachtet man die verschiedenen Altersgruppen getrennt, dann er-
kennt man, dass sich von den unter 45-Jihrigen jeweils gleich viele fiir die
Freiheit und die Sicherheit entschieden. Von den 60-jihrigen und ilteren
Befragten wihlten dagegen nur 30 Prozent die Freiheit und 59 Prozent die
Sicherheit. Da aber die heute dltere Generation, wie Allensbacher Langzeit-
trends zeigen, in ihrer Jugend nicht weniger freiheitsorientiert war als die
heutige junge Generation, bedeutet dies, dass mit dem Alter das Sicherheits-
bediirfnis zunimmt. Und dies bedeutet wiederum, dass es in einer alternden
Gesellschaft immer schwerer werden wird, Freiheitsrechte gegen den wach-
senden Drang nach Sicherheit und die mit ihm verbundenen Forderungen
nach immer kompromissloserer Bekimpfung der Kriminalitit wie auch ande-
rer Bedrohungen des Sicherheitsgefiihls durchzusetzen.

DER WUNSCH NACH SICHERHEIT WACHST MIT DEM ALTER
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Frage: ,Hier unterhalten sich zwei, was letzten Endes wohl wichtiger ist,
Freiheit oder moglichst grofle Sicherheit — wenn Sie das bitte einmal lesen.
Welcher von beiden sagt eher das, was auch Sie denken?“

(Vorlage eines Dialogbildblattes, Angaben in Prozent)

59
53
51
45
43 4b 44
37
34
30

Insgesamt 16-29 Jahre 30-44 Jahre 45-59 Jahre 60 Jahre und
alter

Altersgruppen

B im Zweifel fur die Freiheit M Im Zweifel firr die Sicherheit
An 100 fehlende Prozent: Unentschieden
Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen Nr. 5056, 11059
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Starker Staat

Warum die Justiz angemessen ausgestattet werden muss

JENS GNISA
Geboren 1963 in Bielefeld, Richter, Kriminalitit und Sicherheit sind in das Zen-
seit 2012 Direktor des Amtsgerichts trum der gesellschaftlichen Debatte geriickt.

Bielefeld, seit 2016 Vorsitzender

Terroranschlige und die Ubergriffe an Silves-

des Deutschen Richterbundes (DRB).  ter 2015 in K&ln haben ebenso ihre Spuren
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hinterlassen wie die Alltagskriminalitit: Woh-
nungseinbriiche, zunehmende Gewalt, Stalking im Internet. Die Sorge, Opfer
eines Verbrechens zu werden, ist bei den Biirgern angekommen.

Nach einer Umfrage des ROLAND Rechtsreport 2017 haben etwa
65 Prozent der Befragten Angst, Opfer eines Anschlags zu werden — im Jahr
2006 waren es nur 39 Prozent. Akut bedroht fiihlen sich 10 Prozent, 45 Pro-
zent sind verunsichert, wenn sie an Orten sind, wo sich viele Menschen auf-
halten, und 60 Prozent, die sich akut bedroht fiihlen, meiden gefidhrliche
Orte. Das Gefiihl, nicht ausreichend geschiitzt zu werden, wirkt sich im Le-
ben der Biirger aus. Es droht eine Vertrauenskrise.

Der Staat muss sich vorwerfen lassen, seine Sicherheitsorgane vernach-
ldssigt zu haben. Stellen sind abgebaut worden, und die Justiz weist in den
Landeshaushalten lediglich einen Anteil zwischen 1,5 und 4,5 Prozent aus.
Das ist erkennbar zu wenig. Auch ist festzustellen, dass sich die Justiz immer
hiufiger Kritik aus der Gesellschaft stellen muss. Die Vorwiirfe lauten, Rich-
ter seien zu lasch gewesen oder wieder einmal habe ein Richter einen von der
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Polizei gefassten Téter laufen lassen. Dass der Strafbereich in das Zentrum
der gesellschaftlichen Debatte geraten ist, ist zugleich jedoch eine grofie
Chance. Denn AufmerksambKkeit ist die erste Voraussetzung fiir Anderungen.
Was also ist zu tun?

Zunichst sollten wir das, was gut ist, bewahren und nicht zerreden.
Unser liberaler Rechtsstaat hat auch bei der Kriminalitdtsbekimpfung Erfolg.
Vergleiche mit Staaten, in denen viel hirter bestraft wird — etwa den USA —,
machen deutlich, dass die Gleichung ,,Hohere Strafen gleich weniger Krimi-
nalitdt® nicht aufgeht. Es ist wichtig, weiterhin bei der Kriminalitdtsver-
meidung auch auf einen starken Sozialstaat zu setzen, der verhindert, dass
Menschen durchs Rost fallen und daher nichts mehr zu verlieren haben.
Bestehende Gesetze miissen jedoch konsequent umgesetzt werden. Wir ha-
ben zugelassen, dass Graubereiche entstehen. Wir miissen wieder lernen, dass
wir diese Bereiche auch klar benennen kdonnen, wie etwa das Auslinderrecht.
Im Zuge der Fliichtlingsbewegungen sind viele Menschen ohne Bleibe-
perspektive zu uns gekommen. Der Kriminologe Christian Pfeiffer hat im
Januar 2018 nachgewiesen, dass gerade diese Personen fiir den Anstieg der
Gewaltkriminalitidt verantwortlich sind. Eine liickenlose Sicherung der Au-
Bengrenze und eine konsequente Integration der Auslinder mit Bleibe-
perspektive dienen der Kriminalitdtsvermeidung.

NEUE INITIATIVE BEI DER VORRATSDATENSPEICHERUNG
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Neben der Prophylaxe ist es fiir den Staat wichtig, eine konsequente Strafver-
folgung zu gewihrleisten. Spitestens der Fall Anis Amri hat gezeigt, dass in
Zeiten grenziiberschreitender Kriminalitit die Zusammenarbeit zwischen
den Behorden von entscheidender Bedeutung ist. Sechzehn Bundeslinder
und der Bund selbst haben vollig unterschiedliche Strukturen entwickelt,
was unnotige Reibungsverluste verursacht. Anfinge verbesserter Zusammen-
arbeit — etwa im Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehrzen-
trum (GETZ) - sind gemacht.

Weiterhin miissen die Ermittlungsmdglichkeiten des Staates auf die
Hohe der Zeit gebracht werden. Polizei und Justiz miissen mit den Methoden
Krimineller mithalten konnen. Mit Vorschriften, die sich noch mit der Be-
schlagnahme von Telegrammen beschiftigen — dies ist in Paragraph 99 der
Strafprozessordnung tatsichlich der Fall —, kommen wir nicht mehr weiter.
Ein neues Grundkonzept zur Uberwachung der Kommunikation zwischen
Kriminellen muss erarbeitet werden. Bisher sind die Vorschriften an der Form
der Nachricht ausgerichtet. Dies hat dazu gefiihrt, dass bei jeder neuen tech-
nischen Entwicklung eine Rechtsliicke entsteht. Wir miissen zu einem ande-
ren Ansatz kommen, der nicht auf die Form der Nachricht abstellt, sondern
Inhalte abgrenzt. Nachrichten an Familienangehorige oder Anwilte diirfen
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im Zweifel nicht tiberwacht werden —andere schon, und zwar unabhingig von
der technischen Form der Ubermittlung.

Unbedingt wieder aufgegriffen werden muss das Thema ,,Vorratsdaten-
speicherung®. Nachdem der Gesetzgeber seine Arbeit getan hatte, war es der
Europiische Gerichtshof (EuGH), der neue Hiirden errichtete. Die Umset-
zung des Rechts zur Vorratsdatenspeicherung ist deshalb zurzeit ausgesetzt.
Die Bedenken dagegen halte ich fiir ibertrieben. In der Sache geht es nicht
darum, zu wissen, was die Beteiligten in einem Telefonat miteinander bespro-
chen haben, sondern wer wann wen von welchem Telefon aus angerufen hat.
Friither haben wir zur Abrechnung von der Telefongesellschaft den Nachweis
der Verbindungsdaten gefordert. Es ist unverstindlich, warum einige Biirger
nunmehr gegen diese Speicherung Sturm laufen, die sie friiher selbst verlangt
haben. Wichtig ist dieser Ermittlungsansatz beispielsweise bei den Enkel-
trickbetriigern. Es bedarf deshalb einer neuen Initiative, um die Vorgaben des
EuGH umzusetzen.

STRAFTATBESTAND SCHWARZFAHREN
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Wir benoétigen auch die technischen Mittel, um Kriminalitit im Netz, wie
Kinderpornographie, Drogenhandel oder Identititsdiebstahl, einzugrenzen.
Mit der Griindung von Zentralstellen fiir Cybercrime — etwa in Nordrhein-
Westfalen, Hessen und Bayern — hat es deutliche Fortschritte gegeben. Wir
stehen aber noch am Anfang. Dieser Weg muss so ausgebaut werden, dass
die Justiz in der Lage ist, flichendeckend Kriminalitit im Netz aufzukliren.
Dabei wird auch das Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) helfen. Dieses
Gesetz nimmt die Online-Plattformen in die Pflicht und sorgt dafiir, dass der
Biirger seine Personlichkeitsrechte im Internet schneller durchsetzen kann.
Die Anbieter sind verpflichtet, strafbare Inhalte zu I6schen. Dies ist aus mei-
ner Sicht kein unzulissiger Eingriff in die Meinungsfreiheit — wie einige Kri-
tiker meinen —, sondern ein vollig normaler Vorgang. Wer etwa eine Einkaufs-
passage erdffnet, in der Hehlerware verkauft wird, kann sich auch nicht darauf
zuriickziehen, er vermiete nur Ladenflichen.

Sind Beschuldigte ermittelt, miissen sie einer schnellen und konse-
quenten Verurteilung zugefiihrt werden. Daran hapert es. Vor allem an den
Landgerichten dauern die Verfahren immer linger, und die Staatsanwalt-
schaften miissen immer ofter Verfahren einstellen. Mittlerweile werden mehr
Strafverfahren nach Ermessensiiberlegungen eingestellt, als dass die Titer
angeklagt werden. Das war vor zehn Jahren noch anders, und diese Praxis
fithrt auch zu Gerechtigkeitsproblemen. Denn der Biirger versteht nicht, wa-
rum seine Ordnungswidrigkeit wegen Falschparken konsequent verfolgt, ein
Verfahren wegen Diebstahl aus seinem Laden jedoch aufgrund von Gering-
fiigigkeit eingestellt wird.
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Der Justiz muss ermoglicht werden, sich auf das Wesentliche zu beschrinken.
Stattdessen wird sie von immer mehr Gesetzen belastet. Natiirlich muss der
Gesetzgeber auf Missstinde reagieren konnen. Die Angriffe auf Sanititer zu
Silvester 2017 in Berlin haben verdeutlicht, dass das Gesetz zum verbesserten
Schutz von Vollstreckungsbeamten aus dem Jahr 2017 notwendig war. Gleich-
wohl ist es nicht richtig, jedes gesellschaftliche Phinomen mit neuen Geset-
zen zu verfolgen — etwa bei Sportwettenbetrug oder Doping im Profisport.
Die vorhandenen Strafgesetze miissen auf Uberfliissiges durchforstet
werden. So trete ich der Initiative des Justizministers des Landes Nordrhein-
Westfalen, Peter Biesenbach, bei, den Straftatbestand des Schwarzfahrens zu
iiberdenken. Verkehrsbetriebe konnen sich durch technische Einrichtungen
selbst sehr gut gegen Schwarzfahren wappnen. Wenn sie dies aus betriebs-
wirtschaftlichen Erwidgungen heraus nicht tun, dann darf nicht der Steuer-
zahler als Liickenbiifler herhalten. In Berlin muss die Justiz 40.000 Fille von
Schwarzfahren im Jahr bearbeiten — gleichzeitig haben aber nahezu alle Kam-
mern des Landgerichts Berlin Uberlastung angezeigt. Nach meiner person-
lichen Auffassung sollten wir uns auch iiber die Ordnungswidrigkeiten Ge-
danken machen. An vielen Gerichten werden mehr Buf3geld- als Strafverfahren
gefiihrt. Es miissen deshalb Ideen entwickelt werden, wie die Belastung der
Gerichte mit Ordnungswidrigkeitsprozessen minimiert werden kann.

REFORM DER
STRAFPROZESSORDNUNG
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Die Strafe muss auf dem Fuf3e folgen — eine Forderung, die in jeder Hinsicht
berechtigt ist. Die Strafprozessordnung hilt dafiir auch ein Instrument be-
reit, das die Justiz vermehrt nutzen sollte: das beschleunigte Verfahren. Form-
erfordernisse sind in diesem Verfahren herabgesetzt, und es kann gegen einen
Angeklagten bis zu einer Woche Hauptverhandlungshaft angeordnet werden,
um die Verhandlung zu sichern. Diese Verfahrensform hat sich bewihrt. So
werden etwa in Kdln iiber 1.000 Strafverfahren jihrlich in dieser Prozessart
bearbeitet. Es miissen jedoch die Voraussetzungen geschaffen werden, um das
beschleunigte Verfahren in die Fliche zu bringen. Es geht um Kapazititen fiir
das zwar schnellere, aber personalaufwendigere Verfahren. Erwogen werden
konnte auch, die Haftzeit maf3voll von einer Woche auf zehn Tage auszuweiten.

Die Strafprozessordnung ist fiir Richter und Staatsanwilte immer we-
niger praktikabel. Nicht selten platzt ein Prozess nach Jahren —so in Koblenz,
wo ein Strafverfahren vor dem Landgericht nach iiber fiinf Jahren aufgrund
von mehr als 1.000 Prozessantrigen der Verteidigung nicht zu Ende gefiihrt
werden konnte. Die Strafprozessordnung muss mehr Moéglichkeiten fiir die
Gerichte vorsehen, sich gegen Prozessverschleppung zu wehren. Dabei geht
es in erster Linie um das sogenannte Beweisantragsrecht der Verteidigung,
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das notwendig ist, aber in der gegenwirtigen Form eben auch zu Missbrauch
einlidt. Befangenheitsantrige sollten einfacher zuriickgewiesen werden kon-
nen. Der Gesetzgeber hat zwar im letzten Jahr diesbeziiglich nachgearbeitet,
die Reformen reichen aber nicht aus. Vorschlidge sind im Jahr 2017 vom Straf-
kammertag unterbreitet worden. Dass es auch anders geht, zeigt der Blick ins
Ausland: Bei dem Verfahren gegen den rechtsradikalen norwegischen Mas-
senmorder Anders Breivik bendtigte das Gericht nur vier Monate bis zu einer
rechtskriftigen Entscheidung.

RICHTER UND STAATSANWALTE FEHLEN
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Auch das Recht der Nebenklage fithrt zu Behinderungen im Strafverfahren.
Das NSU-Verfahren mit seinen 65 Nebenklagevertretern verdeutlicht, dass
die Gerichte an der Grenze des Praktikablen arbeiten. Das Recht der Neben-
klage soll verhindern, dass das Opfer einer Straftat im Prozess zum zweiten
Mal Opfer wird. Zu Recht werden deshalb umfangreiche Beteiligungsrechte
gewihrt. Wenn diese Rechte aber dazu genutzt werden, verfahrensfremde
Zwecke durchzusetzen — etwa eine umfassende Aufklirung des Sachverhalts
durch das Gericht im Sinn einer Wahrheitskommission —, dann muss der
Gesetzgeber Anderungen priifen.

All diese Mafinahmen setzen voraus, dass die Justiz mit Personal und
Sachmitteln angemessen ausgestattet ist. Bundesweit fehlen rund 2.000
Richter und Staatsanwilte. Vor deutschen Gerichten geht es heute um Volker-
mord im Kongo, um Steuerhinterziechung international titiger Konzerne oder
grenziiberschreitende Bandenkriminalitit. Es liegt auf der Hand, dass diese
Prozesse immer personalintensiver werden. Gerade hat der Gesetzgeber die
Vermogensabschopfung neu geregelt, um die Organisierte Kriminalitit (OK)
zu bekimpfen. Nunmehr gibt es viel mehr Moglichkeiten, Vermdgen, das aus
einer Straftat generiert wurde, einzuziehen. Das ist zwar richtig, kostet aber
wieder Personal und macht noch einmal deutlich: Wer eine starke Justiz
mochte, der muss sie auch angemessen ausstatten, technisch und personell.
Dies erwartet der Biirger in seinem Anspruch, vom Staat geschiitzt zu wer-
den, zu Recht.

Immerhin: In der Koalitionsvereinbarung ist in Berlin ein erster wich-
tiger Schritt angekiindigt worden: Man will einen Rechtsstaatspakt zwischen
dem Bund und den Lindern schlieffen. Das weckt Hoffnung. Richter erhoffen
sich aber auch von der Gesellschaft manchmal mehr Riickendeckung. Lassen
wir es nicht zu, dass der Rechtsstaat Schaden nimmt. In einer immer bunter
werdenden Gesellschaft gibt es zum Recht keine Alternative.
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Null-Toleranz-
Strategie

Innenminister Herbert Reul Gber den Kampf gegen die Kriminalitat

HERBERT REUL

Geboren 1952 in Langenfeld (Rheinland),
1985 bis 2004 Mitglied des Landtags
Nordrhein-Westfalen, 1991 bis 2003
Generalsekretar der CDU Nordrhein-
Westfalen, 2004 bis 2017 Mitglied des
Europdischen Parlaments, 2012 bis 2017
Vorsitzender der CDU/CSU-Gruppe

im Europdischen Parlament, seit 2017
Innenminister des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Sie sind seit dem 30. Juni 2017 im Amt
des Innenministers. Eine Ihrer ersten
Entscheidungen war die Aufhebung
der Kennzeichnungspflicht fiir die Po-
lizei. Warum?

31 Nr. 550, Mai/Juni 2018, 63. Jahrgang

Herbert Reul: Die rot-griine Kennzeich-
nungspflicht hat die Polizisten unserer
Hundertschaften unter Generalverdacht
gestellt. Das war staatlich verordnetes Miss-
trauen. Damit musste Schluss sein. Wir ha-
ben eine andere Botschaft an die Beamtin-
nen und Beamten, nimlich: Thr habt unser
Vertrauen und unsere Unterstiitzung.

Wertschitzung und Anerkennung der
Polizei spielen in Ihrer Arbeit eine wich-
tige Rolle?

Herbert Reul: Unsere Polizistinnen und
Polizisten halten Tag und Nacht fiir un-
sere Sicherheit den Kopf hin. Sieben Tage
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die Woche, 365 Tage im Jahr. Da ist es nur
recht und billig, dass sie dafiir Anerken-
nung bekommen, finde ich. Umso mehr
drgert mich, dass Polizeibeamte immer
hiufiger selbst Opfer von Gewalt werden.
Das darf nicht sein, da miissen wir gegen-
steuern. Wertschitzung und Anerkennung
sind da ein guter Anfang.

Das Thema ,,Innere Sicherheit* ist
seit Monaten in den Schlagzeilen. Wie
beurteilen Sie die Sicherheitslage in
Nordrhein-Westfalen?

Herbert Reul: Wenn Sie auf die Polizei-
liche Kriminalstatistik schauen, ist NRW
so sicher wie lange nicht mehr. Die Zahl
der Wohnungseinbriiche zum Beispiel ist
im vergangenen Jahr um ein Viertel ge-
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sunken — der stirkste Riickgang der letz-
ten dreifdig Jahre. Trotzdem gibt es natiir-
lich noch viele offene Baustellen. Da steht
an erster Stelle der Kampf gegen den inter-
nationalen Terrorismus. Die Gefahr eines
Anschlags ist auch in Deutschland unver-
indert hoch.

Viel zu tun gibt es auch in den Berei-
chen reisende Banden und kriminelle
Clans. Mir ist wichtig, dass wir den Men-
schen keine leeren Versprechungen ma-
chen, sondern Schritt fiir Schritt daran
arbeiten, dass die Biirgerinnen und Biir-
ger das Vertrauen in den Rechtsstaat zu-
riickgewinnen.

In einigen Medien ist die Rede von ei-
nem Staatsversagen und rechtsfreien
Riaumen, Stichwort ,,No-go-Areas*.

Null-Toleranz-Strategie, Herbert Reul

Kann man davon sprechen oder ist das
Threr Ansicht nach iiberzogen?

Herbert Reul: Manches ist sicher tiber-
trieben. Aber am Ende ist es eine Frage der
individuellen Wahrnehmung. Und: Wenn
manche Menschen das so empfinden, dann
miissen wir das ernst nehmen. Das war
fiir mich dbrigens einer der wesentlichen
Griinde dafiir, warum ich das Angebot
unseres Ministerprisidenten Armin La-
schet, mich zum Innenminister zu beru-
fen, angenommen habe. Das Vertrauen in
den Staat sinkt, wenn die Menschen glau-
ben, wir konnten ihre Sicherheit nicht
mehr garantieren. Das gilt im Grofien wie
im Kleinen. Es ist deshalb extrem wichtig,
dass der Staat seine Handlungsfihigkeit
unter Beweis stellt. Da braucht man keine
groflen Reden und Programme, sondern
praktisches Handeln.

Verbinden Sie damit die Hoffnung,
dass die Alternative fiir Deutschland
(AfD) von der politischen Biihne ver-
schwindet?

Herbert Reul: Die AfD ist keine program-
matische Partei, sondern eine Protestpar-
tei. Deshalb miissen wir bei den Griinden
fiir diesen Protest ansetzen. Ich bin davon
uberzeugt: Wenn wir es schaffen, dass die
Menschen wieder darauf vertrauen, dass
der Staat fiir ihre Sicherheit sorgt, dann hat
sich dieser Protest ganz schnell erledigt.

Sie haben das Sicherheitspaket I auf
den Weg gebracht. Es richtet sich ge-
gen den Terrorismus, aber auch gegen
die Alltagskriminalitit. Welche wichti-
gen Mafinahmen sind in diesem Paket
enthalten?

33 Nr. 550, Mai/Juni 2018, 63. Jahrgang

Herbert Reul: Unser Plan lautet: Wir ge-
ben der Polizei Gesetze und Ermittlungs-
instrumente an die Hand, die ihre Arbeit
erleichtern und nicht behindern. Das nord-
rhein-westfilische Polizeigesetz hatte
angesichts der aktuellen Sicherheitslage
schon lange ein Update notig. Unser Si-
cherheitspaket I befasst sich mit der Be-
kimpfung terroristischer Gefahren, mit
gefihrlicher Kriminalitdt, mit Mord und
Totschlag ebenso wie mit bandenmiflig
organisierter Alltagskriminalitit wie Ta-
schendiebstahl. Wir haben mit dem Si-
cherheitspaket verschiedene Antworten
auf unterschiedliche Herausforderungen
entwickelt. Konkret heifit das beispiels-
weise, die Videobeobachtung auszubauen.
Wir brauchen mehr Méglichkeiten, Kri-
minalititsschwerpunkte im 6ffentlichen
Raum zu beobachten. Es heifdt aber auch,
dass wir Fuf3fesseln einfiihren werden —
insbesondere im Bereich des Terrorismus,
aber auch bei Sexualstraftitern. Beides
erleichtert der Polizei ihre Arbeit. Diese
Mafinahmen sind keine Allheilmittel, es
sind einzelne Instrumente und Teile einer
Gesamtlosung. Wir werden dariiber hin-
aus die sogenannte Strategische Fahndung
einfithren. Dabei wird die Polizei bei uns
aber nur dann titig, wenn es einen kon-
kreten polizeilichen Anlass gibt. Das ist
der kleine, aber bedeutsame Unterschied
zu anderen Bundeslindern. Dieser Anlass
kann eine terroristische Bedrohung sein,
aber auch eine Hiufung von Wohnungs-
einbriichen in einer bestimmten Gegend.
Wir erhoffen uns damit auch Erfolge im
Bereich der Rauschgiftkriminalitidt. Oder
gegen internationale Banden, die sich auf
Geldautomatensprengungen spezialisiert
haben. Dieses Phinomen bereitet uns in
Nordrhein-Westfalen momentan beson-
dere Sorge.
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Was gehort sonst noch zum Sicherheits-
paket I?

Herbert Reul: Ein wichtiger Teil des Pa-
ketes sind die Telekommunikationsiiber-
wachung (TKU) und die Quellen-Tele-
kommunikationsiiberwachung. Bei der
Quellen-TKU koénnen die Behorden mit
einer Uberwachungssoftware die laufende
Kommunikation eines Verdichtigen bei
Messenger-Diensten wie WhatsApp mit-
lesen. Wir benotigen Informationen, um
bestimmte Formen der Kriminalitit zu
verhindern oder aufzudecken. Und diese
bekommen Sie nicht dadurch, dass Sie
sich auf die Straf3e stellen und hoffen, dass
Thnen einer etwas erzdhlt. Wir miissen
Terroristen oder Kriminelle, von denen wir
wissen, dass sie schwere Straftaten planen,
rechtzeitig abhdren kénnen — natiirlich
nur nach vorheriger richterlicher Anord-
nung. Diese Instrumente hatten wir bis-
lang nicht. Im Vergleich zu anderen Bun-
deslindern holen wir hier auf.

Auf die kriminellen Milieus wird mehr
Druck ausgeiibt. Wie wichtig ist auf der
anderen Seite die Priavention?

Herbert Reul: Privention ist eine wich-
tige Mafinahme, um Kriminalitit zu ver-
hindern, wobei Polizei und Verfassungs-
schutz nur eine Teilaufgabe erfiillen kon-
nen. Ganz wichtig ist, dass wir auch das
Elternhaus erreichen. Wir haben gelernt,
dass bei jugendlichen Mehrfachstraftitern
das Elternhaus eher mitwirkt, wenn die
Polizei gezielte Priventionsmafinahmen
durchfiihrt. Aber auch Sozialpidagogen
und die entsprechenden Einrichtungen
vor Ort miissen sich im Anschluss um die
Jugendlichen kiimmern.
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Die Polizei ist nicht nur in ihrer All-
tagsarbeit stark gefordert, sondern

auch bei Grofleinsidtzen, wie zum Bei-
spiel beim G20-Gipfel in Hamburg, bei

Demonstrationen und Fuf3ballspielen.
Bleibt da noch geniigend Raum fiir die

Anliegen des Biirgers vor Ort?

Herbert Reul: Die Polizei muss immer
nach Dringlichkeit entscheiden. Ein Mord-
fall wird etwa einem Bagatelldelikt vorge-
zogen. Es ist leider so, dass wir nie iiberall
gleichzeitig sein konnen. Wir miissen die
verfiigbaren Polizisten also richtig und
klug einsetzen. Damit wir kiinftig eine
noch bessere Abdeckung erzielen, haben
wir im vergangenen Jahr angekiindigt, bis
2022 jahrlich 2.300 neue Polizisten und
Polizistinnen einzustellen. Und wir haben
2017 schon damit angefangen. Wir haben
immer O0fter Grofiveranstaltungen und
Gefahrensituationen. Hierfiir werden spe-
ziell ausgebildete Polizisten bendtigt. Wir
werden jetzt spezielle Beweissicherungs-
und Festnahmehundertschaften einrich-
ten. Andere Bundeslinder haben das be-
reits. Wir miissen auch bei Grof3demons-
trationen in der Lage sein, einzugreifen
und den harten Kern von den restlichen
Teilnehmern zu trennen.

Beunruhigend ist die Gewalt gegen Ret-
tungskrifte, sowohl gegen Polizei als
auch Feuerwehr und Technisches Hilfs-
werk. Wie kann man diese Gewalt er-
klidren, wie ihr begegnen?

Herbert Reul: Im vergangenen Jahr gab
es in Nordrhein-Westfalen mehr als 9.000
Straftaten gegen Polizistinnen und Poli-
zisten. Diese Zahl hat mich erschreckt
und beunruhigt. Und da fragt man sich,
wie das kommt. Ich personlich glaube,

Null-Toleranz-Strategie, Herbert Reul

dass in Teilen unserer Gesellschaft die
Gewaltbereitschaft leider zunimmt. Auf
dem Schulhof wird heute manchmal nicht
mehr nur geschubst, sondern leider im-
mer O6fter auch geschlagen, da geht es auch
gelegentlich mit aller Hirte zu — das heif3t,
wir haben ecine zunehmende Brutalisie-
rung. Da miissen wir gegensteuern. Der
Staat und die Gesellschaft miissen bei ge-
walttitigen Ubergriffen konsequent ein-
greifen. Die Menschen miissen wissen,
dass die Polizei da ist und die Einhaltung
von Regeln und Gesetzen iiberwacht — im
Grof3en wie im Kleinen. Klar ist aber auch:
Das Problem zunehmender Gewalt in der
Gesellschaft kann nicht von der Polizei al-
lein gelost werden. Es ist maf3geblich auch
eine Aufgabe von Familien, Schulen und
Jugendeinrichtungen, dafiir zu sorgen,
dass Gewalt erst gar kein Thema wird.
Weiterhin miissen wir Polizisten, Ret-
tungskrifte und Feuerwehrleute besser
ausstatten. Wihrend bei den Polizisten
Schutzwesten helfen, ist dies bei Ret-
tungskriften fraglich, da sie dann mogli-
cherweise im Rettungseinsatz nicht mehr
arbeitsfihig sind. Vor allem aber wiinsche

ich mir, dass Polizisten, Feuerwehrleute

und Rettungskrifte Vorfille konsequent
melden. Da sind auch die Vorgesetzten ge-
fragt. Sie miissen sich um die Anliegen der
betroffenen Mitarbeiter kiimmern, sie

ernst nehmen, eingreifen und auch auf-
kldaren. Und wir miissen auch einmal dar-
iiber nachdenken, ob die Ausbildung von
Feuerwehrleuten und Rettungskriften in
diesen Aspekten verbessert werden muss.

Nach der neuesten Kriminalstatistik
sind die Zahlen bei Wohnungseinbrii-
chen um ungefihr ein Viertel zuriick-
gegangen. Dennoch sind die Zahlen
noch hoch, und die Aufklirungsquote
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ist niedrig. Wie konnen beim Woh-
nungseinbruch dauerhafte Erfolge er-
zielt werden?

Herbert Reul: Achtzig bis neunzig Pro-
zent der Einbriiche erfolgen durch die
Fenster. Einen grofien Beitrag konnen die
Biirger leisten, indem sie ihre Hiuser und
Wohnungen bestmoglich sichern. Die
Polizei kann zudem dadurch effektiver
werden, dass sie die Daten, die sie bei Ein-
briichen erfasst, noch besser miteinander
abgleicht. Mit dem sogenannten Predictive
Policing konnen wir Einbruchschwer-
punkte besser und frithzeitiger erkennen
und dann rechtzeitig Gegenmafinahmen
ergreifen. Ich habe gerade entschieden, die
Prognosesoftware SKALA (,,System zur
Kriminalititsanalyse und Lageantizipa-
tion®) landesweit in allen sechzehn Krimi-
nalhauptstellen einzufiihren. Und das Drit-
te ist natiirlich die schon erwihnte Strate-
gische Fahndung. Wenn die Polizei auf
Autobahnen Kontrollen durchfiihrt, hat
sie die Chance, auch die Diebe zu erwi-
schen, die eben nicht aus der Nachbar-
schaft kommen, sondern zu organisierten
Banden gehoren, die iiber die Staatsgren-
zen hinweg operieren.

Sind Sie enttiuscht, wenn Sie teilweise
sehen miissen, dass Téter nach langen
Ermittlungen gefasst werden, dann
aber mit geringsten Strafen davon-
kommen?

Herbert Reul: Wir haben aus guten Griin-
den die Gewaltenteilung. Deshalb will ich
hier keine Noten fiir Gerichtsurteile ver-
teilen. Trotzdem: Wenn wir beklagen,
dass immer mehr Menschen das Ver-
trauen in die staatlichen Institutionen
verlieren, dann ist das nicht allein ein
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Problem der Polizei. Die Justiz ist da ge-
nauso gefordert.

Soll man Schwarzfahren als Ordnungs-
widrigkeit oder Bagatelldelikt ein-
ordnen?

Herbert Reul: Die Null-Toleranz-Strate-
gie sieht vor, dass auch kleine Delikte
bestraft werden. Wer das wie macht, ist
dann noch einmal eine andere Frage. Aber
es laufen zu lassen, ist fiir mich der Be-
ginn eines schleichenden Prozesses, der
dazu fiihren kann, auch grofiere Straf-
taten kiinftig mit einem Achselzucken zu
beantworten.

Es gibt in Nordrhein-Westfalen eine Re-
gierungskommission fiir mehr Sicher-
heit im Land. Welche Ergebnisse er-
warten Sie sich von dieser Kommission?

Herbert Reul: Die Regierungskommis-
sion soll losgeldst vom politischen Alltag
evaluieren, wie sich die Sicherheitsarchi-
tektur in den nichsten zehn, zwanzig Jah-
ren entwickeln konnte — etwa die Zusam-
menarbeit von Polizei, kommunalen Ord-
nungsbehdrden oder sogar der Bundes-
wehr. Wie ist die internationale Zusam-
menarbeit aufgestellt? Welche Aufgaben
muss zwingend hoheitlich die Polizei
wahrnehmen? Und welche konnen auch
von privaten Sicherheitsdiensten wahrge-
nommen werden? Antworten auf diese
Fragen wiirden uns helfen. Der zeitliche
Rahmen ist allerdings lingerfristig ange-
legt, insofern gibt es bisher noch keine Er-
gebnisse.

Werden Sie in diesem Jahr noch wei-
tere Sicherheitspakete auf den Weg

bringen?
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Herbert Reul: Das zweite Sicherheits-
paket haben wir bereits auf den Weg ge-
bracht. Bei dieser Novelle geht es vor allem
um die Umsetzung der neuen europii-
schen Datenschutzvorgaben. In der zwei-
ten Jahreshilfte wollen wir mit dem Sicher-
heitspaket III unser Verfassungsschutz-
gesetz an die verinderte Bedrohungslage
anpassen.

Welche Erwartungen haben Sie an den
neuen Bundesinnenminister?

Herbert Reul: Wir miissen dringend den
Informationsaustausch zwischen den Si-
cherheitsbehorden optimieren. Das gilt fiir
Deutschland genauso wie fiir Europa. Da
geht es um Technik, aber auch um Ver-
trauen. Ich glaube, Interoperabilitit ist ei-
ne der ganz grof3en Herausforderungen
der nichsten Jahre. Aber Horst Seehofer
bringt mit seiner breiten Erfahrung in der
Bundes- und Landespolitik ideale Voraus-
setzungen mit, um die bisherige Klein-
staaterei im Bereich der Inneren Sicher-
heit zu beenden.

Wo steht Nordrhein-Westfalen bei der
Kriminalititsbekimpfung am Ende
der Legislaturperiode?

Herbert Reul: Eine solche Prognose wire
nicht serios. Dafiir ist die Innere Sicher-
heit zu sehr von dufleren Faktoren abhin-
gig. Aber ich will, dass die Biirgerinnen
und Biirger am Ende dieser fiinf Jahre sa-
gen: Die Situation hat sich nachhaltig ver-
bessert, Nordrhein-Westfalen ist spiirbar
sicherer geworden. Das ist meine Mission.

Das Gespréch fuhrte Ralf Thomas Baus
am 27. Mérz 2018.

SCHWERPUNKT

No-go-Areas

Erfahrungsbericht eines Berliner Hauptkommissars

KARLHEINZ GAERTNER

Geboren 1952 in Berlin,
Polizeihauptkommissar a.D.,
Sachbuchautor.
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Immer hiufiger berichten Medien in Deutsch-
land iiber sogenannte No-go-Areas. Auch grofie
Teile der Bevolkerung sind davon iiberzeugt,
dass es Bezirke, Straflenziige und 6ffentliche
Verkehrsmittel gibt, die man besser meidet, um nicht Opfer einer Straftat zu
werden. Diese Empfindungen werden durch eigene Negativerfahrungen und
Berichte anderer Betroffener verstirkt.

Dass es tatsidchlich ,,No-go-Areas®, also rechtsfreie Riume, gibt, kann
ich aus meiner dienstlichen Erfahrung nicht bestitigen. Zwar versuchen ein-
zelne Gruppierungen, bestimmte Gebiete fiir sich zu beanspruchen oder zu
kontrollieren, es ist ihnen jedoch zumindest bisher nicht gelungen, die Ord-
nungsbehdrden ginzlich zu verdringen. Fakt ist jedoch, dass besonders drei
Gruppen in diesem Zusammenhang negativ auffallen.

Zur ersten Gruppe zdhlen Linksextreme, zumeist Angehorige der
sogenannten Antifa. Sie titulieren Bezirke und Straflenziige als ,,bullenfrei®,
besetzen Hiuser und Grundstiicke oft unter Anwendung massiver Gewalt,
ziinden Autos von angeblichen ,,Kapitalisten® an und begehen zahlreiche
Sachbeschidigungen, die enorme Schadenssummen verursachen. Ihre Be-
griindung liegt meist in der Durchsetzung ihrer vermeintlich hehren politi-
schen Absichten. Eigentliches Ziel ist jedoch die Abschaffung des verhassten
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Schwerpunkt

Staatsapparates. Dies verkiinden sie nicht nur lautstark, sondern verdeutli-
chen es auch dadurch, dass sie wiederholt Angriffe auf die Polizei als Vertreter
dieses Staates veriiben.

Aus unverstidndlichen Griinden fithren Vorgaben aus der Politik viel-
fach dazu, dass sich die Polizei aus diesen Arealen zuriickziehen muss und ihr
staatliches Gewaltmonopol nicht ausiiben kann, sodass tatsichlich zumin-
dest zeitweise rechtsfreie Riume bleiben. Nicht in gleichem Maf3e problema-
tisch sieht es bei Auswiichsen von Rechtsextremen aus. Auch sie terrorisieren
die Bevolkerung oft massiv, erhalten aber erfreulicherweise, bis auf wenige
Ausnahmen, keine Unterstiitzung durch die Politik. So gelingt es der Polizei
meist, diesen ,,Spuk® schnell und entschieden zu beenden.

RAUSCHGIFTHANDEL IN PARKANLAGEN
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Bei der zweiten Gruppe handelt es sich um Gesetzesbrecher, die 6ffentliche
Riume in Beschlag nehmen, um lukrativen Rauschgifthandel zu betreiben.
In Berlin sind davon annihernd alle grofleren Parkanlagen im Innenstadt-
bereich betroffen. Nach meinen konkreten Erfahrungen im Jahnpark in
Neukdlln und im Gorlitzer Park in Kreuzberg ist der Handel mit sogenannten
weichen Drogen wie Haschisch und Marihuana dort fest in der Hand von
Schwarzafrikanern. Es handelt sich in der Regel um abgelehnte Asylbewerber
mit Bleiberecht, auf den Bescheid ihres Asylantrags Wartende oder sich hier il-
legal Aufhaltende. Hinzu kommen einige arabischstimmige Dealer, die harte
Drogen wie Heroin und Kokain verkaufen. Alle polizeilichen Maf3nahmen,
die ich teilweise iiber Jahrzehnte mit ausfithren beziehungsweise leiten durfte,
liefen ins Leere und waren bis auf kurzfristige Verdringungseffekte erfolglos.

Griinde dafiir sind die enorme Nachfrage und die fast unbegrenz-
te Verfligbarkeit durch einen kaum zu kontrollierenden Drogenschmuggel.
Zudem ist es den politisch Verantwortlichen bisher nicht gelungen, die sich
illegal Aufhaltenden oder bereits abgelehnte Asylbewerber, die wiederholt als
Drogendealer festgenommen werden, konsequent in ihre Heimatldnder ab-
zuschieben. Aktuell zeichnet sich aber eine Wende, zumindest im Ausliefe-
rungsverfahren mit dem Libanon, ab. Die Presse berichtet {iber ein gemein-
sames Kommuniqué mit dem Land. Erste Abschiebungen sollen bereits
organisiert sein.

Diese Art des Rauschgifthandels ist Organisierte Kriminalitit, die mit
einfachen polizeilichen Mafinahmen nicht effektiv bekimpft werden kann. So
sind die Hinterminner, die meist aus Stidostasien oder Stidamerika stammen
und von dort aus agieren, schwer zu ermitteln, geschweige denn zu tiberfiihren.
Schon das Vorgehen der Kleinsthidndler in den Parks ist duflerst konspirativ,
um polizeiliche Fahndungserfolge zu verhindern. Somit ist eine Beweisfiihrung,
die eine nachhaltige Verurteilung ermdglichen wiirde, enorm schwierig.
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No-go-Areas, Karlheinz Gaertner

SPAHER, ANSPRECHER,
GELD- UND BUNKERHALTER

Ein Beispiel: Zunichst werden in der Nacht Rauschgiftdepots im Park ange-
legt. In den Morgenstunden iibernehmen mehrere Trupps von zumeist rund
zehn Minnern das Tagesgeschift und teilen sich folgende Aufgaben: Zwei
Personen dienen als Spiher und fahren mit Fahrridern die Grenzen des Parks
ab, um vor Polizeikontrollen zu warnen. Zwei weitere dienen als sogenannte
Ansprecher. Sie fragen die Parkbesucher, ob sie Rauschmittel erwerben wol-
len. Die Interessierten werden zum Geldhalter geschickt, der ihnen Angebot
und Preis nennt, das Geld in Empfang nimmt und sie sodann zum Bunker-
halter weitervermittelt. Dieser hat zuvor aus unzihligen, in Erdgruben vergra-
benen Kleinstdepots die verlangte Rauschgiftmenge entnommen und {ibergibt
sie dem Kiufer. Parallel dazu hat auch der Geldhalter eilig den Verkaufserlos
in nahegelegenen Gebiischen versteckt. Das Geschift ist abgeschlossen.

Die Titer prigten die Art und Weise des Aufteilens einzelner Auf-
gaben innerhalb dieser Strukturen durch die Erkenntnisse aus Gerichtspro-
zessen und verfeinern sie stetig. Die Dealer wissen, dass sie nur dann lingere
Gefingnisstrafen fiirchten miissen, wenn bewiesen werden kann, dass sie ge-
meinschaftlich handeln oder ein Einzelner mit einer nicht unerheblichen
Rauschgiftmenge festgenommen wird. Natiirlich gidbe es Mittel und Wege,
diesen Rauschgifthandel effektiver zu bekdmpfen — etwa durch Videoiiberwa-
chung der bekannten Verkaufsplidtze und eine dementsprechend gute Beweis-
fithrung, wie sie uns die Politik fiir einige Wochen genehmigte. Aber eben nur
kurzfristig; dann wurde sie aus Datenschutzgriinden wieder verboten. Dass
diese gesetzwidrigen Handelstitigkeiten in den Parks und dariiber hinaus in
den anliegenden Straf3en bei vielen Biirgern den Eindruck erwecken, dass
dort ,,No-go-Areas® entstanden sind, ist aufgrund der Masse der dort agieren-
den Dealer, ihres aggressiven Auftretens und begleitender Straftaten, wie
Raub- und Korperverletzungsdelikten, nicht verwunderlich.

KURDISCH-LIBANESISCHE CLANS
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Wie in meinem Buch Sie kennen keine Grenzen mehr beschrieben, lautet das
Motto und der Antrieb dieser dritten Gruppe: ,Immer frecher, skrupelloser,
gewalttitiger und gieriger!“ Aufgrund ihrer nach aufien nahezu vollig abge-
schotteten Clanstrukturen, ihres Zusammenbhalts, ihrer Mannstirken, die
hiufig mehrere Hundert Personen umfassen, und ihrer Brutalitit halten diese
Grof¥familien in vielen Stidten mittlerweile Teile der Organisierten Krimina-
litédt fest in ihren Hinden. Unmittelbar nach ihrer Ankunft in Deutschland
fanden sie ideale Voraussetzungen, um einheimische Kriminelle zu verdrin-
gen und deren lukrative Geschiftsfelder wie Rauschgift-, Medikamenten- und
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Schwerpunkt

Menschenhandel, Zuhilterei, Schutzgelderpressung, Raubiiberfille sowie
schwere Einbruch- und Bandendiebstihle zu iibernehmen.

FALSCH VERSTANDENE TOLERANZ
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Die Aufzidhlung ist mit Sicherheit nicht vollstindig und benennt nur die De-
likte und Personengruppen, mit denen ich es in meinem Berufsleben zu tun
hatte. Da sie Parallelstrukturen zu unserem Staat aufbauten und eine Identi-
fikation mit selbigem strikt ablehnen, akzeptieren sie auch unser Rechts- und
Wertesystem nicht! Leicht gemacht wurde es ihnen durch eine von den politi-
schen Entscheidungstrigern {iber Jahre praktizierte, falsch verstandene Tole-
ranz gegeniiber diesen angeblichen Biirgerkriegsfliichtlingen. Rechtzeitige
Warnungen iiber ihre verbrecherischen Aktivititen, die wir regelmiflig in
Richtung Politik sandten, wurden iiberhort, als rassistisch abgestempelt oder
als iibertrieben dargestellt.

So stellten meine Mitarbeiter und ich als ehemaliger Leiter einer Poli-
zeieinheit zur Verbrechensbekidmpfung fest, dass wir bis in die dritte Genera-
tion hinein die gleichen gesetzwidrigen Verhaltensmuster in diesen Grof3-
familien miterleben mussten. Bereits dreizehnjihrige Teenager raubten ihren
Mitschiilern Handys, Jacken und Turnschuhe und fielen oft schon im Grund-
schulalter als gewaltbereit auf. Als Jugendliche gingen sie dann dazu iber,
massive Einbriiche zu begehen.

Diese liefen unter anderem so ab: Zunichst beschafften sie sich leis-
tungsstarke Autos, die meist von den dlteren Briidern angemietet wurden.
Anschlieend entfernten sie gusseiserne Gullydeckel von Fahrbahnrindern
und warfen sie in die Schaufenster von Bekleidungsgeschiften oder Elektro-
liden. Binnen Minuten verstauten sie hochwertige Waren in mitgebrachte
Bettlaken, stiegen in die Autos, fuhren zu ihren Hehlern und machten die
Ware zu Bargeld. Nun begann der ,,eigentliche Spaf3“, wie sie uns bei nachtrig-
lichen Festnahmen kraftstrotzend und rotzfrech entgegenschrien: ,,Was wollt
ihr Bullen denn, wir haben ein tolles Leben! Wir fahren mit super Schlitten
durch die Gegend, haben Kohle, mieten uns polnische Nutten, besorgen uns
Viagra und bumsen die ganze Nacht in den schonsten Hotelbetten Berlins!“

Tatsidchlich waren das, wie unsere Ermittlungen unzihlige Male er-
gaben, nicht nur dumme Spriiche. Leider blieben die Strafen immer am un-
tersten Level, und so setzten die Clanmitglieder die zweifelhaften Karrieren
als Straftiter fort. Sie pliinderten nun Geschifte vollstindig aus und schafften
das Diebesgut in Lastwagen weg. Wir erlebten, dass Liden mit Hochzeits-
artikeln und Elektrowaren komplett leergerdiumt wurden und die Besitzer in
Konkurs gehen mussten. Konnten wir die Téter auf frischer Tat festnehmen,
zog die Justiz aus meiner Sicht oft nicht mit. Merkbare Haftstrafen waren eine
Seltenheit, und so steigerten sich die kriminellen Energien erneut. Jetzt

Die Politische Meinung

No-go-Areas, Karlheinz Gaertner

fuhren die Téter riicksichtslos mit gestohlenen Autos in die Schaufenster von
Elektrogrofimirkten und Juwelieren. Ohne den geringsten Skrupel {iberfielen
Mitglieder dieser Clans das Kaufhaus des Westens, gruben sich in die Tresor-
keller einiger Banken und raubten die 100 Kilo schwere ,,Big Maple Leaf“-
Goldmiinze aus dem Bode-Museum.

»IM KNAST WIRD MAN ERST
ZUM RICHTIGEN MANN*
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Die Clans haben sich lingst auf die Arbeitsweisen der Ermittler eingestellt,
kennen die Strafprozessordnung genau und durchschauen, wie man nen-
nenswerte Haftstrafen vermeidet. Beispielsweise setzen sie fiir den Strafien-
handel mit Rauschgiften wie Heroin und Kokain Kinder beziehungsweise
Jugendliche, die sich als Kinder ausgeben, ein. In dem Wissen, dass diese
nicht strafmiindig sind oder nur mit einer geringen Jugendstrafe zu rechnen
haben, filschen sie deren Altersangaben in den Pissen. Die Clanchefs als ei-
gentliche Drahtzieher bleiben im Hintergrund und werden selten belangt,
denn Aussagen gibt es so gut wie keine! Ein beliebter Spruch unter diesen
Familienoberhiuptern lautet: ,,Im Knast wird man erst zum richtigen Mann!“

AbschlieSend moéchte ich aufzeigen, wie unverschimt sich einzelne
dieser Sippenmitglieder in ihren Wohngebieten verhalten. Ein drei Zentner
schweres und iiber 1,90 Meter grof3es Clan-Familienoberhaupt briillte bei
einer normalen Ahndung seiner Verkehrsordnungswidrigkeit, nimlich des
Parkens auf dem Gehweg, die einschreitenden Kollegen mit den Worten an:
»Ich bin Achmed, wisst ihr nicht, wer ich bin? Mir gehort der Kiez, macht,
dass ihr wegkommt!“ Diese Worte wiederholte er im Brustton der Uberzeu-
gung dreimal. Jene Art der eigenen Uberzeugung, iiber dem Gesetz zu ste-
hen, ist in diesen kriminellen Clans mittlerweile von Jung bis Alt verinner-
licht. Polizeiliche Anordnungen werden infrage gestellt, missachtet oder
gewaltsam verhindert. Es treten sogar ganz offen sogenannte Friedensrichter
auf, die erkennbar eine Paralleljustiz vertreten.

Zur Sprengung dieser kriminellen Clanstrukturen miissen Spezialisten
der Polizei und der Justiz kleinste Vergehen rigoros ahnden, merkbare Stra-
fen verhingen, mogliche Abschiebungen konsequent durchfiihren und eine
Beweislastumkehr bei der Vermdgensabschdpfung entschieden betreiben.
Selbstverstindlich gehdren auch modernste technische sowie angemessene
personelle Ausstattungen dazu.

Mein Fazit: Wenn Recht und Gesetz nicht fiir jedermann gleicherma-
Ben gelten, ist unsere Demokratie gefihrdet, und ,,No-go-Areas“ werden fiir
unser Land dann wirklich zum Alltag geh6ren!
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SCHWERPUNKT

Selbst das Vieh

von der Weide ...

Das Lagebild zur Kriminalitat in Brandenburg

BJORN LAKENMACHER

Geboren 1975 in der Lutherstadt
Wittenberg, Kriminalbeamter
beim Bundeskriminalamt (BKA),

Das Land Brandenburg ist geografisch mit rund
29.650 Quadratkilometern das fiinftgrofite Fla-
chenland der Bundesrepublik Deutschland. Es

Mitglied des Landtages Branden- ist gepragt durch seine lindlichen Regionen so-

burg, Innenpolitischer Sprecher
der CDU-Landtagsfraktion.
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wie die vielen Klein- und Mittelstddte. Die kreis-
freien Stidte Brandenburg an der Havel, Cott-
bus, Frankfurt (Oder) und Potsdam bilden Anker
im lindlichen Raum. Einen starken Einfluss auf das gesellschaftliche Leben
und ebenso auf die Kriminalitit haben die Metropole Berlin sowie die {iber
250 Kilometer lange Binnen- und Wohlstandsgrenze der Europiischen Union
(EU) zur Republik Polen.

Brandenburg ist eines der Flichenlidnder mit der hochsten Kriminali-
titsbelastung auf 100.000 Einwohner. Im Jahr 2016 lag es hinter den Flichen-
lindern Sachsen-Anhalt, Nordrhein-Westfalen und Sachsen auf dem vierten
Platz. In den 24 brandenburgischen Grenzgemeinden {iberstieg die Krimina-
litdtsbelastung deutlich den Landesdurchschnitt. Diese Rahmenbedingungen
weist in der Summe kein anderes Bundesland auf.

Die seit Jahren hohe Gesamtkriminalititsbelastung in Brandenburg
wird wesentlich von der Eigentumskriminalitit bestimmt. Der Schwerpunkt

Die Politische Meinung

liegt auf den Einbruchs- und Diebstahlsdelikten. Von 2010 bis 2016 war bei-
spielsweise die Anzahl der Wohnungseinbruchdiebstihle um rund 30 Pro-
zent auf 4.180 Fille gestiegen. Gleichzeitig fiel die Aufklirungsquote der
Polizei von 27,5 auf 19,7 Prozent. Der Diebstahl von landwirtschaftlichen
Geriten und Maschinen befindet sich seit Jahren auf einem hohen Niveau,
wihrend die Aufklirungsquote um 7 Prozent auf 11,6 Prozent zuriickging.
Ein mittlerweile akut werdendes Kriminalititsphinomen ist der Viehdieb-
stahl. 2016 und 2017 wurden mehrere Hundert Rinder im Land entwendet.
Betroffen sind Landwirte und Agrargemeinschaften, wie in Baruth im Land-
kreis Teltow-Fliming und in Freiwalde im Landkreis Dahme-Spreewald.

GRENZUBERSCHREITENDE
EIGENTUMSKRIMINALITAT
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Die Eigentumskriminalitit wird von einheimischen Titern, aber auch von
nicht in Deutschland beheimateten, oft transnational organisierten Téter-
gruppierungen grenziiberschreitend begangen. Dabei ist Brandenburg so-
wohl Zielland als auch eines der Transitlinder nach Osteuropa. Im Bereich
der grenziiberschreitenden Kriminalitdt gab es 2016 rund 4.000 Straftaten,
von denen die iiberwiegende Mehrzahl der Diebstahlskriminalitit zuzu-
ordnen ist. Dreif3ig Prozent der Fille betreffen den Diebstahl von Kraftfahr-
zeugen. Von den 1.490 Tatverdichtigen stammen 1.410 aus dem Ausland,
vorwiegend aus Polen, Ruminien, Litauen, Weifirussland, der Ukraine, der
Russischen Foderation, Moldawien und Serbien.

Die politisch motivierte Kriminalitit ist von 2010 bis 2016 um rund
47,5 Prozent angestiegen. Fiir 2016 sind insgesamt 2.163 Fille registriert.
Den Schwerpunkt bildet die politisch motivierte Kriminalitidt von rechts mit
1.664 Fillen. Brandenburg hatte im Jahr 2016 mit 167 Straftaten eine hohe
Zahl rechtsextremistischer Gewalttaten erfasst — sie wurde nur noch in Nord-
rhein-Westfalen tiberschritten.

Hinzu kommt die erhohte Gefahrenlage durch Islamismus und Terro-
rismus. 2013 waren dreiflig Personen dem islamistischen Personenpotenzial
zuzuordnen. Mitte 2017 belief sich dieses Potenzial bereits auf etwa 130 Per-
sonen, tiberwiegend aus Tschetschenien und Syrien. Die Tendenz ist weiter
steigend. Die Zahl der islamistischen ,,Gefihrder” liegt gegenwirtig im unte-
ren zweistelligen Bereich.

Seit 2010 ist eine Landesregierung aus SPD und DIE LINKE fiir die
innere Sicherheit des Landes Brandenburg verantwortlich. So wurde im Jahr
2011 eine Polizeireform durchgesetzt, die zuvorderst an fiskalischen Gesichts-
punkten und nicht an den Maf3stiben der inneren Sicherheit ausgerichtet
war. Die Fiihrungsstrukturen der Polizei wurden faktisch redundant, und die
operative Schlagkraft vor Ort ging mit dem neuen Reviersystem verloren.
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Ein Grund dafiir ist der enorme Personalabbau bei steigender Aufgaben-
belastung. Die Landesregierung hat mittlerweile nach langem Zégern und
hohem politischen Druck ihre urspriingliche Personalzielzahl schrittweise
von 7.000 auf 8.250 Stellen korrigiert. Im Jahr 2010 beschiftigte die Polizei in
Brandenburg noch iiber 9.000 Bedienstete. 2017 waren es gerade einmal
7.930; dies war der niedrigste Stand seit Bestehen des Landes. Aufierdem
schieden von den Abschlussjahrgingen 2016 und 2017 an der Fachhoch-
schule der Polizei des Landes Brandenburg 97 Polizeianwirter, also rund
25 Prozent, seit Beginn der Ausbildung beziehungsweise des Studiums aus.
Selbst bei Einstellung von jetzt 400 Anwirtern pro Jahr konnen die fast
ebenso hohen Abginge aus dem Polizeidienst kaum aufgefangen und die ge-
plante Aufstockung der Personalstellen kurz- und mittelfristig nicht erreicht
werden. Die hohen Altersabginge bedeuten zudem einen enormen Verlust an
Erfahrungswissen.

Diese Entwicklungen schlagen sich in den unterschiedlichen Berei-
chen der Polizeiarbeit nieder, sodass die meisten Zielvorgaben der Polizei-
reform bisher nicht erreicht werden konnten: Statt 120 Streifenwagen im gan-
zen Land wird nur noch eine Mindeststirke von unter 100 Streifenwagen
erreicht. Die durchschnittliche Interventionszeit hat sich verschlechtert. Die
Sprechstunden in den Polizeirevieren konnen nicht mehr vollumfinglich
durchgefiihrt werden. Die Revierpolizistinnen und -polizisten miissen bei-
spielsweise den Wach- und Wechseldienst — eine spezielle Form des Schicht-
dienstes, bei der der stindige Wechsel von Friih-, Spit- und Nachtschicht zum
Berufsalltag gehort — unterstiitzen. Der Anteil der Verkehrsiiberwachung ist
zudem aufgrund der Einsatzbelastungen, der Einhaltung der Mindeststirken
sowie der Fokussierung auf die Interventionszeiten in nahezu allen Aktions-
feldern zuriickgegangen. Viele Organisationseinheiten der Kriminalpolizei
sind hinsichtlich der Kriminalititsentwicklung personell nicht hinreichend
ausgestattet. Es fehlt an Ermittlern und Kriminaltechnikern. Der Bedarf an
operativer Fahndung kann durch die bestehenden Fahndungseinheiten nicht
mehr vollstindig abgedeckt werden. Der polizeiliche Staatsschutz wurde er-
heblich geschwicht.

NEUAUSRICHTUNG DER SICHERHEITSPOLITIK
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Brandenburg braucht eine Neuausrichtung seiner Sicherheitspolitik. Mittel-
fristig muss das Personal bei der Polizei erheblich aufgestockt werden. Dafiir
ist die Erweiterung der Kapazititen der Fachhochschule der Polizei notwen-
dig. Um den Verlust an Fachwissen und -kompetenz bei der Kriminalpolizei
zu minimieren, sollte ein spezialisierter kriminalistischer Ausbildungsgang
an der Fachhochschule eingefiihrt werden. Ein Paket fiir grof3ere Ausbildungs-
attraktivitdt muss auch giinstige Unterkiinfte fiir die Polizeianwirter umfassen.

Die Politische Meinung

Selbst das Vieh von der Weide ..., Bjorn Lakenmacher

Um die Motivation der Polizistinnen und Polizisten zu erhdhen, sollte endlich
ein umfassendes Personalentwicklungskonzept eingefiihrt werden, einschlief3-
lich vorausschauender Nachwuchs- und Verwendungsplanung auf allen Ebe-
nen der Organisation sowie eines leistungsorientierten Lohnentwicklungs-
und Beforderungskonzepts. Im Hinblick auf die hohen Krankenstinde
benotigt die Polizei Brandenburg ein professionelles und ganzheitliches Ge-
sundheitsmanagement. Dieses muss die strikte Durchsetzung des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes, die Ursachenforschung der Krankenstinde und darauf
basierende Mafinahmen zu ihrer Senkung beinhalten. Ma3inahmen zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie und zur Entwicklung eines mitarbeiter-
bewussten Fithrungsverhaltens sollten noch stirker Beriicksichtigung finden.

Die Ausstattung der Polizei mit moderner Ausriistung muss voran-
getrieben werden. Derzeit fehlt es noch an ballistischen Helmen und Uber-
ziehschutzwesten (Schutzklasse 4). Diese miissen als Poolausstattung auf dem
Funkstreifenwagen und bei der Bereitschaftspolizei vorgehalten werden und
konnen dann von den jeweiligen diensthabenden Polizistinnen und Poli-
zisten genutzt werden. Die Nachriistung der Schiefistinde ist eine weitere
dringende Mafinahme. Die digitale Neuausrichtung der Sicherheitsbehérden
erfordert eine ausreichende Ausstattung mit mobiler und variabel nutzbarer
Technik, die zurzeit nur unzureichend vorhanden ist. Bei der Anschaffung ist
es erforderlich, die Nutzeranforderungen eindeutig festzulegen und die Be-
darfsbeschreibung zu konkretisieren. Zur Verbesserung der Kommunikation
miissen das Digitalfunknetz ausgebaut und ,,weif3e Flecken® beseitigt wer-
den. Die technischen Probleme beim Einsatz von Analysesoftware, wie der
Software zur Kriminalititsprognose PRECOBS (Pre Crime Observation Sys-
tem), sind endlich zu beseitigen.

KONSEQUENTE SCHLEIERFAHNDUNG
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Dartiber hinaus ist es notwendig, die Prisenz der Polizei in der Fliche sowie
den Kontroll- und Mafinahmendruck gegen kriminelle Strukturen wieder zu
verstirken. In der Grenzregion zur Republik Polen sollte hierfiir sowohl die
Landes- als auch die Bundespolizei erheblich aufgestockt werden. Der polizei-
liche Druck auf Téter muss durch eine konsequente Schleierfahndung erhéht
werden, die gesetzgeberisch auf das gesamte Land ausgeweitet werden soll.
Zur wirksamen Verfolgung von Diebstihlen und Einbriichen sollten zudem
spezialisierte Kriminalkommissariate eingerichtet werden. Spezielle Krimi-
nalititsphinomene wie der Landmaschinen- und Viehdiebstahl bediirfen
priaventiver Handlungskonzepte. Der Einsatz intelligenter Videoiiberwachung
mit automatisierter Auswertung und der Erfassung biometrischer Daten sowie
eine Nutzung der Drohnentechnik im Grenzgebiet konnen die Polizei bei der
Kriminalititsbekimpfung unterstiitzen.
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Die Ministerien des Innern und der Justiz sollten auf der Grundlage eines
Konzeptes der vernetzten Sicherheit stirker bei der frithzeitigeren Zusam-
menfithrung des kriminalistischen und ermittlungstaktischen Erfahrungs-
wissens der Polizei und des juristischen Fachwissens der Staatsanwilte koope-
rieren. Dadurch kdnnen iiberfliissige Arbeitsabldufe in der Vorgangsbearbei-
tung vermieden sowie Personal- und Ermittlungsressourcen der Strafver-
folgungsbehdrden gezielter eingesetzt werden. So ist der verstirkte Einsatz
integrierter Ermittlungseinheiten aus Polizeibeamten und Staatsanwilten
notig, die nicht nur bei Delikten der schweren, sondern auch bei mittelschwe-
rer Kriminalitdt und besonderen Kriminalititsphinomenen in einem ver-
netzten Austausch stehen. Dieser Kommunikationsprozess kann durch eine
gemeinsame elektronische Akte mit abgestimmten einheitlichen Aktenstan-
dards und durch ein integriertes digitales Informations-, Kommunikations-
und Managementsystem verbessert werden.

KOMPETENZZENTRUM ZUR
GRENZUBERSCHREITENDEN SICHERHEIT
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Die nationale und europdiische Sicherheitszusammenarbeit — insbesondere
mit den Partnern aus Berlin, Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, dem Bund
und der Republik Polen —im Gemeinsamen Zentrum der deutsch-polnischen
Polizei- und Zollzusammenarbeit bei Swiecko in der Woiwodschaft Lebus
sollte durch den Aufbau eines Gemeinsamen Kompetenzzentrums zur grenz-
iiberschreitenden Sicherheit gestirkt werden. So konnen in diesem Zentrum
gemeinsame Polizeikrifte mit einer linderiibergreifenden Schwerpunkt-
staatsanwaltschaft zur Bekimpfung von Grenz- und grenziiberschreitender
Kriminalitit zusammengefiihrt werden. Neben einem optimierten Informa-
tionsaustausch sowie sprachlicher und juristischer Expertise besteht dadurch
die Moglichkeit, einheitliche Gesamtlagebilder zu erstellen, ein gemeinsames
Experten- und Ermittlungsnetzwerk zu errichten und die Zusammenarbeit
mit den Sicherheitsbehdrden der Europiischen Union (Europol, Eurojust,
Frontex), ihrer Mitgliedstaaten und osteuropdischer Nachbarstaaten besser
zu koordinieren.
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SPOTLIGHTS

Kriminalitat global

Berichte aus funf Landern

DAS SICHERSTE LAND DER WELT

Gesellschaftliche Aspekte von Kriminalitat und Verbrechen in Japan

Wie kann es sein, Japan eines der sichers-
ten Linder der Welt? Die Ausgangslage
war eine ganz andere: Nach der Nieder-
lage im Zweiten Weltkrieg war Nippon al-
les andere als sicher: In den 1950er-Jahren
zdhlte es noch 4.000 Mordfille pro Jahr,
die Polizei registrierte weit {iber 150.000
gewaltbereite Gangster. Das waren die so-
genannten Yakuza, betitelt nach der wert-
losen Zahlenkombination eines traditio-
nellen, dem Black Jack vergleichbaren
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japanischen Kartenspiels, die, straff orga-
nisiert in unterschiedlichen polizeibe-
kannten Gruppen, ihren weitverzweigten
illegalen Geschiften wie Schutzgelderpres-
sung, Drogenhandel, Geldwische, Wett-
einnahmen und Borsenspekulationen
nachgingen. In einer Art staatlich gedul-
deter Parallelwelt folgten sie eigenen Ge-
setzen und Ritualen. Die von den Yakuza
beherrschte Vergniigungsindustrie, deren
Casinos allein tiber 250 Milliarden Euro



Spotlights

Reingewinn jihrlich einspielen, ist nur ein
Teilbereich der florierenden Geschifte.

Das soziale Phinomen dieser mal im
Untergrund, mal im Halbschatten, dann
wieder offentlich operierenden japantypi-
schen Hierarchie- und Bandenkriminali-
tdt, der sich zunehmend auch Angehorige
der verachteten koreanischen Minderheit
im Lande angeschlossen haben, ist bis in
unsere Zeit erhalten geblieben. Mitglie-
derzahlen der japanischen Gangsterkon-
zerne mogen sich mittlerweile stark ver-
ringert, die Herkunftsmilieus verschoben
und die Yakuza ihre engmaschigen Bezie-
hungen auch auf ultranationalistische in-
nen- und parteipolitische Kanile sowie die
erneut boomende Immobilienwirtschaft
ausgedehnt haben. Am allgegenwirtigen,
geradezu faszinierend gesellschaftspri-
genden Einfluss der etablierten Syndikate
hat sich wenig geidndert, vielen Klischees
tiber Japans harmonisch befriedete Sozial-
struktur zum Trotz.

Wie keine zweite hoch entwickelte In-
dustrienation wird das Land quasi doppelt
regiert und von einer einheimischen Mafia
durchsetzt und beherrscht, die sich nicht
um geltende Strafgesetze zu scheren
scheint, wohl aber sklavisch an ihre eige-
nen iiberlieferten Regeln hilt. Wer diese
bricht oder nicht verstanden hat, verliert
zuerst die Fingerkuppen, spiter durchaus
mehr.

Heute wird kaum ein Kultur- oder
Reisefiihrer {iber Japan miide, die beruhi-
gende Ungefihrlichkeit des Landes fiir
Touristen und andere Normalbiirger in-
klusive des riesigen Grofiraums Tokio mit
seinen iiber dreiflig Millionen Menschen
als besonderes Merkmal der japanischen
Gesellschaft hervorzuheben: ein schein-
bar tiberwiegend verbrechensfreier Hort
des Schutzes und der Sicherheit.
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Woran liegt das? Neben technischen In-
strumenten, wie Tausenden von Uber-
wachungskameras nach Londoner Vorbild,
einer hohen Dichte polizeiinstitutioneller
Dienststellen an praktisch jeder Strafien-
ecke kommen spezifisch kulturelle As-
pekte: Uberalterung der Bevolkerung,
damit einhergehend wenig Eigentums-
delikte, enge soziale Verflechtung in der
Gesellschaft und ausgeprigt denunzie-
rende Nachbarschaftskontrolle. Auch die
drakonischen Gesetze des Staates diirfen
nicht aufler Acht gelassen werden. Japan
kennt noch immer die Vollstreckung der
Todesstrafe. Seit Kriegsende wurden {iber
700 Menschen gehingt.

Die allgemeinen Tendenzen bei der
Kriminalitit sind riickldufig: Im Jahr 2017
gab es erstmalig unter eine Million De-
likte, die meisten davon Diebstidhle. Die
Mordrate blieb unterhalb der Schwelle
von 1.000; auch dies bei immerhin 127
Millionen Einwohnern eine verschwin-
dend geringe Zahl. Strengste Waffenge-
setze, an die sich im Allgemeinen auch die
Yakuza halten, und eine rigide xenophobi-
sche Immigrations- und Zuwanderungs-
politik begrenzen die Straftaten. Hinzu
kommt eine statistisch frappierend hohe
Aufklirungsquote aller Verbrechen, die
jedoch mit angeblich 99 Prozent etwas
geschont erscheint. Zum Vergleich: In
Deutschland liegt sie bei 85 Prozent, in
den USA bei 60 Prozent.

In der Tat beweisen etliche Wieder-
aufnahmeverfahren, dass nicht wenige
Totungsdelikte in Japan vorschnell als Sui-
zid eingestuft und fiir erledigt gehalten
werden. Alle fiinfzehn Minuten bringt
sich ein Mensch um. Japan hilt damit den
traurigen Rekord als Land mit der hochs-
ten Selbstmordrate der Welt.

Kriminalitat global

Die sprichwortliche Hoflichkeit der Japa-
ner wird von manchem Auslinder oft mit
empathischer Freundlichkeit verwechselt,
deren anfangs euphorisch vermutete Tiefe
allerdings nicht selten enttduscht zu der
Erkenntnis fithrt, dass hinter Konvention
und Ritus ein ausgekliigeltes, jedoch
fassadenhaft starres Regelwerk erfahrbar
wird, das die erwartete echte Zuneigung
nicht immer wiedergibt.

Gleichzeitig aber steuern ein stets
prisentes Wissen um unerbittliche soziale
Sanktionen und der vorgeformte Verhal-
tenskodex die rechtschaffene Gestaltung
menschlicher Beziehungen im japani-

TRADITION DER GEWALT
Kriminalitat in Zentralamerika

Guatemala, Honduras und El Salvador
bilden das ,,NoOrdliche Dreieck® in Zentral-
amerika. Dieser Begriff, der einst fiir
ein Wirtschaftsprogramm zugunsten der
regionalen Integration der drei Linder
stand, ist heute aus der Perspektive der
Kriminalitit ein Synonym fiir ein Dreieck
von Gewalt, Verbrechen und Staatsver-
sagen geworden. Nirgendwo sonst auf
der Welt ist die Mordrate auf3erhalb von
Kriegsgebieten so hoch wie in den drei
mittelamerikanischen Staaten. Laut einer
Statistik der Vereinten Nationen liegt die
hochste Mordrate mit neunzig Opfern
pro 100.000 Einwohner in Honduras. Auf
Platz zwei und drei folgen El Salvador mit
41 und Guatemala mit vierzig Mordopfern
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schen Gemeinwesen. Moralische Richt-
schnur ist das Schamgefiihl, das heifdt
die stete Sorge, in der als mafigebend ver-
innerlichten Gesellschaft nicht Aufsehen
zu erregen oder ihr zur Last zu fallen. Be-
vor man sich aufgrund eines gegen diese
Gesellschaft gerichteten Vergehens schi-
men muss — der westliche Schuldbegriff
funktioniert hier nicht —, lisst man es zur
Sicherheit meistens bleiben.

Thomas Awe

Leiter des Auslandsbiiros Japan und des Regional-
programms Soziale Ordnungspolitik in Asien (SOPAS)
der Konrad-Adenauer-Stiftung

pro 100.000 Einwohner. Der globale
Durchschnitt liegt bei 6,2 Morden.

Diese Zahlen bilden eine grausame
Realitédt ab, mit der die rund dreiflig Mil-
lionen Menschen, die in den drei Lindern
leben, tiglich konfrontiert sind. Das Zah-
lenwerk erklirt jedoch weder die Ursa-
chen dieser Gewaltspirale, noch lassen
sich daraus die bisherigen Erfolge der Jus-
tiz und Politik sowie das vielfiltige Enga-
gement kirchlicher und zivilgesellschaft-
licher Initiativen ablesen.

Die Anfinge der von Soziologen so
bezeichneten ,,Gewalttradition“ und des
daraus resultierenden Netzes aus Banden-
kriminalitidt, Korruption, fehlendem Ge-
waltmonopol und Drogenhandel liegen in
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den Biirgerkriegen Guatemalas (1960—
1996) und El Salvadors (1980-1991). In
den Biirgerkriegen, die tiber 100.000 To-
desopfer forderten, wurden viele Griuel-
taten besonders gegen die indigene Bevol-
kerung der Region veriibt. Honduras teilt
die Biirgerkriegsgeschichte nicht, war aber
in eine Vielzahl der regionalen Konflikte
verwickelt.

Die Unterzeichnung der Friedensver-
trige und die Installation demokratischer
Institutionen beendeten zwar die Biirger-
kriege in den 1990er-Jahren, jedoch nicht
die Migrationswellen in das US-amerika-
nische Ausland, wo sich Parallelgesell-
schaften der Biirgerkriegsfliichtlinge bil-
deten. Eine ganze Generation, traumati-
siert von den Gewalterfahrungen, glaubte,
den Verbrechen und der wirtschaftlichen
Ausweglosigkeit ihrer Heimatldnder ent-
flohen zu sein, sah sich aber nunmehr als
neues Schlusslicht in einer Gesellschaft,
in die sie sich kaum integrieren konnte.
Arbeitslosigkeit, Analphabetismus und
Drogenabhingigkeit waren der Nahrbo-
den fiir das Entstehen der sogenannten
Maras. Die Banden, anfinglich Jugend-
gangs in den Vororten von Los Angeles,
wurden zu kriminellen Organisationen,
die Geschiften im Drogenhandel, Prosti-
tution, Erpressung und Auftragsmord
nachgingen. Bald hatte dies Auswirkun-
gen auf ihre Ursprungsldnder.

Gleichzeitig bildeten Drogentransit-
kartelle in den biirgerkriegsgeschwichten
Heimatlindern Parallelstrukturen zu den
schwachen staatlichen Institutionen. Die
Kartelle kontrollieren ganze Regionen, von
denen sie fast ungehindert die in den An-
denlidndern produzierten Drogen in die
USA bringen. So wuchsen sie zur einfluss-
reichsten Macht im Staat, organisierten
die offentliche Ordnung, fungierten sogar
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als ,,soziale Institution®, um die Bevolke-
rung gewogen zu halten.

Als nach einem Beschluss des US-
Kongresses zwischen den Jahren 2000
und 2004 rund 20.000 zuvor inhaftierte
beziehungsweise vorbestrafte Mitglieder
von Maras in ihre mittelamerikanischen
Linder abgeschoben wurden, bildete sich
eine neue explosive Mischung von krimi-
nalititserfahrenen Gruppierungen. Der
daraus zwangsldufig entstehende Konkur-
renzkampf zwischen Maras und Kartellen
war der Beginn einer neuen Spirale der
Gewalt, die nicht nur durch eine hohe so-
ziale Ungleichheit und Perspektivlosigkeit,
sondern auch durch das Versagen eines
korrupten Staatsapparats immer stirker
zunahm.

Dennoch gelingt es Teilen der Offent-
lichkeit, die Zugang zu einer wertebasier-
ten Bildung haben, der weit verbreiteten
Kultur des Misstrauens neue Impulse ei-
nes gesellschaftlichen Miteinanders ent-
gegenzusetzen. So entstehen immer mehr
zivilgesellschaftliche Gruppen und eine
kritische Offentlichkeit, die ein Gemein-
wesen der Abschottung und des Weg-
schauens nicht mehr akzeptieren. Als
2015 der frithere guatemaltekische Pra-
sident Pérez Molina wegen Korruption
und krimineller Geschifte verhaftet wur-
de, erreichte die Emporungswelle ihren
Hohepunkt. Dies zeigt, dass eine kultu-
relle Verinderung hin zu Zivilcourage,
Korruptionsichtung und Akzeptanz der
Justiz nur aus der Mitte der Gesellschaft
heraus entstehen kann — ein Losungs-
ansatz, der fiir die ganze Region des
,»Nordlichen Dreiecks® von Bedeutung ist
und die Verantwortung der westlichen
Staatengemeinschaft unterstreicht, neben
Regierungen auch die Akteure der Zivil-
gesellschaft zu stirken. Eine effektive
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Ursachenbekimpfung wird langfristig je-
doch nur durch eine Stirkung der Wirt-
schaft und die damit verbundene Schaf-
fung neuer Arbeitsplitze erfolgen kdnnen.
Staaten, deren Bruttoinlandsprodukt zwi-
schen zehn und zwanzig Prozent durch
Auslandsiiberweisungen von Millionen
meist illegal in den USA lebenden Lands-
leuten gestiitzt wird, brauchen dringend
eigene Beschiftigungsperspektiven. Sollte
es zu einer zweiten Abschiebungswelle

aus den USA kommen, zum Beispiel
durch die Aufkiindigung des temporiren
Schutzprogrammes TPS (Temporary Pro-
tected Status), wiren die Folgen nicht nur
fiir die Sicherheit im ,,Nordlichen Drei-
eck fatal.

Ruben Alexander Schuster

Leiter des Auslandsbliros Guatemala/Honduras
der Konrad-Adenauer-Stiftung

EIN PROBLEMFALL MIT HOFFNUNG?

Die Brusseler Gemeinde Molenbeek

Nach den Terroranschldgen in Paris vom
November 2015 richtete sich die Aufmerk-
samkeit schnell auf Briissel und dort auf
die Gemeinde Molenbeek, die kaum einen
Kilometer vom historischen Stadtzentrum
entfernt liegt. Drei der Attentiter von
Paris stammten von dort, in Molenbeek
wurde die Tat geplant. Bereits in der Ver-
gangenheit hatte die Gemeinde in direk-
tem Bezug zu Gewalt und Terrorismus
gestanden. Nun geschah es, dass der ein-
zige iiberlebende Terrorist der Pariser An-
schlige, Salah Abdeslam, sich trotz inten-
siver Fahndung mehr als vier Monate lang
dort verstecken konnte.

Molenbeek, mit rund 100.000 Ein-
wohnern auf knapp sechs Quadratkilome-
tern eines der besonders dicht bewohnten
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Viertel der Stadt, ist durch einen aufderor-
dentlich hohen Anteil an Menschen ge-
prigt, die einen nicht-belgischen Hinter-
grund haben. Die Gemeinde selbst wird
durch eine Bahnlinie getrennt: Dabei liegt
der Anteil der Bewohner mit Migrations-
hintergrund im 6stlichen Teil bei iiber
neunzig Prozent. Mit einem jihrlichen
Nettoeinkommen von durchschnittlich
rund 7.000 Euro gehort er zu den 4rmsten
des Landes. Die Jugendarbeitslosigkeit
betrigt rund vierzig Prozent.

Angesichts dieser Zahlen ist bemer-
kenswert, dass ein grof3er Teil der molen-
beekots bereits seit langer Zeit, viele bereits
ihr ganzes Leben, dort wohnen. So ist in
Molenbeek eine Parallelgesellschaft ent-
standen, deren Mitglieder wenig Kontakt
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zu anderen Bevolkerungsteilen haben. Von
grof3er Bedeutung fiir diese Entwicklung
ist die innere Homogenitit verschiedener
Gruppen in Molenbeek, insbesondere der
Bewohner marokkanischen Ursprungs,
die rund vierzig Prozent der Bevolkerung
stellen.

Nach den Anschligen von Paris geriet
zunehmend der Zusammenhang von Ter-
rorismus und existierenden kriminellen
Strukturen sowie Alltagskriminalitit in
den Fokus. Alle drei Terroristen, die aus
Molenbeek stammten, hatten eine krimi-
nelle Vorgeschichte. Die ungiinstigen so-
zioOkonomischen Bedingungen in Mo-
lenbeek, das mangelhafte Bildungsniveau
der Bewohner und ein schwieriges Ver-
hiltnis der Gemeinschaft zur Polizei be-
giinstigen kleinkriminelle Strukturen und
ermdglichen der Organisierten Kriminali-
tit und Terrorgruppen, ihre Netzwerke
auszubreiten.

Im Rahmen des sogenannten ,,Kanal-
Plans“ haben die Behorden die Polizeipri-
senz in Molenbeek und anderen Gemein-
den deutlich verstirkt. Die Bewohner von
rund 11.000 Gebiduden und 1.600 Nicht-
regierungsorganisationen wurden inzwi-
schen iiberpriift, 1.500 Personen erhielten
eine administrative Verwarnung. Der ver-
stirkte Einsatz zeigt Wirkung: In der ers-
ten Jahreshilfte 2017 wurden vierzehn Pro-
zent weniger Kriminalitdtsfille registriert
als im gleichen Vorjahreszeitraum.

Molenbeek reiht sich in den landes-
weiten Trend sinkender Kriminalitits-
raten ein. Seit 2011 ging die Kriminalitit
in Belgien um rund siebzehn Prozent
zuriick. 2011 wurden insgesamt 1,06 Mil-
lionen Straftaten registriert, 2016 war die
Gesamtzahl bereits auf 885.000 zuriick-
gegangen. Diebstdhle und Erpressungen
stellen mit vierzig Prozent den Hauptteil
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der Delikte dar. Zuriickzufiihren ist das
sinkende Kriminalititsniveau auf eine
landesweit verstirkte Polizeiprisenz.

Dass die desolate Situation Molen-
beeks keine Naturgegebenheit ist, son-
dern auch auf einer jahrzehntelangen Ver-
nachlissigung beruht, zeigt das positive
Beispiel der flimischen Stadt Mechelen.
Die 90.000 Einwohner grof3e Stadt zwi-
schen Briissel und Antwerpen hat eine
dhnliche Bevolkerungsstruktur wie Mo-
lenbeek und galt noch Anfang der 2000er-
Jahre als ,,dreckigste Stadt in Flandern®.
Die dortige Kriminalitdtsrate war damals
die hochste Belgiens. 2001 wurde mit Bart
Somers ein Mann Biirgermeister Meche-
lens, der die Stadt einem radikalen Pro-
gramm unterzog, das eine Null-Toleranz-
Politik in Sachen Kriminalitit mit einem
multikulturellen Ansatz von Privention
und Inklusion kombinierte. Neben mehr
Polizisten und einer umfassenden Video-
tiberwachung setzte Somers auf eine star-
ke Einbindung der familidren Strukturen
und eine Aufwertung der individuellen
Lebensbedingungen.

Die Ergebnisse in Mechelen sprechen
fiir sich: Von 2000 bis 2015 ging die Stra-
Benkriminalitit um 75 Prozent zuriick,
Wohnungseinbriiche um 55 Prozent — der
beste Wert in ganz Belgien. Fiir seine Leis-
tung erhielt Bart Somers 2016 eine Aus-
zeichnung als weltbester Biirgermeister.
Fir die Behorden in Briissel, aber auch
dariiber hinaus kdnnte dies ein weiterer
Ansporn sein, seinem Vorbild zu folgen.

Hardy Ostry

Leiter des Europaburos Briissel der Konrad-
Adenauer-Stiftung

Mathias Koch

Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Europabliro
Brissel der Konrad-Adenauer-Stiftung
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EINE ROLEX FUR DEN GANGSTER
Weniger Morde, mehr Raub in Siidafrika

Alles ging schnell: Vier Minner in einem
VW Polo folgten dem deutschen Urlauber-
paar auf das Geldnde der Pension im ver-
kehrsberuhigten Villenviertel in Dunkeld,
Johannesburg. ,,Das ist eine Entfiihrung!®,
rief einer der Minner mit einer Waffe in
der Hand, erkannte aber schnell den Wert
der Rolex am Handgelenk des Urlaubers.
Damit gaben sich die Téter zufrieden und
fliichteten, noch bevor der private Sicher-
heitsdienst eintraf, der rund um die Uhr
im Viertel Patrouille fahrt. Nicht linger
als zwei Minuten dauerte der Uberfall,
der in unmittelbarer Nidhe des Biiros der
Konrad-Adenauer-Stiftung stattfand und
schlimmer hitte enden kénnen.

Wihrend auswirtige Touristen iiber-
wiegend verschont bleiben, haben die
Stidafrikaner gelernt, mit der Unsicher-
heit umzugehen. Entsprechend hat man
sich auf ein Leben mit der Kriminalitit
eingerichtet: Mauern, Ziune, Stachel-
draht, Gitter, Wachdienste, Hunde, Be-
wegungsmelder, Alarmanlagen, Warn-
schilder, extra gesicherte Riume in den
eigenen vier Winden oder der Notruf per
Knopfdruck gehoren zu den gingigen Si-
cherheitsmafinahmen. Die Nichtregie-
rungsorganisation #MakeSASafe hat sogar
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die App Namola entwickelt, damit Blirger
mithelfen, das Land sicherer zu machen.
Laut des United Nations Office on Drugs
and Crime (UNDOC) zidhlt Stidafrika mit
rund 31 Morden pro 100.000 Einwohner
zu den gefihrlichsten Lindern der Welt.
Mitte der 1990er-Jahre betrug die Mord-
rate sogar das Doppelte, konnte jedoch
dank einer strengeren Kontrolle und Ein-
dimmung von Handfeuerwaffen redu-
ziert werden. Auch in Johannesburg hat
sich die Situation in den letzten Jahren
leicht entspannt. Die grofite Stadt des
Landes befindet sich nicht mehr in der
Statistik der fiinfzig gefdhrlichsten Stidte
der Welt, zdhlt aber nach wie vor zur ,,Ein-
bruchshauptstadt“ des Landes. Kapstadt
und Port Elizabeth hingegen haben wei-
terhin mit hohen Mordraten zu kimpfen,
sie stehen in der Liste der gefidhrlichsten
Stiadte der Welt auf dem 17. beziehungs-
weise 46. Platz (vgl. Jahresranking der me-
xikanischen Nichtregierungsorganisation
Seguridad, Justicia'y Paz 2017 oder Ranking
des brasilianischen Igarapé-Instituts).
Wihrend die Mordraten in den letz-
ten zwanzig Jahren gesunken sind, stei-
gen die Zahlen fiir Raubiiberfille an. Die
Polizei ist trotz einiger Erfolge seit vielen
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Jahren nicht imstande, Herr der Lage zu
werden. Das bezeugen auch die florieren-
den Geschifte des privaten Sicherheitsge-
werbes. Die Griinde fiir die ungeniigende
Effizienz der Polizei sind vielschichtig.
Neben unzureichender Personal- und Ma-
terialausstattung gehoren eine mangel-
hafte Qualifikation und Unterbezahlung
zu den immer wieder angefiihrten Ur-
sachen. Korruption im Polizeikorps ist die
Folge und ein sich selbst verfestigendes
Problem, wenn sich Korruption als gingi-
ges Sozialverhalten etabliert hat.

In einer qualitativen Studie fand Ru-
dolph Zinn, Professor an der Universitit
von Siidafrika, heraus, dass sich Einbre-
cher vor allem auf die Mittelschicht kon-
zentrieren. Hautfarbe spielt bei der Aus-
wahl der Opfer keine Rolle. Das hohe Maf3
an Gewaltbereitschaft der Téater, dazu
zahlt auch Folter bis hin zum Mord, war
ein weiteres erschreckendes Ergebnis der
Untersuchung, die auch auf den sozialen
Hintergrund der Téter einging. Demnach
haben die meisten Téter ein kriminelles
,»Vorbild“ im sozialen Umfeld, dessen iip-
piger Lebensstil anziehend wirkt. Einnah-
men aus Beuteziligen werden fiir Autos,
Markenkleidung, Drogen und Alkohol
verwendet. Nur ein Drittel der befragten
Titer gab an, auch zum Uberleben Not-
wendiges wie Essen oder Strom aus den
L»Ertrigen® der Raubziige zu bezahlen. Vier
Fiinftel der Befragten bekundeten, dass
der Familien- und Freundeskreis von den
kriminellen Aktivititen wiisste. Zwar ist
die Studie ,,nur® qualitativer Natur und
nicht reprisentativ, allerdings offenbart
sie, dass es in Stidafrika in bestimmten
gesellschaftlichen Milieus eine Kultur der
Kriminalitit gibt.

Das Centre for the Study of Violence and
Reconciliation nennt Faktoren, die ebenso
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auf eine tiefe gesellschaftliche Verwur-
zelung der Kriminalitit hindeuten. Die
staatliche Strafverfolgung ist ineffizient,
das Justizsystem korrupt. Dariiber hinaus
verstirken Armut, (Jugend-)Arbeitslosig-
keit und Marginalisierung die 6konomi-
sche Ungleichheit in der Gesellschaft und
bilden den Nihrboden fiir kriminelle
,Karrieren®. Es stellt sich eine ,,Normali-
sierung der Gewalt® ein, das heifdt, Gewalt
im Alltag wird besonders in sozial schwa-
chen Milieus als nichts Ungewdhnliches
wahrgenommen. Nicht nur Raub, son-
dern auch Vergewaltigung ist infolgedes-
sen weit verbreitet, unter der vor allem
Frauen aus den unteren, vulnerablen Be-
volkerungsschichten leiden.

Dass Sitidafrika in den vergangenen
zwei Jahrzehnten die Mordrate signifikant
senken konnte, ist als Erfolg zu werten.
Dennoch sind deutlich grofiere Anstren-
gungen seitens der Regierung notwendig,
um die Kriminalitit einzudimmen. Das
betrifft sowohl die akute Kriminalitits-
bekimpfung als auch die Beseitigung so-
zialer Missstinde, die fiir die ausufernde
Kriminalitit ursdchlich sind.

Quellen

Centre for the Study of Violence and Reconciliation,
WWW.CSVr.org.za

Safer Spaces: The State of Urban Safety in South
Africa Report 2017, www.saferspaces.org.za/
resources/entry/the-state-of-urban-safety-in-south-
africa-report-2017

South African Police Service (SAPS), Department of
Police, www.saps.gov.za/services/crimestats

United Nations Office on Drugs and Crime (UNDOC):
Global Study on Homocides, www.unodc.org/gsh/
Rudolph Zinn: Home Invasion: Robbers disclose what
you should know, Tafelberg 2010

Henning Suhr

Leiter des Auslandsblros Stdafrika
der Konrad-Adenauer-Stiftung
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ALLGEGENWARTIGER UBERWACHUNGSSTAAT?

Das Sozialpunktesystem in China

Gegenseitiges Vertrauen gilt als Grund-
voraussetzung fiir das Funktionieren ei-
ner Gesellschaft. Mithilfe eines Sozial-
punktesystems, das in China flichen-
deckend bis zum Jahr 2020 eingefiihrt
wird, sollen dieses gesellschaftliche Ver-
trauen gestirkt und noch dazu Gesetzes-
verstofie eingedimmt werden. Neue tech-
nische Moglichkeiten, wie die massen-
hafte Sammlung und Speicherung von
Daten, die umfassende Vernetzung und
Auswertung von Datenbanken, die Wei-
terentwicklung von Software zur Ge-
sichtserkennung und die Verbreitung von
mobilen Internetanwendungen bieten un-
geahnte neue Moglichkeiten zur Kontrolle
und Steuerung des Verhaltens in nahezu
allen Lebensbereichen — weit iiber die Be-
kimpfung von Kriminalitdt hinaus.

Nach aktuellen Plinen der chinesi-
schen Regierung soll im Rahmen der Ein-
fiihrung des Sozialpunktesystems aus der
Zusammenfiihrung aller gewonnenen Da-
ten pro Einwohner eine aggregierte Ge-
samtpunktzahl errechnet werden, die tiber
Rechtstreue und Vertrauenswiirdigkeit der
jeweiligen Person offen und transparent
Auskunft gibt. In verschiedenen chinesi-
schen Stidten laufen bereits Pilotprojekte.
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Mit dem Sozialpunktesystem wiirde ein
umfassendes staatliches Uberwachungs-
system unter Nutzung neuester Techno-
logien fiir ein Land mit knapp 1,4 Mil-
liarden Einwohnern geschaffen werden.
Algorithmen werden darin die Generie-
rung der Sozialpunkte und somit die Ver-
hingung mdoglicher Sanktionen oder die
Gewihrung von Vorteilen errechnen. Ne-
ben der Sanktionierung von Gesetzesbrii-
chen soll auch unerwiinschtes Verhalten
zu einem Abzug von Sozialpunkten fiih-
ren. Durch erwiinschtes Verhalten soll es
hingegen mdglich sein, Pluspunkte
zu sammeln und den Punktestand zu ver-
bessern. Ist einmal ein solches System
geschaffen, etabliert und gesellschaft-
lich akzeptiert, ist weiterhin ein Ausbau
des Systems in verschiedene Richtungen
moglich.

Das Sozialpunktesystem lidsst sich
nicht nur zur Steuerung des sozialen Ver-
haltens nutzen, sondern es wire eine weit-
gehende politische Steuerung und Kon-
trolle der betroffenen Personen moglich.
So konnten beispielsweise Meinungs-
duflerungen in sozialen Netzwerken er-
fasst, bewertet und sanktioniert oder be-
lohnt werden.



Kriminalitédt global

Es ist davon auszugehen, dass das Sozial-
punktesystem nach der flichendeckenden
Einfiihrung in China weiterentwickelt
und als Komplettsystem mitsamt Konzep-
tion und dahinterstehender Technologie
auch in andere Linder exportiert werden
wird. Durch die in diesem Bereich be-
reits aufgebaute Expertise wird China ei-
ne Vorreiterstellung haben und globale
Standards setzen konnen. Insbesondere
Schwellenlinder mit noch schwachen
(rechts)staatlichen Strukturen sowie auto-
ritire Regime diirften ein besonderes In-
teresse an solchen neuen und umfassen-
den Kontroll- und Sanktionssystemen
haben.

Die Einfiihrung des Sozialpunkte-
systems in China wird nicht nur neue
technologische Moglichkeiten der sozialen
Kontrolle mit sich bringen. Es ist dariiber
hinaus davon auszugehen, dass sich insbe-
sondere das Verhiltnis zwischen Biirger
und Staat gravierend dndern wird. Das
Bild vom allgegenwirtigen Uberwachungs-
staat wird in einigen Teilen der Welt kiinf-
tig moglicherweise nicht mehr nur negativ
konnotiert sein, sondern sich teilweise
iiber eine verbesserte Umsetzung von Re-
geln und Standards sowie iiber eine ver-
besserte Bekimpfung der Kriminalitit
legitimieren konnen. Der Schutz der Pri-
vatsphire und der individuellen Freihei-
ten wird insbesondere in der Europii-
schen Union als hohes Gut angesehen,
was schlussendlich als Basis fiir ein demo-
kratisches Staatssystem und eine innova-
tive Wirtschaft und Wissenschaft wichtig
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ist. Ein Sozialpunktesystem hingegen
kann, wenn es entsprechend ausgebaut
wird, auch in personliche Lebensbereiche
eingreifen und einen Konformitdtsdruck
erzeugen, der Individualitit und person-
liche Freiheit einschrinkt.

Im Zentrum des Sozialpunktesystems
steht ein Staat, der durch umfassende
Kontrolle und Sanktion oder Belohnung
iiber die Einhaltung von Regeln und er-
wiinschtem Sozialverhalten wacht. Dies
unterscheidet sich grundlegend von der
Idee, wonach ein konfliktfreies Zusam-
menleben, gegenseitiges Vertrauen und
ein gesellschaftlicher Konsens in erster
Linie iiber gemeinsame Werte zustande
kommen. Die daraus resultierende intrin-
sische Motivation, Regeln einzuhalten, et-
was fiir die Gemeinschaft zu leisten und
sich sozial zu engagieren, ist demnach der
gesellschaftliche Kitt, der eine Gesellschaft
und einen Staat zusammenhilt — und nicht
in erster Linie ein System von Kontrolle
und Sanktion.

Die derzeit zum Sozialpunktesystem
laufenden Pilotprojekte lassen erahnen,
dass eine Entwicklung von globaler Rele-
vanz angestofien wird. Neben mdglichen
positiven Effekten wie mehr Gesetzes-
treue und weniger Kriminalitit hat dieses
System zahlreiche Nebenwirkungen. Die
Standards fiir diese Entwicklung werden
in China gesetzt.

Michael Winzer

Leiter des Auslandsbiiros China
der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Die Kriminalitit hat sich in den vergangenen
Jahren und Jahrzehnten grundlegend verin-
dert. Nationale Grenzen haben an Bedeutung
verloren. Dadurch sind Straftiter mobiler ge-
worden. Sie sind international vernetzt und
agieren immer hiufiger iiber Landesgrenzen
hinweg. Durch die weltweit zunehmende di-
gitale Vernetzung sind dariiber hinaus neue
Angriffsflichen und Mdoglichkeiten krimineller Taten entstanden, die Straf-
titer fiir ihre Zwecke zu nutzen wissen. Um Kriminalitdt weiterhin wirksam
bekimpfen zu konnen, muss die Polizei mit dieser Dynamik Schritt halten. Das
stellt sie in den Strukturen, wie sie bislang organisiert ist, zunehmend vor Pro-
bleme. Deshalb bedarf es neuer Ansitze polizeilicher Zusammenarbeit!

Eine der grofiten Herausforderungen fiir die Strafverfolgungsbehor-
den in Deutschland und weltweit ist nach wie vor der islamistische Terro-
rismus. Die Bedrohungslage wird unter anderem angesichts des Ausmafies
und der Dynamik des islamistischen Personenpotenzials deutlich: Wir zdhlen

Nr.550, Mai/Juni 2018, 63. Jahrgang



Schwerpunkt

derzeit mehr als 750 islamistische ,,Gefihrder® — Personen, von denen wir
aufgrund verschiedener Erkenntnisse annehmen miissen, dass sie einen An-
schlag ausfiihren oder sich an einem Anschlag beteiligen werden. Diese Zahl
hat sich in den vergangenen fiinf Jahren mehr als verfiinffacht. Dariiber hin-
aus sind iiber 970 Personen aus Deutschland nach Syrien und in den Irak
ausgereist, um dort aufseiten des sogenannten Islamischen Staates (IS) oder
anderer terroristischer Gruppierungen zu kimpfen oder sie in sonstiger Weise
zu unterstiitzen.

Trotz der militirischen Zuriickdringung des IS in diesen Gebieten
zeichnet sich bislang noch keine verstirkte Riickreisetendenz dieser Personen
nach Deutschland ab. Man muss jedoch davon ausgehen, dass durch den
gemeinsamen Aufenthalt Tausender Dschihadisten aus aller Welt in den
Kampfgebieten im Nahen Osten internationale dschihadistische Netzwerke
entstanden sind, die die Sicherheitsbehdrden weltweit auf lange Sicht vor er-
hebliche Herausforderungen stellen werden. Uber diverse Chatriume und
Foren im Internet und speziell in den Sozialen Medien hat der IS dariiber
hinaus eine Art ,virtuelles Kalifat“ geschaffen, das seine Anhinger unterein-
ander vernetzt, radikalisiert und anschlagsbereite Personen bis zur Tatbege-
hung unterstiitzt und begleitet.

Deutschland und Europa stehen nach wie vor im Zielspektrum terro-
ristischer Gruppierungen. Mit islamistisch motivierten Gewalttaten muss
weiterhin gerechnet werden — sowohl mit mehr oder minder spontan began-
genen Taten unter Nutzung von Alltagsgegenstinden, wie Messern, Axten
und Fahrzeugen, als auch mit gezielten und koordinierten Anschligen wie in
Paris im November 2015 oder in Briissel im Mirz 2016, geplant und began-
gen von internationalen Netzwerken aus ,,homegrown terrorists®, ,,Dschihad-
Riickkehrern® und vom IS zu diesem Zweck entsandten Dschihadisten aus
dem Nahen Osten.

KRIMINALITAT IM CYBERRAUM
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In anderen Kriminalititsbereichen spielen international organisierte Tédter-
netzwerke ebenfalls eine Rolle: Im Bereich der Organisierten Kriminalitit
(OK) weisen rund achtzig Prozent der Ermittlungsverfahren Beziige zum
Ausland auf. Wir haben weiterhin mit klassischen OK-Gruppierungen wie
Rockern oder der Mafia zu tun. Dartiiber hinaus stellen wir ebenfalls bei De-
likten wie Ladendiebstihlen oder Wohnungseinbriichen, die hiufig als Klein-
und Massenkriminalitit wahrgenommen werden, zunehmend organisierte
Strukturen fest, so zum Beispiel reisende Titergruppierungen, iiberwiegend
aus Osteuropa, die sich fiir einen bestimmten Zeitraum in Deutschland auf-
halten, im Akkord Einbriiche begehen und sich schlief3lich mit der Beute wie-
der ins Ausland absetzen.
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Gruppierungen der OK sind in simtlichen Bereichen aktiv, in denen Profite
zu erzielen sind — von Menschen-, Waffen- und Drogenhandel iiber Betrugs-
maschen am Telefon bis hin zur Wirtschaftskriminalitit. Die Aufdeckung
ihrer hochkonspirativen Geschiftsmodelle erfordert intensive polizeiliche Er-
mittlungen, die ausschliefllich durch eine Biindelung der Ressourcen und
Kompetenzen aus Bund und Lindern sowie eine enge Abstimmung aller Ak-
teure auf nationaler und internationaler Ebene erfolgreich zu bewiltigen sind.

Ein weiteres Phinomen, das die Strafverfolgungsbehérden zuneh-
mend beschiftigt, ist die Kriminalitidt im Cyberraum — Straftaten, die im be-
ziehungsweise mittels des Internet begangen werden. Straftiter nutzen mo-
dernste digitale Technologien, eignen sich das Know-how entweder selbst an
oder geben Straftaten in Auftrag. Dadurch verlagern sich klassische Delikts-
bereiche zunehmend ins Internet; zudem entstehen neue Kriminalitits-
phinomene. Straftaten reichen vom Diebstahl von Kreditkartendaten durch
»Phishing® oder digitale Erpressung mittels ,,Ransomware® iiber Kinderpor-
nographie im Internet bis hin zu Spionage, Sabotage und Angriffen auf Kriti-
sche Infrastrukturen. Wie weitreichend die Folgen von Cyberangriffen sein
konnen, hat im vergangenen Jahr die ,,WannaCry“-Attacke verdeutlicht, von
der Computersysteme in rund 150 Staaten betroffen waren und die in Grof3-
britannien beispielsweise zahlreiche Krankenhiuser lahmlegte.

Fiir die polizeiliche Ermittlungsarbeit bedeutet die zunehmende Digi-
talisierung von Kriminalitdt, dass Spuren und Beweise hiufiger im digitalen
Raum anfallen und dort auch gesichert werden miissen.

GEMEINSAMES ,,DATENHAUS*“
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Derartigen internationalen und digitalen Kriminalititsphinomenen kann
die Polizei nicht in alleiniger Zustindigkeit eines einzelnen Staates oder eines
einzelnen Bundeslandes begegnen. Auch die Strafverfolgungsbehorden in
Deutschland und Europa miissen sich vernetzen und Strukturen schaffen, in-
nerhalb derer sie effektiv und effizient zusammenarbeiten konnen.

Das betrifft zum einen den polizeilichen Informationsaustausch: Das
Zusammenfiihren und Verarbeiten von Informationen ist die Grundlage jeg-
licher polizeilicher Ermittlungsarbeit. Deshalb muss gewihrleistet sein, dass
Daten zu Titern, Taten und Tatmitteln an der richtigen Stelle und zum rich-
tigen Zeitpunkt abrufbar sind — bundesweit wie auch in Europa.

In Deutschland ist dieser Datenaustausch bislang mit einigen biiro-
kratischen und technischen Hiirden und daher mit Qualitits- und Effizienz-
einbufden behaftet, die in Zeiten dynamischer Kriminalitidtsentwicklung und
mobiler Straftiter nicht linger hinnehmbar sind. Die deutsche Polizei schafft
sich mit dem ,,Programm 2020“ daher nun ein neues Informationssystem, das
auf Basis moderner Technologien und technischer Strukturen einen deutlich
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schnelleren und effizienteren Datenaustausch ermdglicht: Statt verschiedens-
ter unterschiedlicher Datentdpfe, die fiir neue Kriminalititsphinomene je-
weils neu geschaffen werden, sowie neunzehn unterschiedlicher Teilnehmer-
systeme der Polizeien im Bund und in den Lindern werden wir kiinftig ein
gemeinsames ,,Datenhaus“ haben, in dem Daten in kiirzester Zeit miteinan-
der geteilt werden konnen; durch das Setzen eines ,,Hikchens®, anstatt sie wie
bislang aufwendig und langwierig von einem System in ein anderes trans-
ferieren zu miissen. Genauso einfach konnen Berechtigungen zur Datenein-
sicht auch widerrufen werden — das neue System ermoglicht somit neben allen
anderen Vorteilen auch einen wesentlich effektiveren Datenschutz!

ZUGRIFF AUF MILLIONEN FAHNDUNGSDATEN
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Auch auf europiischer Ebene geht es voran: In unserem zentralen europii-
schen Fahndungssystem, dem Schengener Informationssystem (SIS), konnen
Polizeibeamte aus dreifdig Staaten auf derzeit rund 77 Millionen Fahndungs-
daten zugreifen. Anders als im deutschen Fahndungssystem kénnen im SIS
allerdings Fingerabdriicke bislang nicht automatisiert abgefragt werden. Das
bedeutet: Wenn ein Straftiter Alias-Personalien nutzt oder unterschiedliche
Schreibweisen eines Namens bestehen, werden im System keine Treffer er-
zielt. Diese Fille sind nicht selten: Bei einem Abgleich des SIS mit dem deut-
schen Fingerabdruckbestand trat zutage, dass sich bei mehr als der Hilfte der
Personen, die in beiden Systemen gespeichert sind, die hinterlegten Persona-
lien unterscheiden — das heift, bei einer {iblichen Personeniiberpriifung und
erkennungsdienstlichen Behandlung hitte die Fahndung im SIS nicht fest-
gestellt werden konnen! Daher hat sich das Bundeskriminalamt stets dafiir
eingesetzt, dass auch im Schengener Informationssystem die Voraussetzun-
gen fiir eine automatisierte Recherche biometrischer Daten geschaffen wer-
den, sprich fiir eine Verkniipfung des SIS mit einem Automatischen Finger-
abdruck-Identifizierungssystem (AFIS). Im Mirz dieses Jahres ging eine
solche Komponente nun in den Pilotbetrieb.

Die Polizei bendtigt dariiber hinaus eine gemeinsam getragene Tech-
nikoffensive: Fiir Kriminalitit, die mittels technischer Neuheiten begangen
wird, miissen entsprechende Abwehrmafinahmen erforscht und entwickelt
werden. Genauso miissen wir die Digitalisierung nutzen, um unsere Ermitt-
lungsarbeit auf gemeinsamen technischen Plattformen zu organisieren und
damit effizienter zu machen.

Hierzu ein Beispiel: 2017 ist es gelungen, mit ,,crimenetwork.biz“ die
grofite deutschsprachige Underground-Economy-Plattform, auf der zum Bei-
spiel Betdubungsmittel, Waffen, Hacker-Tools und Falschgeld gehandelt wur-
den, auszuheben. Gemeinsam mit zehn Landeskriminalimtern hat das BKA
iiber vier Monate hinweg erfolgreich die Administratoren und ,,Power-User*
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dieser Plattform identifiziert. Dieser gemeinsame Ansatz hat sich bewihrt,
war allerdings mit grolem Aufwand fiir die Ermittler aus den verschiedenen
Bundeslindern verbunden, die dafiir vier Monate lang in Wiesbaden titig
sein mussten. Solche gemeinsamen Ermittlungsverfahren, die kiinftig eher
die Norm als die Ausnahme sein werden, miissen effizienter und flexibler zu
organisieren sein! Im BKA haben wir deshalb ein Tool entwickelt und im ver-
gangenen Jahr in den Pilotbetrieb gebracht, mit dem Auswerter und Foren-
siker nun parallel wie untereinander mit dem gleichen Datenbestand arbeiten
konnen. Der Weg zu einer bundesweiten Losung ist zwar noch weit, aber
moglich. Angesichts der Dynamik der Technikentwicklung sowie begrenzter
Ressourcen kdnnen wir diese Herausforderungen nur gemeinsam bewiltigen
und finanzieren.

FODERALISMUS IM
EINHEITLICHEN GEFAHRENRAUM
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Damit eine so enge Zusammenarbeit gelingt, brauchen wir, auch fiir die ope-
rative Arbeit, bundesweit einheitliche Standards und einen einheitlichen
Rechtsrahmen.

Ein Beispiel hierfiir ist der Umgang mit islamistischen Gefihrdern
in Deutschland. Bislang wurden die Risikoeinschitzung von Gefihrdern und
die Entscheidung iiber adiquate Mafinahmen der Gefahrenabwehr in den
Lindern vorgenommen — ohne gemeinsame Abstimmungsmechanismen.
Mit dem Instrument ,,Radar-iTE“ hat das BKA im vergangenen Jahr bundes-
weit ein einheitliches Verfahren eingefiihrt, mit dem Personen des militant-
salafistischen Spektrums aufgrund festgelegter Kriterien hinsichtlich ihres
Risikopotenzials bewertet und in eine dreistufige Skala eingeordnet werden.
Zudem sind das Ergebnis dieser Bewertung und die Abstimmung entspre-
chender Mafinahmen seit dem vergangenen Jahr Gegenstand von Sitzungen
im Gemeinsamen Terrorismus-Abwehrzentrum, so wie es bei Gefihrdungs-
sachverhalten schon seit Langem der Fall ist.

Nun sollte grundsitzlich gewihrleistet sein, dass Personen, von denen
ein hohes Risiko ausgeht, entsprechenden polizeilichen Mafinahmen wie ei-
ner Telekommunikationsiiberwachung unterzogen werden kénnen, und
zwar unabhingig davon, in welchem Bundesland sie leben. Derzeit ist dies
allerdings nicht der Fall, da in einigen Bundeslindern die n6tigen Rechts-
grundlagen fehlen. Das muss sich dndern! Deutschland ist ein einheitlicher
Gefahrenraum, in dem die Biirgerinnen und Biirger einen berechtigten An-
spruch auf gleiche Schutzstandards haben. Sicherheit darf nicht vom Wohn-
ort abhingig sein! Daher ist es zu begriifien, dass die Innenministerkonferenz
beschlossen hat, an einem neuen Musterpolizeigesetz zu arbeiten, mit dem
die wesentlichen polizeilichen Befugnisse vereinheitlicht werden.
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Schliefllich muss Polizei im Zeitalter digitaler Kriminalitit digital auch so er-
mitteln diirfen, wie sie es analog schon lange darf! Das erfordert beispiels-
weise eine funktionierende Speicherung von Standort- und Verbindungs-
daten sowie verbindliche Regelungen zur Quellen-Telekommunikations-
iiberwachung, um auch verschliisselte Kommunikation von Straftitern,
beispielsweise iiber Messenger- und internetbasierte Kommunikationsdienste
wie WhatsApp oder Skype, auswerten zu konnen. In der vergangenen Legis-
laturperiode hat sich in dieser Hinsicht viel getan. Es ist zu hoffen, dass auch
die neue Regierung diesem Leitsatz weiter folgt.

Eine Polizei, die in starren foderalen Strukturen denkt und handelt, ist
nicht mehr zeitgemif3. Das heif3t nicht, dass wir den Foderalismus abschaffen
wollen! Im Gegenteil: Der Bezug zum Lokalen und der direkte Kontakt mit
den Biirgerinnen und Biirgern sind fiir die polizeiliche Arbeit unabdingbar.
Diese Stiarken der foderalen Struktur gilt es zu bewahren. Wir miissen sie
aber mit den Stirken zentraler Organisationen verbinden: einheitlichen recht-
lichen Grundlagen und Standards und einem konzertierten Vorgehen bei der
Entwicklung neuer, gemeinsamer Systeme. Als Zentralstelle der deutschen
Polizei wird sich das Bundeskriminalamt auch weiterhin engagiert in diese
notwendigen Verdnderungsprozesse einbringen.
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delikte) registriert. Gut die Hilfte (56 Prozent)
wurde aufgeklirt; ermittelt wurden insgesamt
2.270.196 strafmiindige Tatverdichtige im Alter von mindestens vierzehn
Jahren. Diese Ermittlungsarbeit unternimmt die Polizei zumeist von sich aus,
nur bei schwerer Kriminalitit wird sie auf Weisung der Staatsanwaltschaft
titig. Sie nimmt Anzeigen auf, fithrt Kontrollen durch, vernimmt Zeugen
und Tatverdichtige, erhebt und sichert Beweise. Die PKS bildet ab, wie
die Polizei nach Abschluss ihrer Ermittlungen den Sachverhalt strafrechtlich
bewertet.

Der Tatverdacht wird von der Staatsanwaltschaft daraufhin gepriift,
ob iiberhaupt eine Straftat vorliegt, insbesondere ob die Beweislage fiir eine
Anklageerhebung hinreichend ist. Verneint sie den hinreichenden Tatver-
dacht, stellt sie das Ermittlungsverfahren ein. Auch bei Bagatelldelikten kann
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sie das Verfahren einstellen, gegebenenfalls unter Auflagen, wie etwa einer
Geldzahlung. In den schwerer bewerteten Fillen erhebt die Staatsanwaltschaft
Anklage oder beantragt den Erlass eines Strafbefehls, also eine Verurteilung
in einem schriftlichen Verfahren. Nach der Staatsanwaltschaftsstatistik hat
die Staatsanwaltschaft 2016 in fast 40 Prozent der so erledigten Verfahren
mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt, in einem knappen Drittel
hat sie wegen geringer Schwere eingestellt, in 28 Prozent hat sie eine Verurtei-
lung beantragt.

Polizeilich registrierte Straftaten, ermittelte Tatverdidchtige, Abgeurteilte
und Verurteilte im Prozess strafrechtlicher Sozialkontrolle (Trichtermodell),
Verbrechen und Vergehen insgesamt (ohne Vergehen im Straflenverkehr),
Deutschland 2016

6.372.526
polizeilich registrierte Falle

Ausgefiltert: Nicht
aufgeklarte Félle

3.584.167

aufgeklarte Falle

Ausgefiltert: Mehrfachtéter,
2.270.196
strafmindige Tatverdéchtige

strafunmindige Tatverdachtige
Ausgefiltert: Nicht angeklagte Tatverdachtige,
weil der Tatverdacht nicht hinreichend

war oder kein Strafverfolgungsinteresse

(Opportunitatsprinzip) bestand 725.026

Abgeurteilte

Ausgefiltert: Angeklagte, die vom Gericht
freigesprochen worden sind oder deren

Verfahren eingestellt worden ist
- 583.542

Verurteilte

537.849
zu ambulanten Sanktionen Verurteilte

45.693
zu stationdren Sanktionen Verurteilte

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik, Strafverfolgungsstatistik

Das Strafgericht priift, ob der von der Staatsanwaltschaft angenommene hin-
reichende Tatverdacht besteht, und lidsst erst dann die Anklage zur Haupt-
verhandlung zu. Ist das Gericht nach Aktenlage (Strafbefehlsverfahren) oder
nach der Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung davon iiberzeugt, dass
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der Angeklagte die ihm zur Last gelegte Straftat schuldhaft begangen hat,
verurteilt es, ansonsten erfolgt Freispruch oder auch Einstellung, zum Bei-
spiel bei Bagatelldelikten. Nach der Strafverfolgungsstatistik wurden 2016
583.542 Personen verurteilt (ohne Vergehen im Straf3enverkehr), 22.047 wur-
den freigesprochen, bei weiteren 118.564 wurde das Verfahren eingestellt, bei
873 wurden sonstige Entscheidungen getroffen, zum Beispiel auf Mafiregeln
der Besserung und Sicherung erkannt.

Die einzelnen Abschnitte der Strafverfolgung werden in je eigenen Sta-
tistiken der zustindigen Instanzen abgebildet, die deren jihrliche Geschifts-
titigkeit widerspiegeln. Diese Statistiken weisen unterschiedliche Erfassungs-
konzepte auf und folgen zeitlich nicht exakt aufeinander, weil zum Beispiel
der Ende des Jahres 2016 ermittelte Tatverdichtige erst 2017 verurteilt wer-
den. Die Statistiken konnen deshalb nicht exakt aufeinander bezogen werden,
sie geben aber die Groflenordnung wieder, in der eine Ausfilterung erfolgt.

OBJEKTIVE KRIMINALITATSWIRKLICHKEIT
GIBT ES NICHT
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Die Polizeiliche Kriminalstatistik ist also nur eine unter mehreren Statistiken.
Sie beschreibt die erste Stufe, die Situation des Anfangsverdachts. Ob und in-
wieweit dieser Verdacht erhirtet und verdichtet werden kann, zeigen die Sta-
tistiken auf den weiteren Stufen. Den Gegenpol zur Polizeilichen Kriminal-
statistik bildet die Strafverfolgungsstatistik, die die rechtskriftig Verurteilten
ausweist. Mehr als fiinfzig Jahre lang, zwischen 1882 und 1936, gab es in
Deutschland keine Polizeiliche Kriminalstatistik, sondern nur eine Straf-
verfolgungsstatistik, unter anderem, weil die Statistiker vormals iiberwiegend
der Auffassung waren, in der Phase der Anzeige herrschten noch zu grof3e Un-
sicherheiten iiber das Vorhandensein und den Rechtscharakter der strafbaren
Handlung. Nur die Strafverfolgungsstatistik gebe ein zuverlidssiges Bild.
Diese Auffassung wird heute nicht mehr vertreten. Denn die Tatsache, dass
ein Titer nicht ermittelt oder mangels Beweises nicht verurteilt wird, dndert
nichts daran, dass ein Einbruch veriibt oder ein Mensch getdtet worden ist.

Die Frage, ob in grofierem Maf3e auf Vollstindigkeit oder auf Zuverlis-
sigkeit abgestellt werden sollte, ist in Wirklichkeit ein Scheinproblem. Denn
eine ,,objektive Kriminalitdtswirklichkeit“ gibt es nicht; es handelt sich viel-
mehr um Bewertungen auf nicht immer sicherer Tatsachengrundlage. Die
Kriminal- und Strafrechtspflegestatistiken sind nichts anderes als Téatigkeits-
berichte der Instanzen strafrechtlicher Sozialkontrolle, die die Ergebnisse der
Entscheidungen und Bewertungen dieser Instanzen widerspiegeln. Dement-
sprechend gibt es auch nicht die Kriminalitit und das Messinstrument von
Kriminalitit. Die Kriminal- und Strafrechtspflegestatistiken messen jeweils
»richtig®, wenngleich Verschiedenes.
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Zum Alltagswissen gehort, dass nicht jeder Ladendieb, nicht jeder Schwarz-
fahrer und nicht jeder Dealer entdeckt werden. Nicht jeder Sachverhalt wird
zutreffend als ,,Straftat“ bewertet. Manches ,,Schnippchen” eines Gutgliubi-
gen ist ein Betrug, mancher als verloren geglaubte Gegenstand wurde tatsich-
lich gestohlen. Im Extremfall war es auch kein ,,natiirlicher® Tod, in Wirk-
lichkeit ein Mord. Deutlich wird, dass Kriminalitdt die Wahrnehmung einer
Handlung und deren Bewertung als strafbar voraussetzt, und zwar zunichst
durch das Opfer. Wenn entweder Wahrnehmung oder Bewertung fehlen,
dann bleibt die Straftat im Dunkelfeld, wird also der Polizei mangels Anzeige
nicht bekannt.

DAS DUNKELFELD DER KRIMINALITAT
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Wie grof3 das Dunkelfeld ist, insbesondere im Verhiltnis zum Hellfeld der
in der Polizeilichen Kriminalstatistik erfassten Kriminalitit, ist unbekannt.
Mit Bevolkerungsumfragen iiber Opferwerdung, selbstberichtete Delinquenz
und Anzeigeverhalten kann versucht werden, zumindest fiir einige Delikts-
gruppen das Ausmaf} des Dunkelfeldes sowie Verinderungen des Anzeigever-
haltens zumindest anndherungsweise festzustellen. Mit solchen Befragungen
l4sst sich indes nur ein Teil des Dunkelfeldes erforschen, weil es eine Reihe
von Fall- und Tétergruppen gibt, die sich mit dieser Methode entweder nicht
oder nur mit groflem Aufwand untersuchen lassen. Und selbst in diesen ge-
genstindlich beschrinkten Dunkelfeldforschungen wird nicht ,,Krimina-
litatswirklichkeit gemessen, sondern immer nur die Selbstbeurteilung und
Selbstauskunft der Befragten.

Wahrnehmung einer Handlung und deren Bewertung als Straftat sind
eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung dafiir, dass die Polizei
von ihr erfihrt. Aus Befragungen ist bekannt, dass das Anzeigeverhalten ab-
hingt von der Schwere des Delikts, von 6konomischen Rahmenbedingungen,
etwa ob Schiden durch Versicherungen abgedeckt sind, von Titer-Opfer-
Beziehungen (vom Téter abhingige Opfer zeigen zum Beispiel die Tat seltener
an, da Schamgefiihle einer Anzeige entgegenstehen), von der Sensibilisierung
fiir bestimmte Verhaltensweisen, von Einschitzungen der polizeilichen Auf-
klirungswahrscheinlichkeit und anderen Faktoren. Institutionen konnen
ihre Kontrolltitigkeit intensivieren, zum Beispiel durch zusitzliche Kontrol-
len im 6ffentlichen Nahverkehr oder durch mehr Ladendetektive, und ihr
Anzeigeverhalten damit verindern.

Ebenfalls im Dunkelfeld bleiben hiufig die sogenannten opferlosen
Delikte, wie Verkauf und Konsum von Rauschmitteln, verbotene Prostitution,
Korruption, Umweltkriminalitit, bestimmte Formen der Wirtschaftskrimi-
nalitit — Delikte also, bei denen die Beteiligten freiwillig ,,zusammenwirken*
und kein Interesse an einer Anzeige haben.

Die Politische Meinung

Im Zahlenwirrwarr, Wolfgang Heinz

Was in der Polizeilichen Kriminalstatistik, also im Hellfeld, registriert wird,
geht zu gut 80 Prozent auf Anzeigen zuriick. Eigene Kontrolltitigkeit der Po-
lizei, die gezielt der Entdeckung von Straftaten dient, gibt es in der Regel nur
in bestimmten Bereichen (etwa bei Rauschgiftkriminalitit). Die PKS ist also
praktisch eine Anzeigenstatistik, das heif3t, Ausmaf} und Struktur der regis-
trierten Kriminalitidt werden von der Anzeigeerstattung bestimmt.

Das Anzeigeverhalten ist nicht nur delikts-, sondern auch titerspe-
zifisch unterschiedlich hoch. Der Anteil nichtdeutscher Tatverdichtiger ist
mehr als doppelt so hoch wie ihr Anteil an der Wohnbevolkerung. Hieraus
wird vielfach auf eine entsprechend hohere Kriminalitit geschlossen. Die
bundesweit reprisentative Schiilerbefragung des Kriminologischen For-
schungsinstituts Niedersachsen (KFN) 2007/2008 ergab, dass deutsche Opfer
einen Gewaltiibergriff eines deutschen Jugendlichen zu 19,5 Prozent anzei-
gen, den eines nichtdeutschen Téters hingegen zu 29,3 Prozent. Die Registrie-
rungswahrscheinlichkeit wire deshalb, die Verallgemeinerungsfihigkeit die-
ser Befunde einmal angenommen, deutlich unterschiedlich.

ANZEIGEVERHALTEN
VERANDERT DAS HELLFELD
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Das Verhiltnis von Hell- und Dunkelfeld der Kriminalitit ist nicht konstant.
Infolge eines gednderten Anzeigeverhaltens kann es zu Kriminalititsverinde-
rungen im Hellfeld kommen, ohne dass sich die Kriminalitdtswirklichkeit
dndert. In einer im Abstand von jeweils zehn Jahren durchgefiihrten repri-
sentativen Befragung in Bochum wurde beispielsweise festgestellt, dass bei
Korperverletzungen die Anzeigebereitschaft von 12 Prozent im Jahr 1975 auf
23 Prozent im Jahr 1998 angestiegen war, rund zwei Drittel der zwischen
1975 und 1988 erfolgten Zunahmen der polizeilich registrierten Kérperver-
letzungsdelikte beruhten auf dieser Anderung der Anzeigebereitschaft. Fiir
die letzten beiden Jahrzehnte bestitigten simtliche Schiilerbefragungen eine
Zunahme der Anzeigebereitschaft bei Gewaltdelikten, was den Anstieg der
polizeilichen Gewaltkriminalitit zumindest zu einem erheblichen Teil erkli-
ren konnte.

Eine weitere Einflussgrofie auf die Zahl registrierter Straftaten bildet
das Registrierverhalten der Polizei. Gelegentlich kommt es zum ,,Abwimmeln“
oder zu einer unterschiedlichen Auslegung der Erfassungsregeln.

Vor allem aber bestimmen Strafgesetze den Bereich strafrechtlicher
Sozialkontrolle. 1975 wurde die Strafbarkeit des Versuchs der gefihrlichen,
1998 auch die des Versuchs der einfachen Korperverletzung eingefiihrt. 2016
waren 7,5 Prozent der polizeilich registrierten Fille von einfacher und gefihr-
licher Korperverletzung Folge dieser Strafbarkeitserweiterung. Nicht selten
verstirken sich mehrere Randbedingungen. So hat die Bundesregierung in
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ihrem Zweiten Periodischen Sicherheitsbericht (PSB) darauf hingewiesen,
die ,,Aussagekraft polizeilicher und justizieller Daten zur Entwicklung der
Gewalt im Zeitverlauf [sei] zuriickhaltend zu bewerten“ (2. PSB 2006, S. 62),
weil wegen Verinderungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen (Gewalt-
schutzgesetz von 2011), der polizeilichen Taktik in Fillen hiuslicher Gewalt
sowie aufgrund der proaktiven Titigkeit entsprechender Beratungsstellen
vermehrt Anzeigen erfolgt sein diirften.

TENDENZ ZUR UBERBEWERTUNG

Die Polizei bewertet den Sachverhalt entsprechend den Strafrechtsnormen.
Nicht selten bleibt das Ziel einer Handlung unklar —sind die Beschiddigungen
am Auto eine Sachbeschidigung oder war es der Versuch, das Auto aufzubre-
chen und daraus zu stehlen? Vor allem bei schweren Straftaten besteht eine
Tendenz zur Uberbewertung, jedenfalls im Lichte der Bewertung (auch der
Beweislage) durch die nachfolgenden Instanzen. Der polizeilich bejahte vor-
sitzliche Totschlag kann beispielsweise nur zur Verurteilung wegen Korper-
verletzung mit Todesfolge fithren. Noch ausgeprigter sind die Uberbewer-
tungstendenzen bei sexueller Notigung und Vergewaltigung. Wenn es auf
spiteren Stufen zu Bewertungsinderungen kommt, bleibt dies ohne Einfluss
auf die Erfassung in der Polizeilichen Kriminalstatistik; es bleibt also bei der
Uberbewertung.

Das Bundeskriminalamt fiihrt alljihrlich in den Vorbemerkungen zur
Polizeilichen Kriminalstatistik zutreffend aus: ,,Die PKS bietet also kein ge-
treues Spiegelbild der Kriminalitdtswirklichkeit, sondern eine je nach Delikts-
art mehr oder weniger starke Anniherung an die Realitit“ (PKS 2016, Bd. 1,
S. 7). Das in der Statistik erfasste Hellfeld ist, bedingt sowohl durch das An-
zeigeverhalten als auch durch Uberbewertungstendenzen, zu den schweren
Straftaten hin verschoben. Es ist deshalb auch kein verkleinertes Abbild der
Kriminalitdtswirklichkeit und weist kein konstantes Verhiltnis zum Dunkel-
feld auf. Anderungen des Anzeigeverhaltens verschieben die Grenze zwischen
Dunkel- und Hellfeld.

»PROZESSOKONOMISCHE*
ERMITTLUNGSTATIGKEIT
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Die Alltagspraxis der Polizei nimmt ihren Ausgang zumeist von der (ange-
zeigten) Tat, fiir die sie einen Tatverdichtigen zu ermitteln sucht. Hierbei
steht die Polizei nicht nur vor unterschiedlichen deliktspezifischen Eigen-
heiten, sondern wegen beschrinkter personeller und sichlicher Mittel auch
vor der Aufgabe der Schwerpunktbildung. Bei ihren Ermittlungen geht die
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Im Zahlenwirrwarr, Wolfgang Heinz

Polizei nicht jedem Tatverdacht gleichermafen intensiv nach. Umfang und
Intensitit der polizeilichen Ermittlungstitigkeit sind vielmehr ,,prozess-
Okonomisch“ bestimmt, das heif3t, Ermittlungsaufwand und zu erwartender
Ertrag werden in ein ,,angemessenes“ Verhiltnis gebracht, die Ermittlungs-
intensitit orientiert sich vor allem an der Tatschwere, der ,,Sichtbarkeit des
Delikts“, der Aufklirungswahrscheinlichkeit, der Beweisschwierigkeit, der
deliktischen Bedeutung, der Anzeigemacht des Opfers und so weiter.

Die Wahrscheinlichkeit, einen Tatverdichtigen zu ermitteln, ist de-
liktspezifisch unterschiedlich hoch. Bei Ladendiebstahl wird der Fall selten
entdeckt, wenn er aber entdeckt wird, dann wird der ertappte Dieb in der
Regel mit der Anzeige gleich ,,mitgeliefert®; dasselbe gilt fiir das ,,Schwarz-
fahren®. Der Fall ist aufgeklirt, auch ohne polizeiliches Zutun. Die Aufkli-
rungsrate betrug 2016 91 Prozent (Ladendiebstahl) beziehungsweise 99 Pro-
zent bei Beforderungserschleichung. Beim Einbruchsdiebstahl wird zwar der
Fall rasch entdeckt, die Aufkliarung gelingt aber eher selten. Die Aufklirungs-
rate betrug 2016 bei Wohnungseinbruch 17 Prozent.

Die Aufklirungswahrscheinlichkeit ist dariiber hinaus von der Hand-
lungskompetenz und der Verteidigungsmacht des Verdichtigen beeinflusst.
So sind zum Beispiel Jugendliche im Allgemeinen eher zu einem Gestidndnis
zu bewegen als Erwachsene; sie haben zu den schwer aufklirbaren Delikten
der Betrugs- und Wirtschaftskriminalitit kaum Zugang; sie veriiben dagegen
Delikte hiufiger in Cliquen und im 6ffentlichen Raum (was ihre Taten ,,sicht-
barer“ macht), sie agieren unprofessioneller und veriiben vor allem einfache,
unkomplizierte Delikte.

Polizeilich ermittelte Tatverdichtige sind demnach eine delikt- und
titerspezifisch unterschiedlich grofie Auslese aus einem doppelten Dunkel-
feld, dem Dunkelfeld der nicht polizeilich bekannt gewordenen Taten sowie
dem Dunkelfeld der nicht erfolgten Aufklirung.

SYSTEM IST OPTIMIERUNGSBEDURFTIG
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Obwohl sie nur einen Ausschnitt abbilden, sind die Kriminal- und Strafrechts-
pflegestatistiken dennoch das wichtigste Erkenntnismittel fiir die Kriminali-
tit im sogenannten Hellfeld. Nur durch sie wird erkennbar, durch welche Er-
eignisse sich die Biirgerinnen und Biirger belastet oder gefihrdet fiihlen und
derentwegen sie deshalb Anzeige erstattet haben. Die zeitnahe und rdumlich
differenzierte Aufbereitung dieser Daten gibt wichtige Anhaltspunkte ebenso
fiir die ortliche wie die iberdrtliche Planung priventiver und repressiver
Mafinahmen und fiir die Erfassung von Entwicklungen, die fiir die Sicherheit
und das Sicherheitsgefiihl der Bevolkerung relevant sind.

Die Zahlen sprechen freilich nicht fiir sich. Sie bediirfen der sach-
gerechten Interpretation, die sich der Moglichkeiten und Grenzen der
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Aussagekraft der Polizeilichen Kriminalstatistik bewusst ist. Die Bedeutung
einer differenzierten und aussagekriftigen Polizeilichen Kriminalstatistik so-
wohl fiir praktische als auch fiir wissenschaftliche Zwecke ist unbestritten,
ihre Fortentwicklung ist wiinschenswert. Freilich ist das System optimie-
rungsbediirftig. Es bedarf bundesweit reprisentativer, kontinuierlich durch-
gefiihrter statistikbegleitender Dunkelfeldforschung, um abschitzen zu kon-
nen, ob die Verinderungen in Ausmaf3 und Struktur registrierter Kriminalitit
eine Entsprechung in der Realitit haben oder Folge eines verinderten An-
zeigeverhaltens sind. Ferner sollten die verschiedenen Kriminal- und Straf-
rechtspflegestatistiken in Zihl- und Aufbereitungsweise einander angenihert
werden.

Schliefilich sollte ein kriminalstatistisches Verbund- und Datenbank-
system geschaffen werden, das verlaufsstatistische Analysen ermdoglicht.
Denn derzeit zeigt die Gegeniiberstellung von Polizeilicher Kriminalstatistik
und Strafverfolgungsstatistik nur, dass auf 100 wegen eines vorsitzlichen T6-
tungsdeliktes ermittelte Tatverdichtige nur 18 wegen eines solchen Delikts
Verurteilte kommen. Niemand kann derzeit anhand der verfiigbaren Statisti-
ken sagen, was mit den fehlenden 82 Prozent der Tatverdichtigen geschieht,
die nicht wegen dieser Delikte verurteilt werden.

Die Politische Meinung

IMPULSE

Barte zahlen

Anmerkungen zur Zahl der Salafisten in Deutschland

ANDREAS JACOBS

Geboren 1969 in Kleve, Koordinator
Islam und Politik, Hauptabteilung
Politik und Beratung, Konrad-Adenauer-
Stiftung.

Nach einer Meldung des Berliner Tages-
spiegel Anfang April unter Berufung auf
die Landesbehdrden fiir Verfassungsschutz
sollen 11.000 Personen dem Spektrum des
Salafismus zuzurechnen sein. Damit habe
sich die Zahl der Salafisten seit 2013 ver-
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doppelt. Die neue Zahl ist besorgniserre-
gend — und sie ist mit ziemlicher Sicher-
heit falsch.

Obwohl der Salafismus auch hierzu-
lande lingst zu den wissenschaftlichen
Modethemen zihlt, gibt es keine einheit-
liche Vorstellung dariiber, welchen Perso-
nenKkreis er genau umfasst, welche Bedro-
hungen von ihm ausgehen und wie er sich
von Islamismus und Dschihadismus ab-
grenzt. Der Wiener Islamwissenschaftler
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Riidiger Lohlker spricht in seinem kiirz-
lich erschienenen Buch Die Salafisten.
Der Aufstand der Frommen, Saudi-Arabien
und der Islam deshalb von einem ,,irritie-
renden Phinomen®. Er weist darauf hin,
wie breit das salafistische Spektrum im
islamischen Raum ist und dass er in der
islamischen Geschichte durchgingig pri-
sent war. Die oft zu horende Marginalisie-
rung des Salafismus als extremistische
Randerscheinung ohne Bezilige zum theo-
logischen Mainstream ist vor diesem
Hintergrund fraglich. Tatsidchlich griffen
und greifen salafistische Vordenker und
Ideengeber immer wieder auf islamische
Traditionslinien zuriick und setzen sich
konstruktiv und destruktiv mit ihnen aus-
einander. Auf der Grundlage dieser Aus-
einandersetzungen entwickelte sich in
der Neuzeit eine populire Protestkultur,
die mit Charakterisierungen wie ,,radikal-
islamistisch® oder ,,ultraorthodox“ kaum
zu fassen ist.

ANTISCHIISMUS, ANTISUFISMUS
UND ANTISEMITISMUS

In den meisten islamischen Lindern ist
der Salafismus in der einen oder anderen
Ausprigung lingst Teil des politischen,
religiosen und gesellschaftlichen Alltags.
In Saudi-Arabien wurde eine seiner Spiel-
arten Staatsideologie. Von Mauretanien
bis Indonesien betreibt er Fernsehkanile,
Unternehmen, Schulen und Universititen.
In Agypten erreichte er mit einer neu ge-
griindeten Partei bei den ersten freien
Wahlen nach dem Sturz Husni Mubaraks
aus dem Stand fast dreiflig Prozent. Und
in Syrien und Irak betrieb er unter dem
Namen ,,Islamischer Staat“ zwischen 2014
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und 2017 ein terroristisches Staatswesen.
Kurz, der Salafismus ist in der Region al-
les andere als ein Randphidnomen.

Dass er oft nicht als ideologisch weit-
gehend einheitliches Gebidude gesehen
wird, liegt an seinen sehr unterschied-
lichen politischen und gesellschaftlichen
Ausformungen. Einige Salafisten predigen
und praktizieren im Namen des Dschihad
Terror und Gewalt. Andere konzentrieren
sich auf die gewaltfreie Mission. Schlief3-
lich gibt es aber auch sogenannte quietis-
tische Stromungen, die sich vom politi-
schen Islam distanzieren oder komplett
aus der Politik heraushalten. Jedoch selbst
diese, auf innere Frommigkeit ausgerich-
tete Ausprigung der Salafiyya-Bewegung
ist keineswegs unpolitisch und erst recht
nicht demokratisch. Auch sie teilt mit den
tibrigen Gruppen das gemeinsame ideolo-
gische Fundament.

Dieses Fundament beruht auf der ex-
tremen Betonung der Einheit und Ein-
zigkeit Gottes, auf dem ausschliefllichen
Bezug auf den Koran und die Propheten-
tradition sowie auf der Ablehnung aller
sonstigen Einfliisse und Innovationen.
Kennzeichnend sind auf3erdem ein ausge-
prigter Antischiismus, Antisufismus und
Antisemitismus sowie Verschworungs-
denken und die Ablehnung des Westens.
Fiir alle Salafisten befinden sich die euro-
piischen Staaten und Gesellschaften in ei-
ner tiefgreifenden sozialen, kulturellen
und politischen Krise, aus der sie nur der
(salafistische) Islam herausfithren konne.
Die Forderung einer vollstindigen Umset-
zung und Anwendung der Scharia, die
Uberwindung demokratischer Verfas-
sungsordnungen und die Ablehnung ande-
rer Islam-Interpretationen und Lebenswei-
sen sind fiir sie selbstverstindlich. In der
alltdglichen Praxis etablieren salafistische

Béarte zdhlen, Andreas Jacobs

Stromungen oft eine eigenstindige Sym-
bolik und Lebensfithrung, die von Klei-
dervorstellungen und Hygieneregeln {iber
soziale Etikette bis hin zu sprachlichen
Formeln reichen.

FEHLENDE KRITERIEN FUR DIE
ERFASSUNG DES SALAFISMUS

Was heif3t das fiir die Zahl und Bedeutung
der Salafisten in Deutschland? Allein der
Gang durch die Fuf3gingerzone einer gro-
Beren deutschen Stadt kann den Eindruck
vermitteln, dass mittlerweile deutlich
mehr Anhidnger und Sympathisanten un-
terschiedlicher salafistischer Bewegungen
in Deutschland leben, als die Zahl 11.000
nahelegt. Zwei Uberlegungen stiitzen die-
sen Eindruck. Zum einen beobachten Ver-
fassungsschutzbehorden vor allem dschi-
hadistische und politische Salafisten, die
als Rekrutierungspool von Terroristen
eine besondere Rolle spielen. Die Gruppe
quietistischer Salafisten und die optisch
nicht als Salafisten erkennbaren Sympa-
thisantenkreise werden hier kaum erfasst.
Zum anderen ist weiterhin unklar, wie
viele Salafisten im Zuge der Fliichtlings-
krise nach Deutschland kamen. Dass un-
ter den mindestens eine Million in jiinge-
rer Zeit zugewanderten Muslimen nur
wenige Tausend Salafisten gewesen sein
sollen, wire angesichts der Verbreitung
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und der Popularitit des Salafismus in
den Herkunftslindern der Gefliichteten
ein frommer Wunsch.

Die Sicherheitsbehorden erfassen zu
Recht nur Personen, von denen aktuell
oder potenziell verfassungsfeindliche Be-
strebungen ausgehen. Das ist ihre Aufgabe.
Fiir die notwendige Debatte {iber die poli-
tische Bedeutung und gesellschaftliche
Wirkung des Salafismus in Deutschland
miissen jedoch andere Kriterien heran-
gezogen werden. Solche Kriterien gibt es
bislang nicht. Das Zihlen ungestutzter
Birte, gekiirzter Hosenbeine und schwar-
zer Gesichtsschleier bietet allenfalls duf3er-
liche und daher schwache Anhaltspunkte.
Ahnliches trifft auf die Spendenaufrufe
an Imbissbuden und die Klickzahlen be-
stimmter Predigervideos zu.

Sinnvoller wire es, den Blick stirker
auf die salafistische Ideologie in ihrer ge-
samten Bandbreite zu richten und Maf3-
stibe fiir die Identifizierung von salafis-
tischen Netzwerken und Moscheen zu
entwickeln. Wer in solchen Moscheen das
Freitagsgebet besucht, muss zumindest
zur salafistischen Sympathisantenszene
gezidhlt werden. Wirklich belastbar ist das
alles aber bisher nicht. Die Zahl 11.000
suggeriert daher eine Gewissheit, die es
nicht gibt. Bis auf Weiteres gilt daher auch
fiir die Zahl der Salafisten in Deutschland
das, was mittelalterliche Korankommen-
tatoren gerne iiber ihre Werke schrieben:
Allahu Alam — Gott weif3 es besser.
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Schlag gegen
die Mafia?

Organisierte Kriminalitat in Deutschland

JORG KINZIG
Geboren 1962 in Mannheim, Direktor Anfang Januar war es wieder soweit: Die Orga-

des Instituts fir Kriminologie der

nisierte Kriminalitit (OK) geriet fiir kurze Zeit

Eberhard Karls Universitat Tubingen.  in das Blickfeld einer aufgeschreckten bundes-
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republikanischen Offentlichkeit. ,,Gemeinsa-
mer Polizeieinsatz gegen die Organisierte Kriminalitit — Mutmafiliche
Mitglieder der italienischen kriminellen Organisation "Ndrangheta in Deutsch-
land und Italien festgenommen®, titelte eine Pressemitteilung des Bundes-
kriminalamts (BKA). Inhalt war die Verhaftung von elf mutmafilichen An-
gehorigen dieser kriminellen Gruppierung in Baden-Wiirttemberg, Bayern,
Hessen und Nordrhein-Westfalen. Die Festgenommenen, allesamt Minner,
stiinden im Verdacht, als Mitglieder einer kriminellen Vereinigung schwere
Straftaten, wie Erpressung und Geldwische, begangen zu haben. Die Maf3-
nahmen in Deutschland seien Teil einer Ermittlung der italienischen Straf-
verfolgungsbehodrden gewesen, die zu iiber 160 Festnahmen in Kalabrien und
sieben weiteren Regionen Italiens gefiihrt habe.

Die Politische Meinung

Dieses Ereignis lenkt den Blick auf die Frage, wie es eigentlich um die Organi-
sierte Kriminalitit in Deutschland bestellt ist. Was wissen wir iiber Umfang,
Titigkeitsfelder und Akteure dieser speziellen Kriminalitdtsform?

Uber Organisierte Kriminalitit wird in Deutschland seit den 1970er-
Jahren diskutiert. Dennoch fehlt es auch ein halbes Jahrhundert spiter an
einer gesetzlichen Definition der Organisierten Kriminalitit: Weder im Straf-
gesetzbuch (StGB) noch im Bundeskriminalamtsgesetz (BKAG), das insbe-
sondere die Zustindigkeiten des BKA bei der Verbrechensbekimpfung fest-
legt, ist eine solche Definition enthalten.

Die Verstindigung iiber das, was OK ausmacht, findet aufgrund Ge-
meinsamer Richtlinien statt, die die Innen- und Justizminister der Linder
1990 verabschiedet haben. Aufgrund einer nicht leicht zu verstehenden Defi-
nition ist Organisierte Kriminalitit danach ,,die von Gewinn- oder Macht-
streben bestimmte planmiflige Begehung von Straftaten, die einzeln oder in
ihrer Gesamtheit von erheblicher Bedeutung sind, wenn mehr als zwei Be-
teiligte auf lingere oder unbestimmte Dauer arbeitsteilig [...] zusammen-
wirken®. Dies muss zudem entweder ,,unter Verwendung gewerblicher oder
geschiftsihnlicher Strukturen® oder ,,unter Anwendung von Gewalt oder an-
derer zur Einschiichterung geeigneter Mittel“ oder ,,unter Einflufinahme auf
Politik, Medien, o6ffentliche Verwaltung, Justiz oder Wirtschaft“ geschehen.

Die Problematik und das Spezifikum dieser Beschreibung liegen auf der
Hand: Ein Erfordernis einer hierarchisch gegliederten Organisation im Sinne
einer Institution, das herkdmmlich vor allem mit Begriffen wie ,,mafia“ und
»organized crime® verbunden war und ist, existiert in dieser Definition nicht.
Stattdessen dominiert als Alternative eine Geschiftsmifligkeit des strafrecht-
lichen Handelns, also eine organisierte Titigkeit. Festzuhalten bleibt auch,
dass die Einflussnahme auf Politik, Medien, 6ffentliche Verwaltung, Justiz
oder Wirtschaft nach dieser Definition gerade keinen zwingenden Bestandteil
der OK in der Bundesrepublik bildet. Diese umfassend angelegte Definition
Organisierter Kriminalitit fithrte dazu, dass in den 1990er-Jahren die De-
batte um das Spezifikum Organisierter Kriminalitit merklich abflaute.

BUNDESLAGEBILD ORGANISIERTE KRIMINALITAT
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Die zentrale Quelle zu Informationen tiber Ausmaf} und Charakteristika Or-
ganisierter Kriminalitdt in Deutschland bildet das vom BKA jihrlich heraus-
gegebene ,Bundeslagebild Organisierte Kriminalitit®. Es erschien zuletzt im
August 2017 mit den Verfahrensdaten aus dem Jahr 2016. Bevor man einen
Blick in diesen Bericht wirft, sollte man sich jedoch im Klaren dariiber sein,
dass in ihm nur die sogenannten Hellfelddaten erfasst sind, also kriminelle
Geschehnisse, die zur Kenntnis der Polizeibehorden gelangt sind. Uber das
sogenannte Dunkelfeld Auskunft zu geben, ist wissenschaftlich seriés kaum
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moglich. Umso mehr bleibt hier fiir Spekulationen Raum, der hiufig von
Journalisten durch die Aufbereitung mehr oder minder spektakulirer Einzel-
fille gefiillt wird. In diesen Verdffentlichungen wird der Beweis zu fiihren
versucht, dass uns die Organisierte Kriminalitit aufkaufe oder Deutschland
ein Verbrecherland sei, in dem das organisierte Verbrechen die Republik wie
eine Krake im Griff halte.

Zuriick zum Hellfeld, den einigermafien gesicherten Erkenntnissen,
und damit zum Bundeslagebild: Betrachtet man die Anzahl der jihrlichen so-
genannten OK-Ermittlungsverfahren, lassen sich verschiedene Phasen aus-
machen. Wurden in den 1990er-Jahren jihrlich rund 800 bis 850 solcher Ver-
fahren bundesweit bearbeitet, sank diese Zahl nach einer Spitze im Jahr 2000
(854 OK-Verfahren) fast stetig, um im Jahr 2008 mit 575 einen vorldufigen
Tiefststand zu erreichen. Danach pendelte sich die Zahl zwischen 565 und
610 OK-Verfahren jihrlich ein, um zuletzt (2016) mit 563 ein absolutes Mini-
mum zu erreichen.

Entsprechend dem Riickgang der OK-Ermittlungsverfahren hat sich
seit dem Jahr 2000 auch die Anzahl der Gesamttatverdichtigen annidhernd
halbiert. Waren damals noch 16.264 Tatverdichtige ausgewiesen, waren es
2016 nur noch 8.655. Zum Vergleich: In der Polizeilichen Kriminalstatistik
fiir das Jahr 2016 wurden zuletzt iiber zwei Millionen Tatverdichtige
(2.360.806) registriert. Demgegeniiber nehmen sich die nicht einmal 10.000
OK-Tatverdichtigen vergleichsweise bescheiden aus.

VERANDERTE POLIZEILICHE SCHWERPUNKTSETZUNG
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Aus dem Riickgang der genannten Zahlen pauschal einen Riickgang der OK
zu folgern, erscheint jedoch zu kurz gegriffen. Verantwortlich fiir das zuriick-
gehende OK-Aufkommen in der ersten Dekade der 2000er-Jahre diirfte in
nicht unerheblichem Mafe eine verinderte polizeiliche Schwerpunktsetzung
sein. So brachten die Terroranschlige in den USA im September 2001 eine
deutliche Verlagerung der polizeilichen Arbeit auf den Kampf gegen den
internationalen Terrorismus mit sich; demgegeniiber ist die Beschiftigung
mit der OK nicht nur in der 6ffentlichen Wahrnehmung deutlich in den Hin-
tergrund getreten.

Listet man die Tatverdichtigen nach den erfassten Nationalitdten auf,
entfillt auf deutsche Staatsangehdrige ein Anteil von 32 Prozent (2.809), auf
Litauer 12 Prozent (1.061), auf Tiirken 10 Prozent (846), auf Polen 6 Prozent
(494), auf Ruminen 3 Prozent (282) und auf Italiener ebenfalls 3 Prozent (218).

Speziell zur Italienischen Organisierten Kriminalitit (IOK) vermerkt
das Lagebild fiir 2016 insgesamt dreizehn Verfahren gegen ,italienische Mafia-
gruppierungen®, die sich regional auf die kalabrische Ndrangheta (7), die
sizilianische Cosa Nostra (2), die neapolitanische Camorra (1), die ebenfalls
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sizilianische Stidda (1) sowie die Apulische OK (1) verteilen. In einem Verfah-
ren wurde gegen eine Gruppierung der IOK ermittelt, deren Zuordnung zum
Erfassungszeitpunkt nicht zweifelsfrei moglich war. Diese (freilich auf das
Hellfeld beschrinkten) Zahlen geben keinerlei Anlass zu Befiirchtungen,
Deutschland befinde sich in der Hand der Mafia.

VERBRECHEN DURFEN SICH NICHT LOHNEN
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Interessant ist dariiber hinaus ein Blick auf die Kriminalitidtsbereiche, in de-
nen sich die im Jahr 2016 erfassten OK-Gruppierungen mehrheitlich betitig-
ten. Seit Jahren dominiert dabei der Rauschgifthandel. Er stand auch zuletzt
mit 204 Verfahren (36 Prozent) im Mittelpunkt, vor der Eigentumskriminali-
tit in 98 Verfahren (17 Prozent), den Steuer- und Zolldelikten (57; 10 Prozent),
der Kriminalitit in Zusammenhang mit dem Wirtschaftsleben (53; 9 Prozent),
der Schleuserkriminalitit (38; 7 Prozent) sowie der Gewaltkriminalitit in
31 Verfahren (6 Prozent).

Eine wesentliche Antriebsfeder Organisierter Kriminalitit ist das Stre-
ben nach finanziellen Profiten. Dem versuchen die Ermittlungsbehérden mit
Mafinahmen der Gewinnabschopfung entgegenzuwirken. Verbrechen diirfen
sich nicht lohnen, lautet die Devise. Der von den OK-Gruppierungen erzielte
kriminelle Ertrag belief sich im Jahr 2016 auf geschitzte 840 Millionen Euro.
Davon konnten nur rund 61 Millionen Euro durch den Staat gesichert werden.

Vor allem in den 1990er-Jahren wurde das Strafgesetzbuch im Kampf
gegen die Organisierte Kriminalitit aufgeriistet. Eine ganze Reihe von Straf-
tatbestinden wurde dadurch erweitert, dass seitdem bei einer gewerbsméf3i-
gen, einer bandenmifligen oder einer banden- und gewerbsméifligen Bege-
hungsweise empfindliche Strafverschirfungen ausgesprochen werden kdnnen.
Dies gilt etwa im Bereich der Betdubungsmittel-, aber auch der Schleusungs-
kriminalitit.

Zudem wurden verschiedene mehr oder weniger erfolgreiche Maf3-
nahmen der Gewinnabschdpfung in das StGB aufgenommen. Prominentes-
tes Beispiel ist die Einfiihrung eines Straftatbestandes gegen Geldwische, die
seit einigen Jahren in einer komplizierten eigenen Vorschrift (Paragraph 261
StGB) geregelt ist.

Dariiber hinaus kann seit Langem die ,,Bildung krimineller Vereinigun-
gen® bestraft werden (Paragraph 129 StGB). Jedoch interpretierte die Recht-
sprechung die Voraussetzungen fiir diesen Straftatbestand bis vor Kurzem
sehr eng und orientierte ihn vor allem an der Verfolgung politisch motivierter
Zusammenschliisse. Daher erfasste Paragraph 129 StGB solche hierarchisch
organisierten Gruppierungen nicht, die auf der Durchsetzung eines autoriti-
ren Anfiihrerwillens beruhten. Eine solche Struktur diirfte aber bei Organi-
sierter Kriminalitit nicht selten der Fall sein. Demzufolge wurden jihrlich
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nur wenige Personen wegen einer Straftat nach Paragraph 129 StGB verur-
teilt. Im Jahr 2016 waren es nur deren zehn.

Erst im Juli 2017 wurde der Tatbestand der Bildung krimineller Ver-
einigungen neugefasst und dort die Vereinigung in einem erweiterten Sinn
definiert. Eine Vereinigung ist nunmehr ,ein auf lingere Dauer angelegter,
von einer Festlegung von Rollen der Mitglieder, der Kontinuitit der Mitglied-
schaft und der Ausprigung der Struktur unabhingiger organisierter Zusam-
menschluss von mehr als zwei Personen zur Verfolgung eines iibergeordneten
gemeinsamen Interesses.” Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers, der in-
soweit einem EU-Rahmenbeschluss gefolgt ist, konnen nunmehr auch Titer-
gruppierungen aus dem Bereich der Organisierten Kriminalitit unter den
Begriff der kriminellen Vereinigung fallen.

OPFERLOSE DELIKTE

80

Aufgrund der Eigenart des Phinomens hat es auch die Kriminologie bei der
Erforschung Organisierter Kriminalitit nicht leicht. Dennoch hat sich der
Verfasser um die Jahrtausendwende in einem umfassenden empirischen For-
schungsprojekt mehrere Jahre ausfiihrlich mit der OK beschiftigt. Dazu wur-
den unter anderem die Lagebilder Organisierte Kriminalitit intensiv analy-
siert. Dariiber hinaus wurden Akten ausgewertet, die 52 OK-Komplexe im
Land Baden-Wiirttemberg betrafen. SchliefSlich wurden an bisweilen gehei-
men Orten auf Vermittlung der Polizei Interviews mit Straftitern gefiihrt, die
der Organisierten Kriminalitit zugerechnet werden.

Ergebnis war, dass Fille von Organisierter Kriminalitdt hdufig soge-
nannte opferlose Delikte enthalten. Als opferlos werden Straftaten bezeich-
net, von denen, wie bei der Betiubungsmittel- oder Schleusungskriminalitit,
alle Beteiligten zu profitieren scheinen. Auch deswegen besteht eine geringe
Anzeigebereitschaft. Dazu kommen ein hoher Auslinderanteil und die Inter-
nationalitidt der Tatbegehung. Idealtypisch lassen sich eine gewisse Arbeits-
teiligkeit und Dauerhaftigkeit sowie Planmifligkeit, Professionalitit und
Konspirativitit bei den veriibten Straftaten beobachten.

Daneben verraten die seit Jahrzehnten vom BKA in seinen Lagebildern
gelieferten Daten zweierlei: Einerseits gibt es keine Anzeichen dafiir, dass das
Ausmaf} Organisierter Kriminalitit wichst; andererseits spricht auch alles da-
fiir, dass wir auf geraume Zeit mit diesem Phinomen werden leben miissen.

Doch sollte man nicht in Resignation verfallen. Als Schliissel fiir eine
gelingende Bekimpfung der OK erscheint in erster Linie eine gut und idea-
liter immer besser funktionierende internationale Zusammenarbeit. Vor die-
sem Hintergrund konnte der Anfang des Jahres erfolgte ,,Schlag gegen die
Mafia“ ein kleiner, aber ermutigender Schritt in die richtige Richtung ge-
wesen sein.
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Kriminalitit von
Zuwanderern

Konsequenzen aus einem ungeschdénten Lagebild

STEPHAN MAYER

Geboren 1973 in Burghausen, seit
2002 Mitglied des Deutschen
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Vorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft Innen und Innenpolitischer
Sprecher der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, seit 2018 Parlamen-
tarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Innern, fir
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Sind Zuwanderer krimineller als der Rest der
Bevolkerung? Als Politiker wird mir diese
Frage seit 2015 oft gestellt, und ich nehme die
dahinterstehende Sorge sehr ernst. Um die
Frage nach den kriminalpolitischen Folgen
der Migration kommt man nicht herum. Der
Fall des terroristischen Attentiters Anis Amri,
der auf dem Berliner Weihnachtsmarkt zwolf
Menschen totete und viele verletzte, ist das
erschreckendste Beispiel; ebenso aufwiihlend
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sind die Ereignisse um die Kolner Silvesternacht 2015/16 oder die Untat des
Hussein K., der in Freiburg eine Studentin vergewaltigt und getdtet hat. Diese
medial vielfach rezipierten Fille werfen die Frage auf, ob die hohe Zahl an-
kommender Fliichtlinge zu steigender Kriminalitit in Deutschland fiihrt.
Sie erschiittern zu Recht die Aufnahmebereitschaft und Gastfreundschaft der
einheimischen Bevolkerung. Besonders problematisch ist es, wenn aus falsch
verstandener politischer Korrektheit Fakten nicht benannt werden. Will man
sich diesem komplexen und multikausalen Thema mit dem notwendigen
Ernst annehmen, so darf man die Sorgen und Angste der Bevolkerung nicht
aufler Acht lassen.

Fiir die Interpretation der Statistik ist es unabdingbar, den betrach-
teten Personenkreis eindeutig zu definieren. Die deutschen Sicherheits-
behorden, viele wissenschaftliche Studien und seit 2017 auch die Polizeiliche
Kriminalstatistik des Bundes (PKS) nehmen bei ihren Analysen folgende Per-
sonenkategorien in den Blick: nichtdeutsche tatverdichtige Personen aus
Nicht-EU-Staaten mit Aufenthaltsanlass, ,international/national Schutz- und
Asylberechtigte®, ,,Asylbewerber®, ,,Duldung®, ,,Kontingentfliichtling® und
sunerlaubt“, Das Bundeskriminalamt bezeichnet diesen Personenkreis als
»Zuwanderer®. Auslinder ohne einen der oben genannten Aufenthaltsanlisse
und solche aus Staaten der Européischen Union (EU) gehoren nicht zu dem
betrachteten Personenkreis.

Bevor wertende Riickschliisse aus der Polizeilichen Kriminalstatistik
gezogen werden kdnnen, ist zu beachten, dass sie nur das sogenannte Hellfeld —
die der Polizei bekannt gewordenen Straftaten — erfasst, sich hier also das
Anzeigeverhalten auswirkt. Auflerdem fiihrt die Kriminalstatistik Tatver-
dichtige auf, die nicht immer notwendigerweise auch als Titer verurteilt
werden. So kann das Ermittlungsverfahren gegen Tatverdichtige eingestellt
werden oder im Gerichtsverfahren ein Freispruch erfolgen. Aus diesen Griin-
den kann die Polizeiliche Kriminalstatistik nicht mit einem getreuen Spiegel-
bild der tatsichlichen Kriminalitidtswirklichkeit und -belastung gleichgesetzt
werden. Sie liefert dennoch hinreichende Anhaltspunkte, um im Jahresver-
gleich Trends zu beobachten und daraus erste Schlussfolgerungen zu ziehen.

ANSTIEG DER
ZUWANDERERKRIMINALITAT
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Von Januar 2015 bis zum Dezember 2017 reisten etwa 1,36 Millionen Asyl-
suchende nach Deutschland ein. Durch diese Einreisen hat sich der zu be-
trachtende Personenkreis erheblich vergrofiert.

Die PKS 2017 weist aus, dass 167.268 Tatverdichtige Zuwanderer im
Sinne der erlduterten Definition waren, also 8,5 Prozent aller bei Straftaten
ohne auslinderrechtliche Verstofle erfassten Tatverdichtigen. Strafbewehrte
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Verstofle gegen das Auslinderrecht mochte ich freilich nicht relativieren —
dazu gehort zum Beispiel auch die Schleusung —, sie wiirden jedoch an dieser
Stelle das Bild verzerren.

Der Anteil der Zuwanderer war besonders hoch bei Urkundenfilschung
(28,2 Prozent), Beférderungserschleichung (16,4 Prozent), Gewaltkriminalitét
(15,1 Prozent), Diebstahl (11,4 Prozent) und Sozialleistungsbetrug (13,7 Pro-
zent). Besonders beunruhigen muss der Anstieg der Gewaltkriminalitit.
Wihrend es 2015 rund 14.175 tatverdichtige Zuwanderer gab, so ist diese
Zahl 2016 fast um das Doppelte auf 26.810 gestiegen und verbleibt auch 2017
auf dhnlich hohem Niveau (26.920). Auch bei den Straftaten gegen die sexuel-
le Selbstbestimmung ist die Anzahl tatverdichtiger Zuwanderer 2017 im Ver-
gleich zu 2016 weiter gestiegen und lag bei 4.852 Fillen. Bedauerlicherweise
belegt die Statistik also durchaus die Sorgen und Vorbehalte, wie sie insbeson-
dere seit den Vorfillen der Kdlner Silvesternacht vermehrt vorgetragen werden.

SIND ZUWANDERER KRIMINELLER ALS DEUTSCHE?
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Im Verhiltnis zu der sehr hohen Zahl von Zuwanderern aus Syrien, dem Irak
und Afghanistan sind die Kriminalititszahlen dieser Gruppen deutlich un-
terreprisentiert. Der Anteil der Fille mit Tatverdichtigen aus den Maghreb-
staaten sowie aus Georgien lag hingegen deutlich hoher als der Anteil dieser
Nationalititen an der Gruppe der Zuwanderer, obgleich sich eine leichte Ent-
spannung abzeichnet. Vor diesem Hintergrund plddiere ich fiir die lingst
iiberfillige Einstufung dieser Staaten als sichere Herkunftsstaaten! Die Grii-
nen haben ihre moralischen Vorbehalte gegen diese Einstufung im Zuge
der Jamaika-Sondierungen deutlich relativiert; jetzt miissen Taten folgen!
Dasselbe Bild zeigte sich bei Staatsangehdrigen aus Gambia, Nigeria und So-
malia: Auch aus diesen Staaten war der Anteil der Tatverdichtigen weiterhin
hoher als der Anteil an der Gruppe der Zuwanderer.

2017 wurden 16.195 Asylbewerber/Fliichtlinge Opfer von Gewalt-
kriminalitit. 10.572 von ihnen wurden Opfer einer Gewalttat, bei welcher der
Tatverdichtige ebenfalls Zuwanderer war. Gewaltkriminalitit durch Zuwan-
derer richtet sich demnach sehr hiufig gegen andere Zuwanderer.

Ein seridser Vergleich zwischen deutschen Tatverdichtigen mit tatver-
dichtigen Zuwanderern fillt aufgrund statistischer Unwigbarkeiten schwer.
Auch Alter und Geschlecht sind beispielsweise soziodemografische Merkmale,
die mit Kriminalitit eng zusammenhingen. Klar ist jedoch, dass die Zuwan-
derung in den besonders kriminalititsbelasteten Gruppen — Stichwort: junge
Minner — besonders hoch war. Unter den Zuwanderern gibt es deutlich mehr
jingere Minner als im Bevolkerungsdurchschnitt: 2017 lag der Anteil der
minnlichen Asylantragsteller bei 61,1 Prozent, der Anteil der mdnnlichen Asyl-
antragsteller unter 30 Jahren bei 77,1 Prozent.
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Letztlich weichen auch die Lebensumstinde von Zuwanderern teils erheblich
von denen der Durchschnittsbevolkerung ab. Sie sind im Durchschnitt weni-
ger gebildet und weniger sozial integriert, sodass weitere kriminalitdtsbe-
giinstigende Faktoren zu erkennen sind. Ein Verzerrungsfaktor ist der Wohn-
ort: Zuwanderer leben hiufiger in Grof3stidten, in denen generell eine hohere
Kriminalititsbelastung festgestellt wird. Ich bin daher der festen Uberzeu-
gung, dass wir — im Sinne der Integrationsfihigkeit unseres Landes — die
Wohnortzuweisung von Schutzberechtigten fortfithren und ausbauen miis-
sen. Man darf nicht zulassen, dass ein Grofdteil der Zuwanderer in die Bal-
lungsrdume mit ohnehin knappem Wohnungsangebot und héherer Kriminali-
tit zieht, wihrend in lindlichen Regionen Wohnungen und Ausbildungsplitze
vorhanden sind. Letztendlich ist auch der Minnlichkeitskult, der in einigen
Herkunftslindern gepflegt wird, mitverantwortlich fiir die Delinquenz von
Zuwanderern. Das gilt insbesondere bei den Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung.

VERSCHARFUNG DES AUSWEISUNGS-
UND ABSCHIEBERECHTS
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Zunichst einmal muss der Rechtsstaat mit allen ihm zur Verfiigung stehen-
den Mitteln gegen die Zuwandererkriminalitit vorgehen. Gesetze miissen
konsequent angewendet und von den Behdrden durchgesetzt werden. Eine
wichtige Mafnahme aus dem Koalitionsvertrag ist daher die Stirkung der
Sicherheitsbehdrden. Allein die Zahl der Polizistinnen und Polizisten in Bund
und Lindern wird in der laufenden Legislaturperiode noch einmal um 15.000
erhoht werden.

Um die Integrationsfihigkeit des Landes nicht zu gefihrden, bendti-
gen wir eine gerechte Verteilung der Zuwanderer zwischen Stadt und Land.
Die verpflichtende Wohnsitzzuweisung ist dazu der Schliissel. Ich ermuntere
die Bundeslinder, dieses Instrument auch als Zuzugsverbot fiir besonders be-
lastete Kommunen anzuwenden.

Wie in vielen Kulturen wird es als besonders anstof3ig erachtet, wenn
ein Gast die Regeln missachtet. Tut er dies in gravierendem Maf3e, verwirkt er
das ihm verlichene Gastrecht. Dies gilt erst recht, wenn der Auslinder in
Deutschland Asyl begehrt. Im Koalitionsvertrag ist daher festgelegt, dass je-
der, der sein Aufenthaltsrecht dazu missbraucht, um Straftaten zu begehen,
das Land verlassen muss. Die praxisgerechte Schiarfung des Ausweisungs-
und Abschiebungsrechts hat fiir mich daher Prioritit.

Das A und O ist die konsequente Riickfiihrung von ausreisepflichtigen
Ausliandern. Dies gilt umso mehr, wenn die Ausreisepflichtigen in Deutsch-
land Straftaten veriiben. Das Bundesministerium des Innern, fiir Bau und
Heimat wird deshalb einen Masterplan zur Migrationspolitik vorlegen. Wir
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miissen wissen, wer zu uns kommt. Wir miissen aber vor allem auch sicher-
stellen, dass diejenigen Zuwanderer Deutschland wieder verlassen, die ihren
Aufenthalt hier fiir Straftaten missbrauchen. In diesen Kontext gehort die er-
wihnte Einstufung (mindestens) der Maghrebstaaten und Georgiens als si-
chere Herkunftsstaaten.

PRAVENTIVE MASSNAHMEN
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Die Bearbeitung der Asylverfahren sowie Verteilung und Riickfithrung erfol-
gen kiinftig durch zentrale Einrichtungen, in denen die zustindigen Amter
Hand in Hand arbeiten. Mit diesen sogenannten Anker-Zentren — die Abkiir-
zung steht fiir ,,Ankunft, Entscheidung, Riickfithrung®“ — gewihrleisten wir
schnellere rechtsstaatliche Verfahren und verteilen die Menschen erst dann auf
die Gemeinden in Deutschland, wenn Klarheit tiber ihren Aufenthaltsstatus
besteht. Damit entfillt zudem ein wichtiger Pull-Faktor fiir Kriminelle, die
das Asylverfahren in Deutschland nutzen wollen, um Straftaten zu begehen.

Natiirlich sind neben repressiven auch priventive Mafinahmen erfor-
derlich. Beispielsweise ist ,gewaltlegitimierenden Minnlichkeitsnormen®,
wie sie gerade bei den vielen jungen muslimischen Zuwanderern verinnerlicht
sind, in Integrationskursen deutlich entgegenzutreten.

Auch die Ma3nahmen des bundesweiten Programms ,,Polizeiliche Kri-
minalprivention der Linder und des Bundes“ spielen eine wichtige Rolle. Es
hat fiir unterschiedliche Zielgruppen bundesweit abgestimmte Mafinahmen
entwickelt, um die Kriminalitit von und zum Nachteil von Zuwanderern zu
verhindern und zu reduzieren.

Bei allen Priventionsbemiihungen diirfen wir nicht die sozialromanti-
sche Brille aufsetzen: Zuwanderer aus extrem minnlich geprigten Kulturen,
mit schlechter Bildung und im kriminalititsgeneigten Alter konnen wir nicht
massenhaft mit ein paar Kursen ,,bekehren®. In diesen Fillen gilt es, das gel-
tende Recht mit aller Konsequenz durchzusetzen und die schnellstmdogliche
Abschiebung zu gewihrleisten. Alles andere wire weder der deutschen Bevol-
kerung noch den Zuwanderern, die sich rechtstreu verhalten, zuzumuten.
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Kolner Oberbiirgermeisterin Henriette
Reker miissen sich iiberwinden, tiber
ihre Erfahrungen zu berichten, andere verweigern sich aus Angst, ,auf ihre
Opferrolle reduziert zu werden®, wie sie es ausdriicken. Andererseits meinen
einige Rechtspraktiker und Wissenschaftler, einen Siegeszug des Opfers in
der Strafrechtstheorie feststellen zu kdnnen, sie diagnostizieren eine ,,vikti-
maire Gesellschaft®, in der ,liberzogene Opferzuwendung® herrsche.?

Zwischen diesen Polen bewegen sich Kriminalititsopfer in unserer Ge-
sellschaft: einerseits Hime und Geringschitzung als Verlierer und Schwich-
linge, andererseits Ablehnung von angeblich ,,zu viel“ Anerkennung.

Dabei betrifft Kriminalitit sehr viele Menschen: 2016 verzeichnete
die Polizeiliche Kriminalstatistik allein bei Gewalt- und Freiheitsdelikten
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1.017.602 Opfer.2 Die betroffenen Menschen miissen neben Schiden an Eigen-
tum und Vermdgen Stérungen in ihrem sozialen Leben bis hin zu Beeintrich-
tigungen ihrer physischen und psychischen Gesundheit und ihrer Arbeitsfihig-
keit aushalten. Bei der Bewiltigung haben sie mit zahlreichen Schwierigkeiten
zu kimpfen.

Das Strafverfahren spielt dabei eine zentrale Rolle. Einerseits konfron-
tiert es die Betroffenen im Zuge der Ermittlungen und in der oft mehrtigigen
Hauptverhandlung immer wieder mit der erfahrenen Aggression, anderer-
seits bedeutet es fiir viele Opfer die Moglichkeit, diese leidvolle Lebensphase
abschlielen und im Idealfall die Anerkennung der Verletzung ihrer Rechte
erleben zu kénnen. Der Strafprozess dient nicht dem Opfer: In ihm realisiert
die Rechtsgemeinschaft ihren Sanktionsanspruch, der ,,der Aufrechterhal-
tung des inneren Friedens und damit dem 6ffentlichen Interesse“# dient. Das
bedeutet, dass die Stellung des Kriminalititsopfers im Strafprozess im We-
sentlichen die eines Beweismittels ist. Als Zeuge und Spurentriger, der Unter-
suchungen am Korper und an seinem Eigentum dulden muss, hat es zur
Wahrheitsfindung im Prozess beizutragen. Das ist gut und richtig und wird
sich nicht dndern lassen, denn an der zentralen Aufgabe des Strafprozesses,
der Wahrheitsfindung, darf nicht geriittelt werden.

Diese Ambivalenz,’ die sich aus der Stellung des Kriminalititsopfers
als objektiv zu betrachtendes Beweismittel und seiner Betroffenheit durch die
Tat ergibt, ist keine neue Erkenntnis; sie wurde bald nach Erlass der Strafpro-
zessordnung von 1877 deutlich, und schon zu Beginn des 20. Jahrhunderts
begann die Debatte um den Opferschutz im Strafverfahren. Was aber die Mit-
wirkungspflicht im Strafprozess fiir das Opfer bedeutet, kann nur nachvollzie-
hen, wer sich klarmacht, welche psychischen und psychotraumatischen Di-
mensionen die Straftat fiir das Opfer hatte. Opfer von Gewalttaten, aber auch
Opfer von Wohnungseinbriichen erleben mindestens fiir einen Moment den
Verlust der Kontrolle iiber ihr Leben, ihre Freiheit, ihre personliche Sphire.
Ohnmacht und Hilflosigkeit sind die grofiten Beeintrichtigungen, die Krimi-
nalititsopfer empfinden — stirker noch als Korper- und Vermogensschiden.

WAHRUNG DER RECHTE, SCHUTZ DER PERSONLICHKEIT

87

Und was passiert im Strafverfahren? Wieder bestimmen fremde Personen —
Polizisten, Staatsanwilte, Richter, Gutachter stellen Fragen, treffen Entschei-
dungen. Erneut geschieht etwas, was das Opfer nicht kontrollieren kann, ja
woriiber es oft nicht einmal umfassend und verstindlich informiert wird.
Zwar hat das Bundesverfassungsgericht bereits 1974 betont,® dass der
Zeuge nicht zum bloflen Objekt des Verfahrens gemacht werden darf, und ver-
langt, ,,als Verfassungsgebot®, dass der Zeuge auf den Gang und das Ergebnis
des Teils des Verfahrens, der seine Vernehmung umfasst, Einfluss nehmen

Nr.550, Mai/Juni 2018, 63. Jahrgang



Schwerpunkt

88

kann. Trotzdem bedurfte es eines langen und zihen Kampfes, bis wenigstens
fiir die am schwersten betroffenen Opfer die Rechte als Nebenkliger ausge-
weitet, der Opferanwalt eingefiihrt und Hinweis- und Belehrungspflichten
kodifiziert wurden.

Aktuell mehren sich die Widerstinde wieder. Die bei der Bielefelder
Fachtagung von Kriminologen, Strafrechtlern, Rechtsanwilten und Richtern
2011 in den Raum gestellte ,Instrumentalisierung des Opferschutzes, um
freiheitlich-rechtsstaatliches Strafrecht zuriickzuschneiden®’, ist nur ein Bei-
spiel. Ein nichster Anlass, Opferrechte infrage zu stellen, war der NSU-Pro-
zess in Miinchen — mit der zugegebenermaflen grof3en Zahl an Nebenkligern
und Nebenklidgervertretern. Die Strafverteidigervereinigung NRW forderte
zu Beginn des Prozesses die Beschrinkung der Nebenkldgerrechte,® und auch
der Strafkammertag hat sich jlingst fiir eine Beschneidung des Rechts von
Nebenkligern auf freie Anwaltswahl ausgesprochen,® wenn eine Vielzahl von
unmittelbar und mittelbar Geschidigten nebenklageberechtigt ist.

Es geht im Strafprozess nicht darum, ein hilfloses Opfer zu schiitzen,
sondern darum, das vom Bundesverfassungsgericht beschriebene Verfas-
sungsgebot zu verwirklichen. Da gibt es noch immer erhebliche Liicken. So ist
Deutschland eines von wenigen Lindern, in denen gegen eine Einstellungs-
entscheidung im Ermittlungsverfahren aus Opportunititsgriinden kein ge-
richtlicher Rechtsbehelf gegeben ist. Das fiihrt dazu, dass Einstellungs-
bescheide bei Opportunititseinstellungen 6fter nur formelhaft, schwer ver-
stindlich und weniger auf das Vorbringen des Anzeigeerstatters bezogen
begriindet werden, als Einstellungen mangels hinreichenden Tatverdachts.!
Noch immer gibt es keine iiberpriifbare Verpflichtung, bei Verstindigungen
in der Hauptverhandlung die Opferbelange zu beriicksichtigen. Verletzungen
der Informations- und Beteiligungsrechte von Opferzeugen bleiben von Ge-
setzes wegen folgenlos, wihrend Verletzungen der Rechte des Angeklagten in
der Regel zur Aufhebung des Urteils in der Revision fithren. Die berechtigten
Interessen der Kriminalititsopfer an der Uberwindung der Ohnmacht, an In-
formation und Einflussméglichkeiten kénnten in Deutschland in allen Sta-
dien des Strafverfahrens verbessert werden, ohne die Grundprinzipien des
Strafprozesses zu beeintrichtigen. Die Verwirklichung der Forderungen des
WEISSEN RINGS unter anderem nach ausdriicklicher gesetzlicher Bestim-
mung, dass die Opferbelange bei Opportunititseinstellungen mit zu beriick-
sichtigen sind, nach Einfiihrung der sofortigen Beschwerde gegen die Vernei-
nung der Berechtigung zum Anschluss als Nebenkliger, Verpflichtung zur
formlichen Ladung des anwaltlichen Beistands des Nebenkligers zur Haupt-
verhandlung, Beschwerderecht des Nebenkligers gegen die Versagung der
Prozesskostenhilfe und Eréffnung der Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand gegen die Versiumung von Fristen infolge Verstofies gegen die Infor-
mationspflichten der Strafverfolgungsorgane wiirde weder die Unschuldsver-
mutung beeintrichtigen noch der Wahrheitsfindung im Wege stehen.
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Opferschutz geht alle an!, Roswitha Muller-Piepenkotter

UNTERSTUTZUNG UND HILFE
IM SOZIALRECHT

89

Kriminalitdtsopfer haben es rechtlich jedoch nicht nur mit dem Strafrecht zu
tun. Schiden an Korper und Gesundheit erfordern auch Unterstiitzung nach
dem Sozialrecht.

Die Leistungen nach dem Opferentschidigungsgesetz (OEG) in Ver-
bindung mit dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) stellen eine Absicherung
fiir Opfer von korperlicher Gewalt dar, insbesondere durch den Anspruch auf
Heilbehandlung und Rentenzahlungen, die in Fillen einer andauernden ge-
sundheitlichen Einschrinkung oftmals das Abgleiten in die Sozialhilfe ver-
hindern.

Eine Weiterentwicklung der gesetzlichen Regelungen auf die Fille
psychischer Gewalt ist erforderlich, denn wir wissen heute, dass psychische
Verletzungen zu ebenso gravierenden und langwierigen gesundheitlichen
Beeintrichtigungen fiihren kdnnen wie kdrperliche Schidigungen. Das reicht
von Schlafstdrungen, Angst und Ubererregbarkeit iiber Herz-Kreislauf- und
Magen-Darm-Erkrankungen bis hin zu Depressionen, Sucht und Suizidgefahr.

Fiir die Menschen, die als missbrauchte Kinder, aber auch als Opfer
von Menschenhandel und Stalking psychische Gewalt erlitten haben, ist es
von entscheidender Bedeutung, dass den neuen wissenschaftlichen Erkennt-
nissen und Entwicklungen im Bereich psychischer Gewalt und den Erfahrun-
gen bei der Verhiitung von posttraumatischen psychischen Erkrankungen
durch Akutversorgung in Trauma-Ambulanzen endlich Rechnung getragen
wird. Das haben die damaligen Regierungsparteien bereits in den Koalitions-
verhandlungen 2013 anerkannt,! allerdings hat das Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales den damals erteilten Reformauftrag nicht nur nicht aus-
gefiihrt, sondern hat gegen Ende der Legislaturperiode einen Arbeitsentwurf
vorgelegt, der sogar der Aussage des Koalitionsvertrages, dass ,,mit der
Gesetzesreform keine Leistungsverschlechterungen einhergehen® sollen, ent-
gegensteht.

Der Entwurf'? schrinkt die Leistungen bei Heilbehandlung und Rente
gerade fiir schwerstgeschidigte Opfer entscheidend ein, ebenso die zur Ver-
arbeitung der Tat auch schon vor Abschluss eines Strafverfahrens unbedingt
erforderlichen vorldufigen Leistungen; die Verfahrensregelungen und Beweis-
regeln erschweren Kriminalititsopfern die Geltendmachung von Anspriichen
im Vergleich zu bisherigem Recht deutlich. Dabei wird so getan, als ob ins-
gesamt Kiirzungen nicht vorgenommen wiirden, indem die bereits in Para-
graph 14 Sozialgesetzbuch I als Verwaltungshandeln zwingend vorgeschrie-
bene Begleitung und Beratung der Berechtigten durch das Antrags- und Leis-
tungsverfahren unter dem Namen Fallmanagement in eine nach Ermessen zu
gewihrende ,,Leistung® umdeklariert und die Finanzierung von Beratungs-
stellen als Leistung an die Berechtigten ausgegeben werden.
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MITMENSCHLICHES EINTRETEN
DER GESELLSCHAFT

20

Staat und Recht konnen nicht alles 16sen. Nach den Ergebnissen der Trauma-
forschung brauchen Traumatisierte vor allem eine stabile Bezugsperson,'® je-
manden, der ihnen Ruhe und Sicherheit gibt. Zeit, Zuwendung, Emotionen
und Wissen iiber Hilfsmoglichkeiten — das ist fiir Kriminalititsopfer wichtig,
und deshalb sind neben Rechten und gesetzlichen Anspriichen Menschen,
die das zur Verfiigung stellen, notwendig.

Kleinfamilien, berufstitige Partner und anonyme Nachbarschaften
konnen diese Unterstiitzung vielfach nicht erbringen, Freunde und Arbeitskol-
legen sind dazu nur begrenzt bereit. Enrenamtliche Helfer, die im WEISSEN
RING organisiert und ausgebildet sind, springen hier ein. Das wird deutlich
in dem Bericht einer jungen Frau, die unter jahrelanger Gewalt ihres Ex-Ehe-
mannes und den Folgen litt. Sie stellt fest, ,,die normalen Leute, die verstehen
das einfach nicht® und ,,fiir mich ist der WEISSE RING eine Gemeinschaft,
die wie ein Weggefihrte ist durch eine Zeit von ganz viel Verwirrung, ganz
viel Unsicherheit®.*

Deshalb geht Opferschutz alle an. Damit Menschen nach dem Erleben
einer Gewalttat wieder Vertrauen fassen konnen, bedarf es auch in Zukunft
und selbst dann, wenn alle Forderungen erfiillt werden sollten, der Unterst{it-
zung durch von keinen biirokratischen Anforderungen eingeschrinkte, jeder-
zeit zum Zuhoren bereite und mit Informationen zur Verfiigung stehende
Mitmenschen.

Fler: ,Du Opfer“, www.songtexte.fm.
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Intelligente

Videouberwachung

Mehr Sicherheit aus kommunaler Perspektive

GERD LANDSBERG
Seit 1996 Hauptgeschéaftsfihrer des Die ,,Innere Sicherheit“ gehorte zu den zentra-

Deutschen Stadte- und Gemeinde- len Themen des Bundestagswahlkampfes im
bundes (DStGB). Zuvor war er unter Jahr 2017. Das Sicherheitsbediirfnis der Biir-
anderem als Richter am Oberlandes- gerinnen und Biirger ist aufgrund der erhoh-

gericht (OLG) Dusseldorf tétig.
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ten Terrorgefahr, von Anschligen, Gewalttaten
sowie der steigenden Alltags- und Hasskrimi-
nalitdt deutlich gestiegen. Zugleich steigt die Erwartungshaltung gegeniiber
dem Staat, ausreichend Schutz und Sicherheit zu gewihrleisten.

Im Koalitionsvertrag ist festgeschrieben, dass fiir die Sicherheits-
behorden von Bund und Lindern je 7.500 zusitzliche Stellen geschaffen wer-
den sollen, zudem 2.000 neue Stellen bei der Justiz. Das ist ein wichtiges und
richtiges Signal. Die Polizeiprisenz in Bund und Lindern muss weiter erhoht
werden. Folgt man den Schitzungen der Gewerkschaft der Polizei (GAP), sind
allerdings bis 2021 insgesamt 20.000 Polizisten zusitzlich erforderlich. Dem-
entsprechend muss weiter nachgebessert und es miissen ambitioniertere Ziele
formuliert werden.
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Allein die Stellen zu schaffen, wird nicht ausreichen. Sie miissen auch addquat
besetzt werden, was aufgrund eines steigenden Fachkriftemangels in nahezu
allen Bereichen nicht einfach sein wird. Bei der Gewinnung von Nachwuchs-
kriften steht der 6ffentliche Dienst in Konkurrenz mit der Wirtschaft. Es ist
unumginglich, nicht nur iber mehr Stellen nachzudenken, sondern auch
iiber Entlastungsmoglichkeiten bei dem bereits vorhandenen Personal, damit
die Polizei sich stirker auf die Kernaufgaben der Strafverfolgung und Straf-
tatenverhinderung konzentrieren kann. Zuvorderst ist eine mogliche Entlas-
tung der Polizei bei biirokratischen Aufgaben zu nennen, etwa der Begleitung
von Schwertransporten, der Aufnahme von Verkehrsunfillen oder der Ge-
schwindigkeitsmessungen. Eine Ubertragung biirokratischer Aufgaben von
der Polizei auf Kooperationspartner ist moglich und aufgrund der aktuellen
Uberlastung der Polizei auch angebracht.

Eine weitere Moglichkeit zur Entlastung ist im Ausbau der Videoiiber-
wachung sowie der Einbindung Kiinstlicher Intelligenz zu sehen. Die sich
bietenden Chancen der Digitalisierung in diesem Bereich zu nutzen, bedeutet
nicht nur geringeren Arbeitsaufwand, sondern vor allem die Optimierung von
Strafverfolgung und der Verhinderung von Straftaten. Der Koalitionsvertrag
nimmt die Forderung des Deutschen Stidte- und Gemeindebundes (DStGB)
auf, die Videotliberwachung an Brennpunkten verhiltnismiflig und mit Au-
genmaf effektiv auszubauen und dabei auch technisch weiterzuentwickeln.

PRAVENTION GEGEN ANSCHLAGE,
SCHUTZ VOR STRAFTATEN

92

Die Videoiliberwachung in Innenstidten, im 6ffentlichen Nahverkehr und an
zentralen Orten der Stidte und Gemeinden, wie Bahnhofen und 6ffentlichen
Plitzen, ist ein richtiges Instrument, um das Sicherheitsgefiihl der Biirgerin-
nen und Biirger zu erh6hen. Kameras kénnen allein aufgrund ihrer Prisenz
eine abschreckende Wirkung erzeugen. Ebenfalls ausschlaggebend fiir die
Aufklirung von Straftaten sind die Aufzeichnungen der Kameras, um Téter
zu ermitteln und ihre Straftaten verfolgen zu konnen. Immer wieder konnen
Straftiter aufgrund von Videoaufzeichnungen ermittelt und tiberfiihrt wer-
den. Im Gegenzug gibt es zahlreiche Fille, bei denen aufgrund des Mangels
an Videomaterial oder aufgrund frithzeitiger Loschpflichten vorhandener
Aufzeichnungen kein Téter ermittelt werden konnte.

Gerade im Bereich der kameragestiitzten Uberwachung des 6ffent-
lichen Raums bieten die technologischen Innovationen neue Chancen. Mit-
tels intelligenter Systeme ist es zielgenau moglich, Verdichtige zu identifizieren
sowie Straftaten zu verhindern und zu ahnden, ohne dass Komplettaufzeich-
nungen notwendig wiren. Intelligente Videobeobachtung bedeutet vor allem
Priavention gegen Anschlige und besseren Schutz vor Straftaten. Notwendig
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ist eine zielgenauere Videoiiberwachung in den Innenstidten, an besonderen
Kriminalititsschwerpunkten, an Bahnhofen und im 6ffentlichen Nahver-
kehr. Die Mehrheit der Biirger wiinscht sich eine Ausweitung an zentralen
Plitzen. Gerade wurden in Berlin mehr als 20.000 Unterschriften fiir eine
Erweiterung der Videoiiberwachung in der Stadt gesammelt und damit die
Voraussetzungen fiir die Einleitung eines Volksbegehrens geschaffen. Eine
Umfrage der landeseigenen Verkehrsbetriebe in Niedersachsen hat gezeigt,
dass sich mehr als neunzig Prozent der Fahrgiste fiir eine Videoiiberwachung
auch im 6ffentlichen Nahverkehr aussprechen.

Die gesetzlichen Regelungen des Bundes und der Linder lassen eine
Ausweitung der Videoiiberwachung jedoch nur sehr eingeschrinkt zu. Durch
eine Anderung des Bundesdatenschutzgesetzes sind mit Blick auf private Be-
treiber von offentlich zugidnglichen Anlagen wie Sportplitzen und Einkaufs-
zentren sowie in Einrichtungen und Fahrzeugen des offentlichen Nahver-
kehrs mittlerweile mehr Moglichkeiten der Videoiiberwachung geschaffen
worden. Soweit es jedoch um die Videoiiberwachung kommunaler Plitze,
Straflen und Innenstidte geht, gelten weiterhin die gesetzlichen Beschrin-
kungen. Derzeit wird in Deutschland vieles, was moglich wire, mit Hinweis
auf den Datenschutz verhindert. Die strengen Datenschutzregelungen miis-
sen dringend den neuen Sicherheitsanforderungen angepasst werden. Dem
Schutz der Allgemeinheit ist Vorrang vor dem Schutz der informationellen
Selbstbestimmungsfreiheit einzurdumen. Man muss aufpassen, dass aus be-
rechtigtem Datenschutz kein unbeabsichtigter Téterschutz wird.

ANGEMESSENE LOSCHFRISTEN

23

Zugleich miissen die Speicherfristen fiir Videoaufzeichnungen ausgeweitet
und vereinheitlicht werden, um belastbares Material zur Verfolgung der Téter
besitzen und verwerten zu konnen. Eine 24-Stunden- oder 48-Stunden-Frist,
nach der die mit der Videoiiberwachung aufgezeichneten Bilder wieder ge-
16scht werden miissen, reicht nicht aus, um angemessen reagieren zu kénnen.
Die Loschfristen sollten mindestens zwei Monate betragen. Dies ist bislang
nur in Sachsen mdglich. Die Aufbewahrungsfristen in anderen Lindern fal-
len sehr unterschiedlich aus: So betragen sie in Rheinland-Pfalz 48 Stunden,
in Bayern drei Wochen und in Sachsen-Anhalt wiederum einen Monat.
Videoiliberwachung gehort bereits in vielen Sicherheitskonzepten von
Kommunen zum Standard. An welchen Orten die Videoiiberwachung ein-
gefiihrt wird, sollte zwischen Kommune und Polizei abgestimmt und durch
Offentlichkeitsarbeit begleitet werden. Die Videoiiberwachung muss fiir je-
dermann erkennbar sein. Bereits das Wissen um ihr Vorhandensein kann ins-
besondere im 6ffentlichen Personennahverkehr, aber auch in 6ffentlichen Ein-
richtungen vorbeugend wirken. Dort fiihlen sich die Betroffenen nach vielen
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Gewaltvorfillen durch die Videoiiberwachung sicherer. Durch den Video-
technikausbau im Bahnbereich kann mit zusétzlichem Einsatz von Bundes-
polizisten und Fahndern in Zivil insbesondere Trick- und Taschendiebstih-
len stirker entgegengetreten werden. Hierbei sollten sich die Bundespolizei
und die Deutsche Bahn AG eng mit den Kommunen abstimmen.

ALGORITHMUS ERKENNT
STRASSENKRIMINALITAT

Eine Videoiiberwachung kann aber nur dann objektiv mehr Sicherheit herstel-
len, wenn die videoiiberwachten Brennpunkte permanent beobachtet, die Bil-
der ausgewertet werden und dort polizeiliche Krifte rasch eingreifen kdnnen.
Dafiir ist auch eine addquate finanzielle Ausstattung erforderlich. Wenn ein
Bedarf — wie etwa in Koln — an Panoramakameras festgestellt wird, miissen
Mittel und Wege der Finanzierung gefunden sowie geeignete Schulungsmog-
lichkeiten fiir die damit agierenden Polizisten bereitgestellt werden.

Pilotprojekte mit kiinstlicher Intelligenz, wie sie aktuell etwa in Mann-
heim geplant werden, sind mit Nachdruck zu unterstiitzen und zu férdern.
Die Stadt wird demnichst ein Computerprogramm nutzen, das die Bilder-
strome von 71 Kameras an 28 Standorten auswertet und mithilfe eines Al-
gorithmus eigenstindig Straflenkriminalitidt erkennt. Stellt das Programm
untypische Bewegungen fest, die auf ,,Schlagen, Rennen oder Stiirzen® hin-
deuten, erfolgt eine Meldung an das Lagezentrum der Polizei. Hier kommt
nun wieder der Mensch zum Einsatz, analysiert den Vorfall, und im Ernstfall
ist innerhalb von zwei Minuten eine Polizeistreife am Einsatzort. Die Polizei
macht sich die Kiinstliche Intelligenz zunutze; die Sichtung des gesamten
Bildmaterials der 71 Kameras durch Polizisten entfillt. Dadurch wird Zeit ge-
spart, die fiir andere Aufgaben dringend gebraucht wird.

AKZEPTANZ IN DER BEVOLKERUNG

94

Die Rufe nach einer Ausweitung der Videoiiberwachung werden immer lauter.
Im Hinblick auf die Schaffung von Akzeptanz in der Bevdlkerung besteht
dennoch Nachbesserungsbedarf. Auch wenn ein Grof3teil der Bevolkerung
sich fiir mehr Uberwachung ausspricht, so bemiihen dennoch viele hartnickige
Gegner den Datenschutz und zeichnen Negativszenarien einer komplett iiber-
wachten Bevolkerung nach George-Orwell-Manier. Thr Vorwurf lautet, dass
auch alle im Sinne des Strafrechts ,unschuldigen“ Biirgerinnen und Biirger
erfasst werden. Die automatisierte Gesichtserkennung, wie sie zurzeit am
Bahnhof Siidkreuz in Berlin pilotiert wird, stof3t bei zahlreichen Datenschiit-
zern und Anwilten auf Kritik: Ein massenhaftes Scannen von Gesichtern
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unbescholtener Biirger sei ein schwerwiegender Eingriff des Staates in die
Grundrechte der Biirger. Diese Bedenken diirfen nicht ignoriert werden.

Die Videoiliberwachung hat diesbeziiglich bisweilen ein Kommunika-
tionsproblem. Wichtig ist, die Akzeptanz in der Bevolkerung zu schaffen und
transparent iiber die Verfahren aufzukliren. Ein gesellschaftlicher Konsens
muss hergestellt werden. So muss etwa klar sein, dass die Daten der genann-
ten ,unbescholtenen Biirger“ nicht gespeichert oder in personalisierten Be-
wegungsmustern erfasst werden.

PRAVENTIVE WIRKUNG DES SYSTEMS

95

Zugleich muss sichergestellt werden, dass Kiinstliche Intelligenz die mensch-
liche Intelligenz nicht vollstindig ersetzen wird, sondern Entlastung und
Hilfestellung fiir eine bessere Polizeiarbeit ist. Dass Kameras auf besondere
Situationen reagieren, etwa wenn ,,Schlagen, Rennen oder Stiirzen® im Bild
wahrgenommen werden, ist gut und richtig, wenn es sich um einen Uberfall
handelt. Ein drztlicher Notfall zum Beispiel ist davon eben nur durch ein
menschliches Auge abzugrenzen.

Wer fiir die Videoiliberwachung eintritt und fiir eine breite Akzeptanz
sorgen will, muss auch die Moglichkeiten und die Grenzen der Einsatzmog-
lichkeiten transparent darlegen. Dazu gehort es auch, darzulegen, dass der
Einsatz von Videoliberwachung sogar geeignet ist, die Privatsphire des Ein-
zelnen besser zu schiitzen und kriminelles oder gefihrliches Verhalten schnel-
ler festzustellen. Gerade weil intelligente Analysesysteme nur Auffilligkeiten
ins Visier nehmen, ist die Mehrheit der Betroffenen in ihrem Alltag weniger
erfasst und zugleich — aufgrund der priventiven Wirkung des Systems — deut-
lich sicherer.
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Steuerhinterziehung
und Steuermoral

Der Unterschied zwischen illegal und illegitim

JOHANNA HEY

Geboren 1970 in Hamburg,

Lux Leaks, Panama und Paradise Papers — Google,

seit 2006 Direktorin des Instituts Apple, Amazon — Goldfinger- und Cum-Ex-Ge-
flr Steuerrecht an der Universitat schifte — all diese Namen schwirren durch die 6f-

zu Koln.
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fentliche Debatte. Sie stehen fiir unterschiedliche,

aber dennoch verwandte Probleme. Es geht um

Steuerhinterziehung und Steuermoral, um staatliches Fehlverhalten durch

unfairen Steuerwettbewerb und um ,,aggressive“ Steuergestaltung privater
Akteure, legal, aber mdglicherweise illegitim, jedenfalls unerwiinscht.

Personalisierung und international kooperierende Journalistennetz-

werke haben diesen Themen in den letzten Jahren erhebliche Medienauf-

merksamkeit verschafft und setzen damit auch die Politik unter Zugzwang.

Losbar sind die dahinterstehenden Probleme nur im Wege internationaler
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Kooperation. Dies macht die Europdische Union (EU), die Organisation fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und die Gruppe
der Zwanzig (G20) zu wichtigen Akteuren. Freilich liegen die Antworten bei
nidherer Betrachtung auf sehr unterschiedlichen Ebenen.

Juristisch ist zunichst die Kategorie der Steuerhinterziehung zu diffe-
renzieren. Sie zeichnet sich dadurch aus, dass den Finanzbehorden Tatsachen
nicht erklirt oder falsche Tatsachen vorgespiegelt werden. Damit handelt es
sich um ein Problem der Kontrolle des Vollzugs bestehender Gesetze. Von
Steuerflucht wird in diesem Kontext gesprochen, wenn sich der Steuerpflich-
tige durch Grenziiberschreitung dem Besteuerungsanspruch entzieht, indem
er sich zunutze macht, dass die Ermittlungsmoglichkeiten der Finanzbehor-
den traditionell territorial begrenzt sind. Steuerflucht ist aber keineswegs nur
aufillegale Praktiken beschrinkt.

Steuern lassen sich auch auf ganz legale Weise minimieren. Steuersys-
teme sind nicht gestaltungsneutral. Je nach rechtlicher Einkleidung ergeben
sich ganz unterschiedliche Steuerlasten. Zum Teil wird das vom Gesetzgeber
hingenommen, zum Teil ist es unerwiinscht; dann spricht man auch von Ge-
setzesliicken. Das Zusammentreffen unabgestimmter nationaler Steuersys-
teme erweitert die Moglichkeiten. Wer etwa seinen Wohnsitz von Deutsch-
land nach Osterreich verlagert, um der Erbschaftsteuer zu entgehen, mag als
Steuerfliichtling bezeichnet werden, obwohl sein Verhalten ganz legal ist.

TAX-COMPLIANCE-SYSTEME
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In einem Graubereich ist der steuerliche Missbrauch angesiedelt. Hierbei han-
delt es sich um legale Gestaltungen, die dem wirtschaftlichen Sachverhalt un-
angemessen sind und den Gesetzeszweck zu unterlaufen versuchen. Sie ha-
ben aufler der Steuerersparnis keine relevanten wirtschaftlichen Griinde und
werden, obwohl es sich nicht um Steuerhinterzichung handelt, steuerlich
nicht anerkannt. Die Grenzziehung zwischen (noch) legalem Steuermiss-
brauch und illegaler Steuerhinterziehung ist aber flielend, weil die hinter
dem Konstrukt stehenden wahren Intentionen, der trickreiche Gesamtplan,
oft nicht offengelegt werden, was es der Finanzverwaltung erschwert, den
steuerlichen Missbrauch zu erkennen. Auf dieser Ebene sind etwa die Cum-
Ex-Modelle der mehrfachen Kapitalertragsteuererstattung bei nur einmaliger
Abfiihrung angesiedelt.

In der Regel sind diese Grenzfille duflerst umstritten. Betont man das
Prinzip des Gesetzesvorbehalts — kein Steuereingriff ohne Gesetz —, wird man
nur in Extremfillen steuerlichen Gestaltungsmissbrauch annehmen und erst
recht eine Strafbarkeit wegen Steuerhinterziehung ablehnen. Allerdings wi-
derspricht die Mehrfacherstattung von Kapitalertragsteuer, mag sie auch zeit-
weilig den Buchstaben des Gesetzes entsprochen haben, so offensichtlich dem
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erkennbaren Willen des Gesetzes, dass es eben missbriuchlich ist, sich auf
diesen Wortlaut zu berufen, denn Gesetzesbindung und Wortlautgrenze
haben vor allem die Aufgabe, den Biirger vor unvorhersehbaren Eingriffen zu
schiitzen. Haben die Akteure kollusiv, also unerlaubt zum Nachteil eines
Dritten, zusammengewirkt und dies gegeniiber dem Finanzamt verschleiert,
dann spricht vieles dariiber hinaus auch fiir die Strafbarkeit.

Steuerkriminalitit fiir sich betrachtet ist wiederum ein duflerst viel-
schichtiges Phinomen. Zu besonders grof3en Steuerschiden fithren Fille Orga-
nisierter Kriminalitdt (OK) — zum Beispiel die Umsatzsteuerhinterziehung
international operierender Banden durch sogenannte Karussellgeschifte.
Uberhaupt sind Drogenhandel, Geldwische und Steuerhinterzichung eng as-
soziiert, weshalb Mafinahmen zur Aufdeckung von Geldwische und Steuer-
hinterziehung koordiniert sein miissen.

Der normale Unternehmensalltag ist dagegen nicht auf Steuerhinter-
ziehung angelegt. Im Gegenteil, Unternechmen achten in der Regel peinlich
genau darauf, mit ihren Steuergestaltungen keine Straftatbestinde zu erfiillen.
Tax-Compliance-Systeme sollen sicherstellen, dass auch auf nachgeordneten
Ebenen alle Gesetze erfiillt werden.

Fragwiirdig ist vor diesem Hintergrund, dass in Betriebspriifungen
immer hiufiger die Steuerfahndung mit am Tisch sitzt, um als Druckmittel
die Verhandlungsposition der Finanzbehorde zu stirken.

TRANSPARENZ GEGEN STEUERKRIMINALITAT
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Nicht verschwiegen werden sollte die Steuer- und Abgabenhinterziehung im
Kleinen, die Schwarzarbeit im Privathaushalt, die bewusst unsaubere Ab-
grenzung zwischen privaten und betrieblichen Ausgaben. Vieles davon, wie
etwa falsche Angaben bei den Wegen zwischen Wohnung und Arbeitsstitte,
wird mittlerweile durch digitalen Abgleich im Rahmen des Risikomanage-
ments relativ zuverlissig aufgedeckt. Im Ubrigen versucht der Gesetzgeber,
mit den Mitteln des materiellen Steuerrechts entgegenzuwirken. So ist zur
Rechtfertigung der ermifligten Besteuerung von Kapitaleinkiinften durch
die Abgeltungsteuer der Ausspruch des damaligen Finanzministers Peer Stein-
briick in Erinnerung geblieben: Besser 25 Prozent von x als 40 Prozent von nix.
Dahinter verbarg sich die Hoffnung, dass mit der Reduktion des Steuersatzes
der Anreiz fiir Steuerhinterziehung sinke. Das war eine Illusion, denn erst die
Erhohung des Entdeckungsrisikos wirkte abschreckend und fiihrte zu einer
Flut von Selbstanzeigen.

Die Zauberworte heiflen Transparenz und Informationsaustausch.
Mittlerweile haben sich rund 100 Staaten verpflichtet, automatisch Finanz-
kontodaten auszutauschen. Diese Entwicklung ist 2010 von der sogenann-
ten FATCA-Gesetzgebung (Foreign Account Tax Compliance Act) der USA
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angestofien worden, die auslindische Banken verpflichtete, Kundendaten an
die US-Finanzbehorden zu melden. Schwarzkonten im Ausland, bisher die
gingigste Form der Steuerhinterziehung, diirften damit weitgehend der Ver-
gangenheit angehoren. Dabei geht es — dhnlich wie bei dem rechtsstaatlich
allerdings sehr problematischen routinemifligen Ankauf von Steuerdaten-
CDs —in erster Linie um Abschreckung.

Moglich wird dies durch die erstarkte Bereitschaft zur internationalen
Zusammenarbeit. Nicht kooperative Staaten werden auf Schwarzen oder
Grauen Listen gefiihrt, wie sie Ende 2017 von der EU veroffentlicht wurden.
Diese enthalten nicht Steueroasen an sich, sondern nicht kooperationsbereite
Staaten, was eine der Erklirungen dafiir sein diirfte, dass die Anzahl der ge-
listeten Staaten weit hinter den Erwartungen zuriickblieb.

Fiir Transparenz sorgen nicht nur staatliche Ma3inahmen, sondern
auch die spektakuliren Ermittlungserfolge der Presse, wobei der Inhalt der
diversen Leaks und Papers sehr heterogen ist. Zum Teil werden tatsidchlich
unbekannte Steuerfille aufgedeckt, dann geht es um Steuerhinterziehung.
Soweit Unternehmen Gegenstand der Enthiillungen sind, stehen dagegen in
der Regel legale, aber als ungerecht empfundene Praktiken am Pranger.

Internationale Kooperation und Transparenz haben seit Beginn dieses
Jahrzehnts fiir einen echten Durchbruch gesorgt, den man zuvor kaum fiir
moglich gehalten hitte. Es wird immer kriminelle Praktiken geben, aber dank
der hoheren Entdeckungswahrscheinlichkeit bedarf es dafiir erheblicher Ri-
sikobereitschaft. Das verdringt Steuerhinterziehung aus der Zone des Kava-
liersdelikts. Aber es gibt auch Grenzen der Transparenz, insbesondere gegen-
iiber der Offentlichkeit. Um Steuerhinterziehung wirksam einzudimmen,
reicht es, wenn die Finanzbehorden informiert werden. Ein dariiber hinaus-
gehendes naming and shaming birgt einerseits in einer so komplexen Materie
wie dem Steuerrecht ein hohes Risiko unberechtigter Rufschidigung. Anderer-
seits reagiert der Konsument ohnehin kaum. Er kauft weiterhin Produkte der
fiir ihre internationalen Steuervermeidungspraktiken angefeindeten Unter-
nehmen, selbst dann, wenn sich die Presse nicht die Mithe macht, sauber zwi-
schen Legalitit und Illegalitit zu unterscheiden.

INTERNATIONALE GEWINNVERLAGERUNG

929

Schnell stellt sich zudem die Frage, was iiberhaupt illegitime Praktiken sind.
Die von den Steuerminderungsstrategien grof3er Konzerne aufgeworfenen
Fragen sind extrem komplex. Auch hier verliuft die Entwicklung sehr dyna-
misch. Es ist kaum fiinf Jahre her, dass G20, OECD und EU der internationalen
Gewinnverlagerung, dem sogenannten Base Erosion and Profit Shifting (BEPS),
den Kampf angesagt haben. Dahinter steht die sehr abstrakte Gerechtigkeits-
frage, welchem Land welche Gewinne als Besteuerungssubstrat zustehen.
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Der verbesserte Informationsaustausch ist nur begrenzt hilfreich. Moglichkei-
ten internationaler Gewinnverlagerung entstehen zum einen aus der Unabge-
stimmtheit der nationalen Steuersysteme, zum anderen aufgrund staatlicher
Lockangebote. Staaten betreiben zum Teil einen sehr aggressiven Steuerwett-
bewerb. Kleine Staaten sind dabei oft besonders wendig, weil sie niedrige
Steuersitze anbieten konnen. Eine Sonderrolle spielen sogenannte Steuer-
oasen. Aber auch dort, wo die regulidren Steuersitze hoch sind, finden sich
vielfach priferenzielle Sonderregime wie die sogenannten Patentboxen vieler
EU-Staaten, mittels derer versucht wird, anderen Staaten besonders mobile
Gewinne abzuluchsen. Man spricht von beggar my neighbor policy. Hierzu eig-
nen sich neben Finanzinstrumenten immaterielle Wirtschaftsgiiter beson-
ders gut.

Zwar hat die OECD in ihrem BEPS-Projekt auch den unfairen Steuer-
wettbewerb der Staaten adressiert. Die Moglichkeiten zur Einflussnahme sind
jedoch gering. Zudem ist die Abgrenzung zwischen unfairem und fairem
Steuerwettbewerb schwierig. Ein allgemeingiiltiger niedriger Kérperschaft-
steuersatz wie in Irland ist nicht per se unfair, trotzdem fiihrt er zu Verzer-
rungen und zu steuerinduzierten Investitionsentscheidungen. Dass die
OECD-Initiative untauglich war, die eigentliche Ursache des Problems zu 16-
sen, verdeutlicht die im Dezember beschlossene Steuerreform in den USA,
einem traditionellen Hochsteuerland. Neben der Senkung des Korperschaft-
steuersatzes von 35 auf 21 Prozent erh6hen Sofortabschreibungen fiir Neu-
investitionen und eine Vergiinstigung fiir im Ausland erzielte Gewinne aus
immateriellen Wirtschaftsgiitern die Attraktivitit des Standortes. Damit ist
eine neue Runde im internationalen Steuerwettbewerb eingeldutet.

FIGUR DER ,,AGGRESSIVEN“ GESTALTUNG
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Wenn die Staaten also das Steuerrecht unvermindert als Instrument der Wett-
bewerbspolitik einsetzen und damit Steuerminderungsmoglichkeiten schaf-
fen, was ist dann die Rolle der Unternehmen? Sollen sie irgendeinen ethischen
Kodex befolgen? Den rechtlichen Rahmen nicht voll ausschépfen? Mehr
Steuern bezahlen, als es rechtlich zulédssig wire?

Als Gradmesser dient der OECD und der EU die Figur der ,aggres-
siven“ Gestaltung; das sind vor allem Gestaltungen ohne wirtschaftliche
Substanz. Unternehmen miissen steuerlich relevante Daten der internationalen
Gewinnaufteilung im sogenannten Country by Country Reporting melden, um
derartige Gewinnverlagerungen schneller aufdecken zu konnen. Wann eine
Gewinnverlagerung ,,aggressiv® ist, bleibt indes vage, zumal die von der
OECD erarbeiteten Mafinahmen iiber die Abwehr des erdrterten Steuermiss-
brauchs hinausgehen. Zum Teil geht es darum, die Umgehung der internatio-
nal in Doppelbesteuerungsabkommen ausgehandelten Steuerverteilung zu
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verhindern, zum Teil werden in diesem Prozess aber auch die bisherigen Re-
geln der Steuerverteilung infrage gestellt. Wenn zum Beispiel ein Unterneh-
men der Digitalwirtschaft in Deutschland nur einen Server unterhilt und
damit nach herkdmmlichem Verstindnis keine Betriebsstitte und also auch
keinen steuerlichen Ankniipfungspunkt begriindet, ldsst sich schwerlich von
missbriauchlichem Verhalten sprechen.

UNKLARE
WERTSCHOPFUNGSFAKTOREN

101

Im Rahmen der OECD-BEPS-Initiative wird dieses Ergebnis dennoch infrage
gestellt. Besteuert werden soll dort, wo die tatsichliche wirtschaftliche Akti-
vitit zu Wertschopfung fithrt. Unklar ist aber zum einen, welche Wertschop-
fungsfaktoren herangezogen werden sollen — so beanspruchen vor allem die
Schwellenldnder als grof3e Absatzmirkte einen grofieren Anteil am Kuchen —,
zum anderen, wie die Wertschopfung wertmifiig aufgeteilt werden soll.

Fatal wire es angesichts dieser Unschirfen, die Frage nach der Legi-
timitdt mit der nach der Legalitit zu vertauschen. Auch international operie-
rende Unternehmen bendtigen ein rechtssicheres Umfeld. Erst dann lassen
sich die Grenzen zur strafbaren Steuerhinterziehung klar definieren.
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Warum wir Gber die eigene Wettbewerbsfahigkeit und Investitionen
in die Zukunft intensiv nachdenken mussen
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China steht mehr denn je im Fokus. Langst
geht es nicht mehr nur um einen grofien
Absatzmarkt und Wachstumsmoglichkei-
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ten fiir deutsche Firmen. Mit China ist ein
veritabler Akteur auf die Weltbiihne zu-
riickgekehrt, noch dazu einer, den poli-
tisch vollig andere Werte leiten als die
westlichen Demokratien. Der Begriff ,,Sys-
temkonkurrenz® ist nicht zu hoch gegrif-
fen, zumal das Land die unter Deng Xiao-
ping verordnete Bescheidenheit abgelegt
hat und sich offensiv als autoritdre Alter-
native empfiehlt. Grund genug also, sich
intensiv mit China zu beschiftigen, wie
es Stefan Baron und Guangyan Yin-Baron
in ihrem gerade erschienenen Band Die
Chinesen — Psychogramm einer Weltmacht

auf eine so grundsitzliche Weise tun,
dass sowohl Chinaeinsteiger wie China-
kenner in gleicher Weise davon profitieren
diirften.

Interessante Ausgangspunkte der Be-
trachtung sind die Verinderungen, die
das Bild von China in Europa im Lauf der
Zeit erfahren hat. Lange war es, nicht zu-
letzt kulturgetrieben, positiv besetzt; in
der zweiten Hilfte des 18. Jahrhunderts
verkehrte sich dies aber ins Gegenteil. Den
entscheidenden intellektuellen Beitrag da-
zu lieferte, so die Autoren, der berithmte
Staatstheoretiker Charles-Louis de Secon-
dat, bekannt unter dem Namen Baron de
Montesquieu, der in seinem 1748 erschie-
nenen Hauptwerk De lesprit des lois (Vom
Geist der Gesetze) China als ,,orientalische
Despotie“ charakterisierte. Der Westen
setzte nicht nur seine Interessen in einem
schwicher werdenden China robust durch.
Mit zunehmender Herausbildung von De-
mokratie und Rechtsstaat sei zeitgleich
ein geistig-moralisches Uberlegenheits-
gefiihl entstanden, das bis auf den heuti-
gen Tag spiirbar sei.

Zu verstehen ist dies auch als Aufruf
zur Fairness bei der Betrachtung Chinas
und zum Anlegen gleicher Mafistibe, etwa
im Vergleich zu den USA. In vielem verhilt
sich China wie eine klassische Grofdimacht,
die ihren Willen zunehmend auch gegen
widerstreitende Interessen durchsetzen
kann. Was den Chinesen etwa ,,ihr* Siid-
chinesisches Meer ist, war den Amerika-
nern in Zeiten der Monroe-Doktrin An-
fang des 19. Jahrhunderts die Karibik, aus
der sie europidische Konkurrenten fern-
hielten. Grofdinvestitionen und Entwick-
lungshilfe an politisches Wohlverhalten
zu binden: Auch damit steht China nicht
allein, ebenso wenig wie mit dem Versuch,
im eigenen geografischen Umfeld domi-
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nieren zu wollen. Je stirker die internatio-
nale Verflechtung, desto naheliegender
die Schutzanstrengungen fiir eigene Han-
delswege oder die eigene Bevolkerung ei-
ner weit verzweigten Diaspora. Fiir die
USA ist der unipolare Moment nach dem
Ende des Kalten Krieges vorbei, die Tran-
sition zu einer neuen Welt(un)ordnung
16st bei den Status-quo-Michten andere
Gefiihle aus als bei den Aufsteigern, de-
nen — nicht nur im Falle Chinas — grofde
Freude dartiber anzumerken ist, dem er-
hobenen Zeigefinger des Westens endlich
etwas entgegensetzen zu konnen.

DAS ,,GROSSE ICH*“
IM MITTELPUNKT

Stefan Baron und Guangyan Yin-Baron
gehen intensiv der Frage nach, auf welchen
geistigen Fundamenten der aktuelle Erfolg
und der rapide Aufstieg Chinas beruhen.
Sie stoflen dabei — nicht verwunderlich —
auf Konfuzianismus und Taoismus, die sie
nach wie vor als priagend und in gewisser
Weise als Gegenentwiirfe zum westlichen
Individualismus betrachten. ,,Das Leben
eines Konfuzianers®, so die Barons, ,,ist
korrekt, sittenstreng, anstindig, realistisch
und vernunftgesteuert. Fiir das Spieleri-
sche, Romantische, Phantasie- und Ge-
nussvolle ldsst es wenig Platz. Hier sorgt
der Taoismus fiir Ausgleich. Zudem bietet
er auch eine gute Methode, Problemen aus
dem Weg zu gehen. Deswegen hat er vor
allem in Krisenzeiten Zulauf. Mit Konfu-
zianismus und Taoismus wohnen zwei
Seelen in der Brust eines Chinesen. Wie
mit Yin und Yang ist einmal die eine stér-
ker, mal die andere, mal das Individualisti-
sche, mal die Gemeinschaftsorientierung.
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Wihrend das offentliche Leben der Chi-
nesen zwischen Konfuzianismus und Le-
galismus schwankt, pendelt das private
zwischen den beiden Polen des Konfuzia-
nismus und Taoismus® (S. 74).

Zu Kollektivismus fiihre dies entge-
gen verbreiteter Annahmen im Westen
nicht; vielmehr stehe die Familie als gro-
Ber Familienverband der Sippe im Zen-
trum chinesischen Denkens — nicht zu-
letzt als Riickzugsort, auf den man sich in
Krisenzeiten allein verlassen konne. Die
wechselvolle und oft von Gewalt geprig-
te Geschichte habe die Chinesen gelehrt,
Harmonie — schon fiir Konfuzius von
»hochster Bedeutung® — {iber alles zu schit-
zen, Riicksichtnahme und Hilfsbereit-
schaft aber vor allem auf einen engeren
Kreis, das ,,grof3e Ich“ zu beschrinken: ,,In
diesem Sinne sind Chinesen jenseits der
Familie (und guten Freunden) Egoisten par
excellence, wettbewerbsorientiert, ehrgei-
7ig, ja riicksichtslos wie kaum ein anderes
Volk® (S. 113). Daraus resultiere auch ein
besonderer Gleichheitsbegriff: ,,In den
Augen von Konfuzianern sorgt nicht (Er-
gebnis-)Gleichheit fiir gesellschaftliche
Harmonie, sondern das Anerkennen von
natiirlicher Ungleichheit der Talente und
Leistungsfihigkeiten auf der Basis prinzi-
pieller Chancengleichheit und der Mog-
lichkeit des Aufstiegs verbunden mit
Ordnung und gegenseitigem Respekt®
(S. 121) — ,,Chancengerechtigkeit® wiirde
man das wohl bei uns nennen.

Aus all dem konturiert sich ein vor-
herrschendes Menschenbild der Chinesen,
das nicht ohne Auswirkungen auf die
Frage nach den Chancen von Demokratie
bleibt und selbst spezifische Aspekte wie
etwa den individuellen Datenschutz in
den Zeiten aufkommender Kiinstlicher
Intelligenz massiv beeinflusst. ,,Die Chine-
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sen [...] sehen im Menschen kein auto-
nomes Gotteskind mit natiirlichen indi-
viduellen Rechten, sondern ein inter-
dependentes, in ein Netzwerk eingebun-
denes Wesen. Freiheit ist fiir sie nicht zu-
letzt die Einsicht in die Notwendigkeit
zwischenmenschlicher Verpflichtungen.
In einer Gesellschaft aus independenten
Individuen haben die subjektiven Rechte
des Einzelnen ein grofieres Gewicht als in
einer Gesellschaft aus interdependenten
Individuen. Hier hat im Zweifel die gesell-
schaftliche Harmonie Vorrang®, heifdt es
bei den Barons (S. 315). Bequem fiir die
Herrschenden, mochte man denken, zu-
mal, wenn ein gewisser Paternalismus —
wieder einmal und eingedenk der Konse-
quenzen in den Zeiten Maos — gut zur
aktuellen Machtkonzentration bei einer
zentralen Fiihrungsfigur im Lande zu
passen scheint. Allemal liegt hier eine In-
fragestellung der Erwartung der Moder-
nisierungstheorie, nach der sich mit stei-
gendem Wohlstand und der Heraus-
bildung einer Mittelschicht quasi von
selbst die Forderung nach grofierer gesell-
schaftlicher Teilhabe und schlussendlich
Demokratie einstellen wiirde.

»HERRSCHAFT FUR DAS VOLK*

Die Autoren stellen sich dieser Frage: ,,Ob-
wohl China in punkto immaterielle Men-
schenrechte nach wie vor schlecht ab-
schneidet, weifd das Regime die eindeutige
Mehrheit des Volkes hinter sich, auch die
Mittelschicht des Landes, die materiell
aus dem Grobsten inzwischen heraus ist.
Praktisch und konkret, wie sie sind, zie-
hen Chinesen den Spatz in der Hand der
Taube auf dem Dach vor. Stabilitit und

Chinesischer Gesellschaftsvertrag, Frank Priess

Wohlstand sind ihnen im Zweifel wichti-
ger als allgemeines Wahlrecht oder glei-
ches Recht fiir alle” (S. 316). Kein Wunder,
dass dies bei den Autokraten in aller Welt
auf offene Ohren stof3t, denen allerdings
oft die Legitimation durch wirtschaft-
lichen Erfolg deutlich weniger gut gelingt
als der Kommunistischen Partei Chinas:
»Die chinesische Staatstradition ldsst sich
[...] am besten als ,Herrschaft fiir das Volk*
charakterisieren — im Unterschied zum
westlichen Demokratieverstindnis als ei-
ner ,Herrschaft durch das Volk*. Sie ist die
politische Entsprechung des wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Paternalis-
mus“ (S. 312). Und: ,,Die Bereitschaft der
Chinesen zu politischem Gehorsam ist
traditionell stets an eine Bedingung ge-
kniipft: Als Gegenleistung muss die Re-
gierung fiir Ordnung, Stabilitit und Wohl-
stand sorgen. Oben kiimmert sich um
unten, unten ist dafiir gegeniiber oben
loyal, das ist der klassische chinesische
Gesellschaftsvertrag® (S. 304).

Eine solche Legitimationsgrundlage
ist zwangsldufig briichig: Was, wenn die
Staatsfiihrung dieses Wohlstandsverspre-
chen einmal nicht mehr einhalten kann,
wenn es wirtschaftlich nicht mehr besser
wird, wenn junge Menschen ihre Auf-
stiegschancen begrenzt sehen? Welche
Ventile hat ein autoritires System dann?
Dass diese Sorge die chinesischen Kom-
munisten umtreibt, l4sst sich an der Ver-
schiarfung der innenpolitischen Repression
in den zuriickliegenden Jahren ablesen, an
der umfassenden Kontrolle auch mit den
modernsten technischen Mitteln. Vielleicht
sollten dies auch westliche Unternehmens-
lenker bedenken, die das heutige China
weiterhin kurzerhand zum Vorbild verkli-
ren und staunen, wie schnell dort etwa
Flughifen entstehen. Die Konsequenz ist,
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dass individuelle Bediirfnisse und Schutz-
interessen gnadenlos und brutal dem an-
genommenen Gemeinwohl untergeordnet
werden. Einspruch mittels einer unabhén-
gigen Justiz ist ausgeschlossen.

Dabei scheint das aktuelle Modell der
Volksrepublik China nicht das einzige zu
sein, das sich mit Konfuzianismus und
Taoismus verbinden ldsst: Demokratische
Erfolgsbeispiele wie Taiwan, Stidkorea
und Japan beweisen eindrucksvoll, dass es
auch anders geht. Ein Argument iibrigens,
das die Autoren zwar nennen, allerdings
eher etwas verschimt und auf kleinstem
Raum. Thre Zwischenbilanz: ,,Moderni-
sierung, Marktwirtschaft und Globalisie-
rung haben [...] nicht zwangsldufig De-
mokratie zur Folge — obwohl mehr
Bildung, Weltoffenheit, Informations-
moglichkeiten, vertiefte internationale
Arbeitsteilung, wachsender Wohlstand
und zunehmende Interessenpluralitit in
diese Richtung dringen. Aufder den Ol-
staaten gibt es in der Welt bisher kein
Land mit hohem Pro-Kopf-Einkommen,
das autokratisch regiert wird. Aber es gibt
keine Teleologie der Demokratie® (S. 411).

MERKANTILISMUS UND
KUNSTLICHE INTELLIGENZ

Der Erfolg des chinesischen Wirtschafts-
modells ist, das machen die Autoren sehr
deutlich, nach wie vor auf Merkantilismus
aufgebaut — der Vergleich mit fritheren
Zeiten und nachholender Entwicklung in
Europa dringt sich auf. Man schiitzt den
Aufstieg eigener Zukunftsindustrien, ge-
rade solcher, die von der Fiihrung als stra-
tegisch bewertet werden. Mit Fragen des
geistigen Eigentums wird eher grof3zligig
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umgegangen, auslindische Konkurrenten
werden in Joint Ventures gezwungen, un-
durchsichtige Staatsbeteiligungen verhin-
dern faire Wettbewerbsbedingungen nicht
selten auch auf Drittmérkten. In diesem
Punkt ist die aktuelle Suche nach Gegen-
strategien in den USA und der Europdi-
schen Union (EU) durchaus sinnvoll: ,,Die
Chinesen wissen lingst, dass eine merkan-
tilistische Wirtschaftspolitik gerade in Be-
zug auf Fortschritte im Hightech-Bereich
mehr bringt als blof3er Ideenklau durch
Wirtschaftsspionage oder Plagiate. Den-
noch gehoren diese weiter zu ihrem In-
strumentenkasten. Unzidhlige im Ausland
lebende Chinesen, darunter auch Journa-
listen, sammeln systematisch niitzliche
Technologieinformationen, ein Heer von
Hackern bricht in fremde Computer ein
und fischt gefragtes technisches Wissen
ab. Das Nationale Sicherheitsamt DNT in
Washington schitzt, dass den USA infolge
des Klaus geistigen Eigentums durch
China ein Schaden von jihrlich 400 Mil-
liarden Dollar entsteht® (S. 274).
Mittlerweile hat China die Ressour-
cen, um im Wettbewerb um Technologie-
fiihrerschaft der Zukunft ein Wort mit-
zusprechen — nicht zuletzt auf dem Feld
der Kiinstlichen Intelligenz. Die Barons
zitieren etwa den bekannten Venture-
Capital-Investor Lee Kai Fu, der Start-ups
fordert und dabei nicht zuletzt auf eine
gewaltige Zahl exzellent ausgebildeter
chinesischer Riickkehrer aus dem Ausland
zdhlen kann, die gern ihr eigener Chef
werden moéchten und vom chinesischen
Staat mit grof3ziigigsten Bedingungen
gelockt werden. China habe nicht nur
,die Daten, den Markt und das Talent, so
Lee, ,,sondern auch die besten politischen
Rahmenbedingungen: geringe Auflagen
beim Handel mit personlichen Daten und
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eine hohe Geschwindigkeit bei der Um-
setzung“ (S. 268).

Kiinstliche Intelligenz ist nur ein Bei-
spiel fiir die ,,Startvorteile“ Chinas im Be-
reich Innovationen: ,,Hilft die im Vergleich
zum individualistisch geprigten Westen
geringere Empfindlichkeit der Chinesen
hinsichtlich Eingriffen in die Privatsphire
dem Land bei KI, so verschaffen geringere
ethische Bedenken gegen den Eingriff in
menschliches Erbgut als im christlich ge-
prigten Westen China auch beste Voraus-
setzungen, die globale Fithrungsrolle in
der Gentechnik zu erobern® (S. 270). Aus-
reichender Anlass also, iiber die eigene
Wettbewerbsfihigkeit und Investitionen
in die Zukunft intensiv nachzudenken,
statt sich zu sehr auf das Verteilen von
Wohltaten zu konzentrieren und damit
das Bild des ,,dekadenten Westens“ in den
»Aufsteigernationen® zu verstetigen.

CHINESISCHER ANSATZ ZUR
LOSUNG DER MENSCHHEITS-
PROBLEME

Die Frage nach dem Umgang mit dem
,sheuen China® durfte fiir den Westen eine
der zentralen Zukunftsfragen sein. Beant-
wortet werden muss sie auf der Grundlage
einer moglichst realistischen Einschét-
zung dariiber, was China will. Die Buch-
autoren haben dazu eine klare Meinung:
»Neben der grundsitzlich defensiven Ein-
stellung der Chinesen und ihrem gerin-
gen Sendungsbewusstsein sprechen eine
Reihe weiterer gewichtiger Umstinde da-
fiir, dass Peking es mit dem ,friedlichen
Aufstieg® ernst meint. Der beste Schutz
fiir die enormen Investitionen, die das
Land im Ausland bereits getitigt hat und

Chinesischer Gesellschaftsvertrag, Frank Priess

etwa im Rahmen seiner Seidenstraflen-
Initiative noch titigen will, ist eine pros-
perierende und friedliche Welt.“ China
stehe vor enormen Reform- sowie Ent-
wicklungsaufgaben und sei von globalen
Herausforderungen — von Klimawandel
bis Terrorismus — betroffen. Ein inter-
nationaler Systemwettbewerb oder sogar
konfrontativer Konkurrenzkampf um Ein-
flusszonen und geopolitische Dominanz
ist zudem teuer und kdonnte Mittel vom
weiteren wirtschaftlichen Wachstum ab-
ziehen, die fiir Legitimationen, etwa von
Infrastrukturprojekten, im Land dringend
gebraucht werden. Schon jetzt fragt sich
mancher Beobachter, ob China nicht in
der Gefahr steht, sich etwa entlang der
neuen Seidenstrafien zu iiberdehnen und
Erwartungen zu wecken, die es nicht er-
fiilllen kann und die moglicherweise von
einer ausufernden Verschuldung finan-
ziert werden.

In jedem Fall nimmt China die Chan-
cen wahr, ein Vakuum zu fiillen, das die
USA hinterlassen. Die irrlichternde Politik
des amerikanischen Prasidenten, etwa in
Sachen Trans-Pacific Partnership oder im
Klimabereich, sind eindrucksvolle Bei-
spiele. Auch setzt China darauf, eigene
Soft Power massiv auszubauen. China, so
XiJinping auf dem Parteitag der Kommu-
nistischen Partei Ende 2017, offeriere der
Welt seine ,,Weisheit und einen chinesi-
schen Ansatz zur Lésung der Mensch-
heitsprobleme®.
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L»Wihrend die USA%, so die Autoren, ,,sich
innenpolitisch zerfleischen sowie aufien-
politisch zunehmend an Glaubwiirdigkeit
einbiiflen und gleichzeitig die EU zerbro-
selt, arbeitet die chinesische Fiihrung ge-
meinsam mit dem Kreml systematisch an
einer neuen Weltordnung® und inszeniere
sich als ,,verantwortungsbewusste globale
Fithrungsmacht (S. 386).

KEIN ANLASS
ZU DEFATISMUS

Das kann man so sehen, zu Deféitismus
aber und der Erwartung eines unaus-
weichlichen Niedergangs des Westens be-
steht kein Anlass. Er muss allerdings an
seinen Stirken arbeiten, wo immer mog-
lich Reziprozitit im gegenseitigen Um-
gang einfordern und eine abgestimmte
Strategie entwickeln, die China differen-
ziert, kenntnisreich, realistisch und illu-
sionslos betrachtet. Vieles spricht fiir ein
gemeinsames und abgestimmtes Vorge-
hen, zumindest im Rahmen der Europii-
schen Union. Keines ihrer Linder wird
bilateral bessere Deals erreichen als ge-
meinsam. Vielleicht sollte man auch hier-
zulande Sunzu dhnlich intensiv rezipieren
wie in China: Die angemessene Einschit-
zung des Gegeniibers ist allemal die
Grundlage fiir Erfolg.
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Am 12. Juni 1968 nahm die Vollversamm-
lung der Vereinten Nationen den Text des
Atomwaffensperrvertrags, des bis heute
wichtigsten internationalen Vertrags zur
Riistungskontrolle, an. Am 1. Juli 1968
unterzeichneten die Vereinigten Staaten
von Amerika, die Sowjetunion und Grof3-
britannien den ,,Treaty on the Non-Pro-
liferation of Nuclear Weapons®, kurz:
Non-Proliferation Treaty (INPT). Zu diesem
Zeitpunkt fehlten vierzig weitere Staaten,
um den Vertrag in Kraft treten zu lassen —
das wurde am 5. Mirz 1970 erreicht. Ur-
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spriinglich auf 25 Jahre befristet, wurde
der NPT 1995 mit offenem Zeithorizont
verlingert.

Der Abschluss dieses Vertrags war ein
Meisterstiick internationaler Diplomatie,
weil er einen Beitrag zur Einhegung der
zerstorerischsten Waffe, die die Mensch-
heit jemals entwickelt hat, leistete — der
Atombombe. Die Entstehung des NPT
markierte den Endpunkt einer Bedro-
hungslage, die im Erschrecken der Welt
iiber den Einsatz amerikanischer Atom-
waffen gegen Japan ihren Anfang nahm.
Nachdem erste diplomatische Initiativen
zur Begrenzung nuklearer Riistung 1946
an den Interessengegensitzen der Super-
michte gescheitert waren, nahm die Be-
wegung 1953 mit der Idee von US-Prisi-
dent Dwight D. Eisenhower, ,,Atoms for

Peace“, neuen Schwung auf: 1957 wurde
die Internationale Atomenergie-Organisa-
tion (IAEO) gegriindet, die die Nutzung
der Nukleartechnologie fiir ausschlief3lich
zivile Zwecke bewerben und iiberwachen
soll. 1962 verdeutlichte die Kubakrise die
Gefahren nuklearer Bewaffnung und zeig-
te, wie uniibersichtlich die Eskalations-
dynamik der Abschreckung bereits zwi-
schen zwei Nuklearwaffenstaaten ist und
wie grof’ die Risiken eines Unfalls oder
Missverstindnisses sind. Dem setzte die
internationale Staatengemeinschaft den
NPT entgegen.

Im Kern verbrieft der NPT einen Han-
del zwischen den Nuklearwaffenstaaten
(NWS) — also Staaten, die bis zum 1. Ja-
nuar 1967 eine Nuklearwaffe gebaut und
getestet haben: USA, Sowjetunion, Grof3-
britannien, Frankreich, China — und den
Nicht-Nuklearwaffenstaaten. Die Nicht-
NWS erkldren, weiterhin auf eine nukleare
Bewaffnung zu verzichten, diirfen aber
die Atomenergie fiir zivile Zwecke nutzen
und miissen dabei von den NWS unter-
stiitzt werden. Zugleich verpflichten sich
die NWS, auf die Beendigung nuklearer
Riistungswettldufe und die Abriistung ih-
rer Atomwaffen hinzuwirken.

ERFOLGREICHE
NICHTVERBREITUNG

Heute haben 191 Staaten diesen Vertrag
unterzeichnet, seit 1992 auch die Atom-
michte China und Frankreich. Mit dem
Ende des Kalten Krieges und des Apart-
heidregimes in Siidafrika kam es zur letz-
ten grof3en Beitrittswelle. Stidafrika ver-
zichtete auf sein (kleines) Nukleararsenal,
und frithere Staaten der Sowjetunion wie
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die Ukraine gaben im Gegenzug fiir die
Sicherheitsgarantien des Budapester Me-
morandums die auf ihrem Territorium
stationierten Nuklearwaffen an die Sowjet-
union beziehungsweise Russland ab. So
haben heute nur vier Staaten den NPT
nicht unterzeichnet: Indien, Pakistan,
Israel und Siidsudan. Nordkorea, das 1985
beigetreten war, machte 2003 von der Aus-
stiegsklausel Gebrauch.

Mit Ausnahme des nicht-nuklearen
Stidsudan sind dies die einzigen Staaten,
die sich seit Beginn des NPT-Regimes nu-
klear bewaffnet haben — Indien 1974, Pa-
kistan 1984 und Nordkorea 2006. (Israel,
das vermutlich seit 1963 iiber Nuklear-
waffen verfiigt, hat sich nie offiziell zu die-
sen bekannt.) Gemessen daran, dass bei-
spielsweise John F. Kennedy 1963 noch
offentlich die Meinung vertrat, dass sich
im Laufe der 1970er-Jahre bis zu 25 Staa-
ten Nuklearwaffen beschaffen und damit
die internationale Stabilitit in Gefahr
bringen wiirden, war die nukleare Nicht-
verbreitung erstaunlich erfolgreich.

Unter Fachleuten ist umstritten, ob
dieser Erfolg dem NPT oder nicht vielmehr
den Sicherheitsgarantien der USA fiir ihre
Verbiindeten in der NATO und der Asien-
Pazifik-Region zuzuschreiben ist, die de-
ren kostspielige nukleare Bewaffnung
tiberfliissig machten. Sicher ist jedoch, dass
der NPT die volkerrechtliche Grundlage
fiir Inspektions- und Sanktionsregime bil-
det, die beispielsweise die Nuklearwaffen-
programme Irans und Libyens verlang-
samt beziehungsweise beendet haben.

Zudem haben der NPT und seine im
Fiinf-Jahres-Rhythmus stattfindenden
Review-Konferenzen internationale Auf-
merksamkKkeit auf die nukleare Nichtver-
breitung fokussiert und weitere, diesbe-
zligliche Instrumente wie den Vertrag
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iber das umfassende Verbot von Nuklear-
versuchen (seit 1996 in der Ratifizierung)
und das Zusatzprotokoll der IAEO (1997)
ermdglicht.

FORTWAHRENDE
SCHWACHEN

Die Schwachstellen des NPT bieten den-
noch immer wieder Anlass zur Kritik. Ins-
besondere der Fall Nordkorea zeigt die
beschrinkte Wirksamkeit des Vertrages:
Diesem Staat ist es gelungen, die Voraus-
setzungen fiir seinen Nuklearmachtstatus
zu erwerben, wihrend er dem Vertrag
noch verpflichtet war. Als die Ermahnun-
gen und legalistischen Bedenken listig
wurden, trat Nordkorea aus dem Vertrag
aus. Heute ist Pjongjang im Besitz von
Nuklearwaffen, die es regelmiflig testet
und mit deren Einsatz es droht. Auch an-
dere Staaten entwickelten sich wihrend
ihrer Mitgliedschaft im NPT zu Nuklear-
michten und konnten, wie zum Beispiel
Irak und Syrien, nur durch militdrische
Priventivschlige auf3erhalb des NPT-Regi-
mes von der nuklearen Bewaffnung abge-
halten werden. Jeder Vertrag kann verletzt
werden; aber der NPT begiinstigt ver-
schleierte Aktivititen, die seinem Geist zu-
widerlaufen, weil er explizit fiir die zivile
Nutzung der Nuklearenergie wirbt und zu
wenige Kontrollmechanismen vorhilt, die
den Sprung zur militirischen Nutzung
rechtzeitig anzeigen und verhindern.
Eine andere, oft gedufierte Kritik am
NPT betrifft die unzureichende Einwir-
kung auf die NWS, ihren im Vertrag fest-
gehaltenen Abriistungsverpflichtungen
starker nachzukommen. Dazu gehort auch
der hiufig gehorte Vorwurf, dass die USA
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mit ihrer Politik der nuklearen Teilhabe —
also der Stationierung eigener Atomwaf-
fen auf dem Territorium verbiindeter
Staaten, die im Gegenzug im Ernstfall da-
bei helfen, diese Waffen ins Ziel zu brin-
gen — gegen das NPT-Prinzip der Nicht-
weitergabe nuklearer Waffen verstof3en.
Dem setzen die USA entgegen, dass sie —
wie auch die Sowjetunion und spiter
Russland - seit dem Ende des Kalten Krie-
ges mehr als achtzig Prozent ihres nuklea-
ren Arsenals abgebaut haben und die
nukleare Teilhabe keine Weitergabe von
Atomwaffen bedeutet, da die Waffen (bis
zu einem etwaigen Kriegsfall, in dem die
Bedingungen des NPT ohnehin hinfillig
wiren) unter amerikanischer Kontrolle
stehen. Wihrend der NPT-Review-Kon-
ferenzen sind es derartige, oft ideologisch
gefirbte Streitigkeiten, die einstimmi-
ge Schlussdokumente und konsequente
Schritte zur Bekdimpfung der Weiter-
verbreitung von Nuklearwaffen und ent-
sprechender Technologie verhindern und
damit die Wirksamkeit des NPT weiter
einschrinken.

Die Grundprobleme der Nuklearpoli-
tik kann der NPT nicht l6sen. So bleiben
Nuklearwaffen fiir viele Staaten bezie-
hungsweise ihre Machthaber attraktiv,
weil sie einer Uberlebensversicherung
gleichkommen. Zumindest haben sie eine
hohe abschreckende Wirkung auf Inter-
ventionen von aufien und insbesondere auf
Aggressionen, die lediglich vom Wunsch
nach regime change getrieben sind. Atom-
waffen helfen zudem, den Machtanspruch
und den Selbstbehauptungswillen eines
Staates zu unterstreichen.

Der NPT kann ebenfalls nichts daran
indern, dass das Wissen um nukleare
Waffen in der Welt ist. Das bedeutet, dass
jederzeit unter Aufwendung ausreichender
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Ressourcen neue Nuklearwaffen gebaut
werden konnten. Die vollige, weltweite
Uberwachung zur Verhinderung solcher
Riistung, gerade unter der Bedingung der
legalen zivilen Nutzung der Kernenergie,
ist unmoglich.

»RENAISSANCE“ DER
NUKLEARWAFFEN

Aktuell befinden wir uns in einer Zeit-
phase sich verschirfender zwischenstaat-
licher Konflikte. Die Beispiele reichen von
Russlands volkerrechtswidriger Annexion
der Krim iiber Chinas Muskelspiele im
Stidchinesischen Meer bis zum metasta-
sierenden Krieg in Syrien. Die Ursachen
dieser neuen Konfliktfreudigkeit liegen
in langfristigen Machtverschiebungen im
internationalen System sowie in den Fol-
gen technologischer Entwicklungen fiir
die Globalisierung sowie fiir gesellschaft-
liche und internationale Ordnungsfragen.
So unterschiedlich die einzelnen Kon-
flikte in ihren Ausprigungen sind, tragen
sie dennoch insgesamt zu einer ,,Renais-
sance“ der Nuklearwaffen bei. Das zeigt
sich etwa in der umfassenden russischen
Modernisierung und in den strategischen
Uberlegungen der Nuclear Posture Review
der USA aus dem Februar 2018.

Es ist verfiihrerisch, auf diese neue
Komplexitit einfache Antworten zu ge-
ben, die zudem einen begliickend morali-
schen Beigeschmack haben. Das kiindigte
sich mit Barack Obamas ,,Global Zero“-
Initiative zur Abschaffung aller Atomwaf-
fen weltweit an, die zwar an den politi-
schen Realitidten zerschellte, dem ameri-
kanischen Prisidenten jedoch allein fiir
die blof3e Ankiindigung einen Friedens-
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nobelpreis eintrug. Noch einen Schritt
weiter ging die ebenfalls mit dem Frie-
densnobelpreis ausgezeichnete Kampagne
zum weltweiten Nuklearwaffenverbot (In-
ternational Campaign to Abolish Nuclear
Weapons, ICAN), auf deren Betreiben die
Vollversammlung der Vereinten Nationen
im Juli 2017 den Vertrag zum Verbot von
Nuklearwaffen in Kraft setzte.

Das Ziel der Abschaffung aller Nu-
klearwaffen ist ehrwiirdig, und dass es
nun auf so plakativem Wege angestrebt
wird, zeigt die Unzufriedenheit mit den
Unzulinglichkeiten des NPT. Allerdings
wird das angestrebte Nuklearwaffenver-
bot keinen Beitrag zur weiteren Abriis-
tung leisten — im Gegenteil. Alle Nuklear-
waffenstaaten haben sich der Beteiligung
am Verbotsvertrag verweigert, ebenso alle
NATO-Staaten — mit Ausnahme der Nie-
derlande, die sich enthalten haben. Denn
das Verbot ignoriert nicht nur die macht-
politischen und nuklearstrategischen Rea-
litdten, sondern es verschiebt den Fokus
von der dringend notigen Nichtverbrei-
tung von Nuklearwaffen an gefihrliche
Regime auf die Abriistungsverpflichtung
gerade der zuverldssigen und demokra-
tisch regierten NWS.

NUKLEARE ABSCHRECKUNG
MUSS NEU GEDACHT WERDEN

Es ist daher kein Wunder, dass auch die
Bundesregierung gerade aufgrund ihres
traditionellen Eintretens fiir (nukleare)
Abriistung nicht zu den Unterstiitzern des
Verbots zihlt: Dieses nimmt den Druck
von den tatsidchlichen Gefidhrdern und
richtet ihn auf die Arrangements, die
Stabilitit und Freiheit schiitzen. Dadurch
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verfehlt der Verbotsvertrag die Abschaf-
fung der Nuklearwaffen und vertieft die
Spaltung zwischen NWS und nuklearen
Habenichtsen. Erschwert werden damit
die pragmatischen Fortschritte, die im
NPT zumindest angelegt sind.

In der gegenwirtigen Situation sind
jedoch pragmatische Schritte anstelle der
ideologischen Verschirfung, wie sie ICAN
betreibt, notwendig. Dazu gehdren wei-
tere, wechselseitige Einschnitte in die Nu-
klearwaffenarsenale insbesondere Russ-
lands und der USA, eine verbesserte
Transparenz iiber die tatsichlichen nu-
klearen Fihigkeiten sowie wechselseitige
Mafinahmen zur Vertrauensbildung und
Verhinderung von Unfillen. Mindestens
ebenso wichtig wire ein gemeinsames
Vorgehen der NWS zur Verhinderung der
Weiterverbreitung von Nuklearwaffen an
andere Staaten oder gar Terrororganisa-
tionen. Beides wiren wichtige Vorhaben
fiir die ndchste NPT-Review-Konferenz
im Jahr 2020.

Allerdings sind derartige pragmati-
sche Schritte nicht wahrscheinlich, solange
zwischen fiihrenden Nuklearstaaten wie
den USA, Russland und China eine inten-
sive Konkurrenz besteht. Die Dynamik
dieser Konkurrenz wurzelt nicht nur in
innenpolitisch-systemischen Gegensit-
zen, sondern auch in einer internationalen
machtpolitischen Ordnung, in der immer
unklarer wird, fiir welche Interessen und
Uberzeugungen welche Akteure welche
Risiken zu tragen bereit sind. Das ermun-
tert vor allem die russische Fiihrung, ihr
nukleares Blatt auszureizen und ihre Nu-
klearwaffen nicht nur zu modernisieren,
sondern auch offensivere Strategien zu ih-
rer Stationierung und ihrem Einsatz zu
entwickeln. Ein Beispiel dafiir ist Russ-
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lands kaum noch bestreitbare Verletzung
des russisch-amerikanischen INF-Vertra-
ges zur Abschaffung aller nuklearen Kurz-
und Mittelstreckenwaffen.

Der Westen wire daher gut beraten,
weniger Kraft auf die Bliitentrdume einer
nuklearwaffenfreien Welt zu verwenden
und stattdessen iiber eine zeitgemif3e nu-
kleare Abschreckung nachzudenken. Das
betrifft, durch NATO-Mitgliedschaft und
nukleare Teilhabe, auch Deutschland.
Welche nuklearen Waffen braucht das
Biindnis? Wie sind sie zu stationieren?
Unter welchen Umstinden wire mit ih-
rem Einsatz nicht nur zu drohen? Und wie
wire es im Ernstfall moglich, die nukleare
Eskalationsleiter auch wieder hinabzu-
klettern, ohne sich einem riicksichtslosen
Aggressor zu ergeben?

Das sind unbequeme Fragen, die stra-
tegisches Denken und besonderes Fach-
wissen erfordern, das in Deutschland
weitgehend verloren gegangen ist — nicht
zuletzt, weil dies seit Ende des Kalten
Krieges an den Universititen kaum noch
gelehrt wird. Der Preis dafiir ist hoch, weil
damit Hysterie und gefihrlichem Un-
sinn (vom nuklearen Pazifismus bis zu
Vorschldgen zur nuklearen Bewaffnung
Deutschlands) der Weg geebnet wird.

Es wire ein wichtiger Beitrag zur oft
beschworenen strategischen Kultur des
Landes, wenn die Bundesregierung das
offentliche Nachdenken iiber die Rolle des
Nuklearen in der internationalen Sicher-
heitspolitik vorantreiben wiirde. Der NPT,
mit seinen vielschichtigen Impulsen aus
Nichtverbreitung, Abriistung, ziviler Nut-
zung und Anerkennung der Existenz der
Nuklearwaffenstaaten, bietet dafiir auch
nach flinfzig Jahren mehr als einen Aus-
gangspunkt.
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Was 1st der Mensch?

Ein kritischer sozialethischer Blick auf Karl Marx
anlasslich seines 200. Geburtstages
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Die aktuelle politische Diskussion dreht
sich verstirkt um den uralten Begriff der
Gerechtigkeit; der etwas jiingere Begriff
der Solidaritit folgt auf dem Fuf3. Disku-
tiert wird wachsende Ungleichheit in den
westlichen Lindern, nicht zuletzt auch
in Deutschland, konkreter: wachsender
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Reichtum bei wenigen und das Anwach-
sen der relativen Armut bei vielen. Muss
man Gerechtigkeit und Solidaritit neu
definieren oder sogar als vermeintlich
gestrige Romantik in den Giftschrank
des Gutmenschentums verbannen? Der
200. Geburtstag von Karl Marx! in die-
sem Jahr bietet dazu Anlass: Was bleibt
von Karl Marx in Zeiten hoch entwickel-
ter Sozialstaaten?

1848 treten gleich zwei Revolutionen
mit dem Willen zur realisierten Utopie
auf: Die Frankfurter Paulskirche wagt den
revolutionidren Schritt hin zur Demokra-
tie — und erstarrt doch im kleindeutschen
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Nationalstaat. Das Kommunistische Mani-
fest will die neuzeitliche Klassengesell-
schaft iiberwinden — und erstarrt bald im
Totalitarismus. Beide Bewegungen sind
ein spites Echo auf die Realitidt des West-
filischen Friedens von 1648, der Frieden
im Herzen Europas herstellen wollte. Der
Friede war jedoch erkauft um den Preis
der Festschreibung der sozialen Verhilt-
nisse. Eruptiv entledigt sich die Franzdsi-
sche Revolution ein Menschenalter vor
Karl Marx dieser sozialen Fesseln, um
dann doch im Wiener Kongress wieder
der Restauration in die gewohnten Arme
zu sinken. Erst das Elend der massiven In-
dustrialisierung lidsst den revolutioniren
Schwung der Utopie von Gerechtigkeit
und Solidaritit, die in der Hoffnung des
Christentums auf ein besseres Jenseits nur
geschlummert hatte, neu aufleben. An die
Stelle restaurativer oder bourgeoiser, teuer
erkaufter Friedhofsruhe soll von Neuem
die Utopie einer befreienden Revolution
treten. Karl Marx wihlt den radikaleren
Weg einer Neubestimmung von Mensch
und Gesellschaft.

»Die Geschichte aller bisherigen Ge-
sellschaft ist die Geschichte von Klassen-
kimpfen.“? Schon in diesem program-
matischen Satz wird der Anschluss an
den Frithkommunismus eines Henri de
Saint-Simon in der Franzdsischen Revolu-
tion deutlich: Menschliche Gattung und
menschliches Individuum werden in ih-
rer Entwicklung parallel gesehen. Die
Menschheit als Kollektivwesen entwickelt
sich iber Generationen so, wie das Indivi-
duum durch seine Lebensstadien. Dabei
werden in der durch Revolution herbei-
gefiihrten realisierten Utopie die unter-
schiedlichen Klassen ersetzt durch die
eine einzige industrielle Klasse. Es ist bei
Saint-Simon die Gemeinschaft aller in
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planender oder ausfithrender Funktion
produktiv Titigen, und dies ist ein Kampf-
begriff gegen die feudale Reaktion und zu-
gleich die realutopische Konzeption einer
verwalteten Industriegesellschaft. So bleibt
nach Beseitigung aller ,,parasitirer Wi-
derstinde und der Abschaffung des Erb-
rechts eine Gemeinschaft gleichberechtig-
ter Produzenten, die nach Funktionen und
Leistungen differenziert ist.

HOMO HOMINI LUPUS EST

Dieses strikt funktionale Geschichts- und
Menschenbild wird bei Karl Marx schir-
fer gefasst: Alle Geschichte ist Klassen-
kampf?® und zugleich Kampf der Indivi-
duen untereinander. Deutlich schimmert
die Deutung homo homini lupus est, die von
Augustinus inspirierte Uberzeugung des
Thomas Hobbes, durch, der Mensch nach
Kain und Abel sei dem Mitmenschen Wolf.
Hobbes’ Menschenbild freilich steht auch
Pate bei der zeitgleichen Entstehung des
politischen Liberalismus.* Freilich ist die
Folgerung bei Karl Marx entgegengesetzt:
Nicht die Entfesselung der freien Krifte
und Interessen des Individuums, sondern
die Fesselung durch einen revolutionir
produzierten, radikal neuen Gesellschafts-
vertrag im Zeichen absoluter Gleichheit
aller Menschen ist das Ziel. Damit wird
die klassische Spannung von Gleichheit
und Freiheit aufgeldst zuungunsten der
von der Bourgeoisie missbrauchten Frei-
heit. Zugleich aber wird in schwacher Erin-
nerung an das augustinisch gepriagte Chris-
tentum eines Fortschrittes von Mensch
und Menschheit in der Zeit diese religiose
Eschatologie verwandelt in eine sikula-
re Utopie der diesseitigen Gleichheit als
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Gerechtigkeit. Indem die Unterschiedlich-
keit der Individuen als skandaldser Ge-
gensatz der Individuen begriffen wird, ist
der Mensch als reduktives Klassenwesen
nur heilbar — erlésbar — durch die Aufhe-
bung aller Klassen in der realisierten Uto-
pie der neuen, klassenlosen Gesellschaft.
Der Mensch ist rettungslos Wolf und muss
gebindigt werden durch die Gesellschaft.
Der Mensch ist aber in dieser Analyse
nicht nur Wolf, sondern auch Arbeits-
biene: ,,Die Bourgeoisie hat kein anderes
Band zwischen Mensch und Mensch iibrig-
gelassen als das nackte Interesse, als die
gefiihllose ,bare Zahlung’. Sie hat die hei-
ligen Schauer der frommen Schwirmerei,
der ritterlichen Begeisterung, der spief3-
biirgerlichen Wehmut in dem eiskalten
Wasser egoistischer Berechnung ertrinkt.
Sie hat die personliche Wiirde in den
Tauschwert aufgeldst.“> Dies hat Karl
Marx fein beobachtet: Die Neuzeit fiihrt
unmerklich zu einer radikalen Umwer-
tung der Werte. Staat und Gesellschaft
werden nicht mehr, wie von Augustinus
bis zum Ende der Renaissance, als Abbild
der Gesellschaft Gottes, der Civitas Deli,
der Gemeinschaft der Liebe gesehen, son-
dern als friedlicher Freiheitsraum mitein-
ander konkurrierender Individuen. ,,Die
Neuzeit verabschiedet sich zunichst von
der Aussicht auf sinnerfiillte Praxis, um
an die Stelle eines unfassbar gewordenen
guten Lebens das sicher feststellbare Mi-
nimum der Selbsterhaltung zu setzen.“®
Diese kopernikanische Wende inner-
halb der sich schnell entwickelnden biir-
gerlichen Ethik der Selbsterhaltung und
der Uberlebensstrategien steht auch Pate
bei der Geburt des modernen Kapitalis-
mus, der zunichst so scheinbar unschul-
dig aus dem Friihkapitalismus der fran-
ziskanischen Bufiprediger vom Schlage
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eines Bernhardin von Siena hervorzuge-
hen scheint. Es entsteht eine utilitaristisch
verkiirzte Sicht auf den Menschen, der
nicht mehr als Verkdrperung eines unsicht-
baren Ideals oder des Gottesebenbildes,
sondern als Funktionir im Uberlebens-
prozess erscheint. Karl Marx sieht diese
Entwicklung, verbleibt aber auf dem Bo-
den dieses Menschenbildes: Nach Ab-
schaffung der Ausbeutung verbleibt nur
die Arbeit als Sinn und Form des Men-
schen. Die ,bare Zahlung® ist durch die
Utopie gleicher und gerechter Bediirfnis-
befriedigung ersetzt, ohne dass deutlich
wiirde, ob es mehr als das Bediirfnis nach
langem und gesundem Uberleben geben
konnte. Die Arbeit ist dem Menschen der
endgiiltige Wolf, als Form technisch dik-
tierter Selbstverwirklichung, aber ein hin-
reichend handzahmer Wolf.

»LEVIATHAN“ DER
NEUEN GESELLSCHAFT?

Schliefilich ist der Mensch auch ein stin-
diger Konkurrent, und das ist zuletzt das
Erbe des Bruderzwistes von Kain und
Abel. Der klassische Gegensatz von Ge-
meinschaft und Freiheit soll in der revolu-
tiondr herbeigefiihrten Utopie einer klas-
senlosen Gesellschaft neu zueinander-
geordnet werden. Der alte Antagonismus
scheint versohnbar zu sein, und die Lo-
sung erblickt Karl Marx in der Abschaf-
fung des Privateigentums und der Um-
wilzung der Produktionsweise. Aber es
bleibt dann nur der hypostasierte ,,Levia-
than“ der neuen Gesellschaft: ,,An die
Stelle der alten biirgerlichen Gesellschaft
mit ihren Klassen und Klassengegensit-
zen tritt eine Assoziation, worin die freie
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Entwicklung eines jeden die Bedingung
fiir die freie Entwicklung aller ist.“” Da der
Mensch wesentlich als Konkurrent des
Mitmenschen verstanden wird, bleibt nach
dem Scheitern aufklirerisch-individualis-
tischer Friedenskonzepte nur mehr die re-
volutionire Befriedung vermittels ,,despo-
tischer Eingriffe in das Eigentumsrecht
und in die biirgerlichen Produktionsver-
hiltnisse“.®

REVOLUTIONARE FLUCHT
ZUR UTOPIE

Ubrig bleibt der nicht mehr private, son-
dern der beraubte Mensch: beraubt der
Ideale und der individuell hochst unter-
schiedlichen und ungleichen Selbstentfal-
tung, der auf die Grundbediirfnisse redu-
zierte Mensch.’ Wiederum sieht Karl Marx
die Folgen des Abschieds von der Idealitit,
ohne jedoch eine echte Idealitit und Me-
taphysik des Menschen als Person wieder-
gewinnen zu kdnnen. Als Ausweg bleibt
nur die revolutionire Flucht zur sikula-
ren Schwester der Idealitit: zur Utopie,
und dies durchaus in Anlehnung an Friih-
formen humanistischer Utopien seit der
Renaissance.’

Auch 200 Jahre nach der Geburt von
Karl Marx und 170 Jahre nach dem ,,Ma-
nifest der Kommunistischen Partei® bleibt
die alte Menschheitsfrage nach der Zuord-
nung von Paradies und Utopie, nach dem
machbaren Gliick und der nur erhofften
Gliickseligkeit. Alles entscheidet sich am
Menschenbild: Der Mensch erfihrt sich
als Mingelwesen und darin zugleich als
Wesen der Sehnsucht nach dem verlore-
nen Ursprung und dem Wiedergewinn
des gegliickten und doch verlorenen An-
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fangs. Der christliche Name fiir den In-
halt dieses Gliicks heif3t schlicht und ein-
fach Gott; sozialethisch tibersetzt wird er
zur Gerechtigkeit. Der Begriff der sozialen
Gerechtigkeit steht im Zentrum der Ka-
tholischen Soziallehre; er steht auch im
Zentrum der theologisch-ethischen Dis-
kussionen um eine gerechte globale Wirt-
schaftsordnung; er wird aber eng verbun-
den mit Solidaritit: eine etwas sprode
Ubersetzung der urspriinglich gemeinten
Nichstenliebe. Diese Solidaritit wird auf-
geschliisselt mit dem zumeist ritselhaft
bleibenden Begriff der Subsidiaritit.

Was genau ist gemeint, und wie be-
griindet sich ein theologischer Begriff von
sozialer Gerechtigkeit und Subsidiaritit?
Diese Frage ldsst sich zunichst wiederum
mit einer Frage aus dem Neuen Testament
beantworten: ,,Wer ist denn mein Nichs-
ter?“ (Lk 10,29) So spitzt es das im Lukas-
Evangelium erzihlte Gleichnis vom barm-
herzigen Samariter, gleichsam die Magna
Charta der christlichen Ethik, zu: Nie-
mand darfim Straflengraben liegen gelas-
sen werden, niemand darf auf dem Weg
der globalen Menschheitsfamilie ausge-
schlossen bleiben, niemand — und dies ist
die explizit theologische Sinnspitze — darf
auf dem Weg zum ewigen Leben verges-
sen werden. Mehr noch: Der Weg zu Gott
fiihrt entweder zum Mitmenschen oder
aber er fiihrt ins Leere. Gott ist Mensch ge-
worden und hat sein Ebenbild, den Men-
schen, jedem Menschen zur Sorge und Ver-
antwortung anvertraut.

Wer also ist mein Nichster? Ange-
sichts dieser Frage des Schriftgelehrten an
Jesus im Evangelium kann es keine Hal-
tung der Gleichgiiltigkeit geben. Solche
Gleichgiiltigkeit wire verantwortungslos.
Dies gilt umso mehr, als im Hintergrund
der erwihnten Frage im Neuen Testament
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eine andere entscheidende und urspriing-
lich jiidische Frage nach der grundlegen-
den Gerechtigkeit steht, nimlich die Fra-
ge des Kain an Gott im Alten Testament:
,»Bin ich der Hiiter meines Bruders?*
(Gen 4,9) Es gehort zur dltesten Tradition
der Menschheitsgeschichte wie auch zu-
gleich zum jlidisch-christlichen Erbe, sich
Rechenschaft zu geben in Form ethischer
Reflexion: Rechenschaft iiber ein gutes
und gerechtes Zusammenleben, Rechen-
schaft zumal iiber Wege und Institutio-
nen von Solidaritit und Gemeinwohl, Re-
chenschaft iiber ein gutes Wirtschaften
mit knappen Ressourcen und iiber einen
guten Staat. Ethik heif3t kurz und knapp:
sich Rechenschaft geben, Verantwortung
tibernehmen, Antwort geben auf die Stim-
me im Gewissen: Bist Du der Hiiter Dei-
nes Mitmenschen?

MORALISCHE DNA
DES SOZIALSTAATES

Dies gilt aber in universaler und globaler
Perspektive: Jeder Mensch wird befragt,
nicht einfach ein Mitglied der Grof3fami-
lie oder der Sippe. Das Ziel der Frage ist
das Recht und die Gerechtigkeit. Mit an-
deren Worten: Gefragt wird in sozialethi-
scher und theologischer Perspektive nach
dem, was das Recht eines jeden Menschen
als Person ist, was der Person also gerecht
wird und was ihr zusteht. Hier wird das
Prinzip der Subsidiaritit sichtbar: Es geht
um das, was die lateinische Sprache sub-
sidium nennt, also Hilfe: Der Staat und die
grofiere Gemeinschaft haben die Aufgabe,
der menschlichen Person, dem Indivi-
duum, zu helfen, sich als soziales Lebe-
wesen betitigen und entfalten zu kdnnen.
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Dieses Recht auf Hilfe zur Selbsthilfe ist
ein elementares Grundrecht der Person
und fiihrt erst zur sozialen Gerechtigkeit.
Im modernen Sozialstaat heif3t das {iber-
setzt: fordern und fordern!

Zugleich kommt damit in den Blick,
was liber ein solches Recht hinaus wiinsch-
bar ist und einforderbar sein muss: Dass
nimlich die menschliche Person nicht nur
Recht und Gerechtigkeit erfihrt, sondern
Liebe und Barmherzigkeit. Dafiir freilich
sind der Staat und die Wirtschaftsordnung
mit Recht nicht zustindig. Der Staat, so
konnte man sagen, erzwingt das Recht
und er erhofft die Liebe. Weswegen wir
sagen: Ehe und Familie, die Orte der ers-
ten Liebe, sind Keimzellen des Staates.
Und nicht etwa umgekehrt, wie uns der
Kommunismus glauben machen wollte.
Das hindert aber nicht, dass auch diese
letzte Perspektive von Liebe und Verge-
bung einer personalen Ethik im Blick
bleibt und jede Gestaltung einer gerech-
ten Wirtschaftsordnung inspiriert: Auf
Dauer kann es keine kalte Gerechtigkeit
geben. Jede Form von Gerechtigkeit muss
den Glutkern einer urspriinglich jedem
Menschen zustehenden bedingungslosen
Liebe spiiren lassen; das ist gleichsam die
moralische DNA des Sozialstaates.

AUSBILDUNG ETHISCHER
TRADITIONEN

Die menschliche Person verwirklicht sich
nach europiischer Tradition im Raum
gesellschaftlicher und staatlicher Ord-
nung und Zivilisation, durch die jene be-
notigte Freiheit gewidhrt wird, die es dem
Individuum erlaubt, sich mit seinen Ta-
lenten zu entfalten. Es bilden sich ethische
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Traditionen aus, die Wege zu gelungenem
und gegliicktem Leben erhoffen lassen
und Offenheit gegeniiber individuellen
Lebenskonzepten versprechen. Insofern
stehen Kultur und Politik im Dienst einer
nach vollkommener Vollendung streben-
den menschlichen Person, die ihrerseits
nur schwach vorgezeichnete Wege zu die-
ser Vollendung in den Instinkten findet.
Hier wird wiederum die Idee der inhi-
renten Freiheit eines jeden Individuums
deutlich. Jede Form hoherer Kultur ent-
steht durch ein Vernunftrecht, das sich als
eine Art kritisches Naturrecht ausweist:
Was denkt jeder Mensch von Natur aus
und mit seiner Vernunft als gut und voll-
kommen?

UNIVERSALISIERUNG
VON PERSONALITAT

Genau hier wird der Begriff der Menschen-
wiirde einzutragen sein, verbiirgt er doch
in einzigartiger Schirfe Selbstzweck und
Universalisierung von Personalitit, die fiir
jeden Menschen den Ausgangspunkt ge-
gliickten Menschseins darstellt. Das Zu-
einander von Natur und Kultur zu bestim-
men und zugleich die Grenze zwischen
einer Ausbildung und einer Zerstorung
der urspriinglichen Natur immer neu in
den Blick zu nehmen, ist eine der wich-
tigsten Aufgaben der Ethik und der So-
zialethik. Kultur bildet die notwendige
Erginzung und Uberformung einer in
sich gebrochenen Natur; der Name dieser
Kultur in unserem Land seit 1949 ist ,,So-
ziale Marktwirtschaft®, weit priziser als
Kapitalismus.!!

Die menschliche Natur trigt zwar
noch eine schwache Erinnerung an das
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Beste (an das urspriingliche Paradies des
gegliickten Lebens) in sich, ist aber aus
sich heraus nicht in der Lage, dieses Gliick
zu erreichen. Das Paradies ist auf Erden
nicht zu konstruieren; das war noch der
Irrtum der neomarxistischen Bewegung
nach dem Zweiten Weltkrieg und auch
etwa der von Jean-Jacques Rousseau inspi-
rierten deutschen Reformpidagogik. Aber
auch Thomas Hobbes mit seinem be-
rithmt-beriichtigten Wort homo homini lu-
pus est ist aus christlicher Sicht zu wider-
sprechen, wenn er die Natur des Men-
schen einfach fiir bose und verderbt hilt
und nur durch den staatlichen Leviathan
zu bindigen glaubt. Das Paradies ist auf
Erden, im Geist des Menschen ndmlich
und im Gewissen und in guten Gedanken,
bruchstiickhaft zu erkennen und auch
durch Anreize zum Guten in Umrissen
und wenigstens skizzenhaft zu erstellen.

VARIANTE DES
KATEGORISCHEN IMPERATIVS

Das Streben jedes Menschen nach Gliick-
seligkeit fiihrt, kantianisch gesprochen,
zu der Variante des Kategorischen Impe-
rativs, wonach zu tun ist, wodurch der
Mensch wiirdig ist, gliicklich zu sein: in
Ubereinstimmung mit sich als dem Wesen
der Sittlichkeit zu leben. Kultur speichert
solche menschenwiirdigen Mittel der
Gliicksgewinnung. Gedacht sei etwa an
den Begriff der unveridufierlichen Men-
schenwiirde, die der Staat zu garantieren
hat: Es gibt das unverduflerliche Recht des
Individuums auf ein wiirdiges, seiner Ver-
nunft und seinen Neigungen angemesse-
nes Streben nach Gliick. Und wiederum
zeigt sich der enge Zusammenhang von
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Gerechtigkeit und Liebe: Es gibt nach der
festen Uberzeugung sowohl der Katholi-
schen Soziallehre als auch unseres Grund-
gesetzes nicht nur das Recht des Men-
schen auf die Grundrechte, es gibt dariiber
hinaus das Recht des Menschen auf Lie-
be — das freilich kein Staat der Welt ein-
16sen kann, womit in wiinschenswerter
Prizision die letzte Grenze des Staates auf-
gezeigt wird.

Fiir das Menschenbild von Staat und
Wirtschaft, fiir ein Menschenbild in der
christlich grundgelegten Demokratie heif3t
das aus Sicht der christlichen Sozialethik
und einer personalistischen Wirtschaft-
sethik: Dem Individuum und seiner ge-
brochenen Freiheit zum Guten gebiihrt
der stindige Vorrang vor dem Kollektiv,
der Person gebiihrt das Primat vor der
Gesellschaft.
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Auf die Historikerzunft ist Verlass: Plinkt-
lich zum 400. Jahrestag des Beginns des
Dreifligjihrigen Krieges haben zahlreiche
Autoren teils volumindse Veroffentlichun-
gen zur Geschichte des Krieges vorgelegt.
Weitere sind fiir das laufende Jahr ange-
kiindigt. Ein Grund fiir diese Publika-
tionswelle ist zweifellos, dass seit nunmehr
sieben Jahren ein nicht enden wollender
Kriegin Syrien tobt, der wegen seiner Bru-
talitit, der Uberlagerung religiéser und
machtpolitischer Konflikte und des Ein-
greifens auswirtiger Michte bereits des
Ofteren mit dem Dreifligjihrigen Krieg in
Deutschland verglichen wurde.
Bahnbrechend neue und kontroverse
Thesen tiber die Ursachen des Dreif3igjih-
rigen Krieges, seine Hauptkonfliktlinien,
seine Verlaufs- und Kulturgeschichte oder
die Bedeutung seiner Hauptprotagonisten

scheinen die Neuverdffentlichungen nicht
vorzubringen. Blickt man ausschlief3lich
auf die Buchtitel, herrscht im Hinblick auf
die Bewertung Einigkeit: ,,Deutschland in
Flammen®, ,,Europa in Flammen®, ,,Apo-
kalypse®, ,,Tragddie®, ,,Katastrophe® und
»ITrauma“ lauten die Schlagworte. Unter-
schiede finden sich vielmehr mit Blick
auf die Frage, was uns dieser ferne Krieg
heute (noch) zu sagen hat und welche his-
torischen Einordnungen sinnvoll erschei-
nen. Aus der Fiille der Publikationen sol-
len hier drei niher vorgestellt werden, die
im Hinblick auf das Zielpublikum und
ihren Ansatz eine Orientierung bieten
konnen.

HINTERGRUNDE DER
KONFLIKTLINIEN

Christian Pantle, Chefredakteur des Ma-
gazins G/Geschichte, schreibt erkennbar
fiir ein historisch interessiertes Publikum.
Man bendtigt keine speziellen Vorkennt-
nisse, um seiner Darstellung folgen zu
konnen. Pantle geht es darum, das Er-
eignis fiir die heutige Leserschaft ver-
stindlich zu machen. Vertiefende Aus-
fiithrungen iiber die Hintergriinde der
Konfliktlinien, wie etwa Erlduterungen
iiber die Verfasstheit des Heiligen Romi-
schen Reiches Deutscher Nation, den Ge-
gensatz zwischen Kaiser und Reichsstin-
den, den konfessionellen Streit oder die
Interessen der europidischen Michte, lie-
fert Pantle nicht. Fiir den Einstieg ins
Thema, den das Buch bieten soll, ist das
aber auch nicht notwendig. Insgesamt ge-
lingt es Pantle {iberzeugend, Interesse zu
wecken. In fliissigem Stil und ohne allzu
stark zu vereinfachen, schildert er in finf
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Hauptkapiteln die wesentlichen Entwick-
lungsphasen des Krieges, die Motive der
Handelnden, das Hin- und Herwogen
des Kriegsgliicks, die letzte Kriegsphase,
die durch die marodierende Soldateska
gekennzeichnet war, sowie den Weg zum
Friedensschluss von Miinster und Osna-
briick.

GESCHICHTE ,,VON UNTEN*

Besonders eindriicklich wird Pantles Buch
dadurch, dass er durchgehend die Per-
spektive ,,von unten®, das heif3t den Alltag
der Menschen, die den Krieg ,,hautnah in
all seinen Facetten miterlebten®, mit ein-
bezieht (S. 13). Dafiir stellt Pantle die Er-
innerungen des Soldners Peter Hagendorf
den Aufzeichnungen des Monchs Maurus
Friesenegger aus dem Kloster Andechs
gegeniiber.

Peter Hagendorf schrieb gegen Ende
des Krieges ein Tagebuch seiner Erleb-
nisse, das der Historiker Jan Peters 1988
in der Staatsbibliothek Berlin aufgefun-
den, ediert und kommentiert hat. Es ist
ein Manuskript von unschitzbarem Wert,
denn es dokumentiert die Sicht eines Sol-
daten, der mehr als 22.000 Kilometer quer
durch das damalige Deutschland, Italien
und Frankreich zuriicklegte. Hagendorf
schilderte darin unter anderem die Ent-
behrungen, familidren Tragddien — acht
seiner Kinder erlebten das Erwachsenen-
alter nicht — sowie die Gefahren und die
alltdgliche Brutalitit des Krieges.

Maurus Friesenegger, Benediktiner-
monch und zuletzt Abt im bayerischen
Kloster Andechs, hingegen reprisentiert
die Perspektive der Zivilbevolkerung, die
in der zweiten Kriegshilfte besonders zu



Gelesen

leiden hatte. Aus seinen Schilderungen
wird deutlich, dass die Unterschiede
zwischen ,,Freund® und ,,Feind“ verwisch-
ten, je linger der Krieg andauerte. Der
Krieg an sich und die Soldateska selbst
waren zum Gegner geworden. Insgesamt
ist das Buch als Einstieg fiir interessierte
Laien ausdriicklich zu empfehlen.

BLAUPAUSE FUR
HEUTIGE KRIEGE

Herfried Miinkler, Professor an der Hum-
boldt-Universitit zu Berlin, ndhert sich
dem Krieg in seinem rund 980-seitigen
Werk mit dem Untertitel ,,Europidische
Katastrophe, deutsches Trauma® mit ei-
nem politikwissenschaftlichen Erkennt-
nisinteresse. Miinkler will den Krieg, der
heute nur noch von ,,antiquarischem® In-
teresse sei, fiir die Analyse der Gegenwart
nutzbar machen und fragt, ob er nicht
Lwomoglich so etwas wie eine ,Blaupause*
fiir die Kriege des 21. Jahrhunderts® sei.
Damit greift er einen Ansatz auf, den er in
seinem 2002 erschienenen Buch Die neuen
Kriege im Unterkapitel ,,Der Dreifdigjih-
rige Krieg als Analyserahmen und Ver-
gleichsfolie der neuen Kriege® vorgestellt
hat. Wihrend er dort vor allem die ,,Kriegs-
unternehmer® a la Wallenstein mit den
»Warlords® der Neuen Kriege verglich so-
wie die Einbindung beider Kriege in eine
weltweite Kriegsokonomie in den Mittel-
punkt stellte, geht er hier deutlich dariiber
hinaus. Der Dreifligjdhrige Krieg miisse
auf Motive, Strukturen, Verlauf, Kriegs-
eintritte und die ,,Faktoren seiner Been-
digung®“ hin untersucht werden. Diese
Informationen konnten als Grundlage fiir
heutige Anwendungsmoglichkeiten die-
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nen: ,,Wie lassen sich diese Kriege analy-
tisch fassen, um der Politik Handreichun-
gen fiir deren Vermeidung oder Beendi-
gung zu geben?“ (S. 37).

Das ist ein interessanter Ansatz, doch
fragt man sich als Leser, warum er dann
keinen breiteren Raum in der Darstellung
einnimmt. Lediglich auf 27 Seiten des
Schlussteils stellt Miinkler Strukturana-
logien heraus. So sei etwa die damalige
Schwiche der Habsburger mit dem heuti-
gen Niedergang Agyptens als Hegemoni-
almacht vergleichbar. Eine weitere Paral-
lele sieht Miinkler darin, dass sich der
Westen heute in einer 4hnlichen Rolle wie
Kardinal Richelieu befinde, damals wie
heute mit dem Risiko, dass die indirekt
mit Geld oder Waffen unterstiitzten
Schweden beziehungsweise Kurden im
Nordirak diese Ressourcen anders als ge-
wiinscht einsetzen wiirden. Doch braucht
es fiir diese Erkenntnisse 750 Seiten, in
denen der Verlauf des Dreifligjdhrigen
Krieges minutios geschildert wird? Span-
nender wire es gewesen, nicht nur Analo-
gien zwischen damals und heute zu iden-
tifizieren, sondern — wie eingangs ange-
kiindigt — Uberlegungen dariiber anzu-
stellen, wie Szenarien fiir die Beendigung
des Syrienkriegs im Licht der historischen
Erfahrungen womaglich aussehen kdnn-
ten. Das hitte einen systematischen Ver-
gleich anhand von Kriterien wie Konflikt-
linien, Kriegsursachen und -ziele, Interes-
sen der Konfliktbeteiligten und Friedens-
vorstellungen und -initiativen notwendig
gemacht.

Vielleicht wire dadurch aber deutlich
geworden, dass die Unterschiede zwischen
damals und heute iiberwiegen. Schon die
religiose Konfliktdimension zeigt, dass
der gegenwirtige Konflikt noch kom-
plexer ist: Wihrend im Dreifligjdhrigen

Irdische Apokalypse, Jan Philipp Wolbern

Krieg der Konflikt zwischen zwei bezie-
hungsweise drei Bekenntnissen derselben
Religion ausgetragen wurde, ist es im heu-
tigen Nahostkonflikt nicht nur ein inner-
islamischer Kampf zwischen den ,,Konfes-
sionen® Sunniten und Schiiten, sondern
auch eine Auseinandersetzung zwischen
der islamischen und der jiidischen Reli-
gion sowie — wenn man die westlichen
Staaten als Akteure hinzurechnet — auch
des Christentums in Gestalt der ,,christli-
chen® Staaten des Westens, also mindes-
tens dreier Religionen, die bereits eine
weit iiber 1000-jdhrige (Konflikt-)Ge-
schichte haben.

NACHZEICHNUNG
MILITARSTRATEGISCHER
UBERLEGUNGEN

Die Schilderung des Dreifdigjahrigen
Krieges selbst ist fliissig geschrieben und
souverdn analysiert. Insofern 16st Miink-
ler den zweiten von ihm formulierten An-
spruch ein: Das Buch solle ,auch eine
Ubung in strategischem Denken und eine
Betrachtung von Erfolg und Scheitern®
(S.39) sein und diene ,,der Schulung der
politischen Urteilskraft“ (S. 120). Das ge-
lingt ihm insbesondere dann, wenn er
die militdrstrategischen Uberlegungen
der grofien Kriegsherren wie des schwedi-
schen Konigs Gustav Adolf und seines
Gegners Albrecht von Wallenstein nach-
zeichnet, ihre Charakterziige, Urteilskraft
und Fehleinschitzungen analysiert. Dabei
spart Miinkler nicht aus, dass die Qualitit
ihrer Entscheidungen allzu oft von ihrer
erbarmungswiirdigen korperlichen Ver-
fassung sowie bruchstiickhaften und teils
falschen Informationen abhing. Allein das
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macht das Buch lesenswert, auch wenn es
im Kern eher eine konventionelle, politik-
geschichtliche Darstellung ist.

»VOM TEUFEL VERFUHRTE
MENSCHEN*

Demgegeniiber wihlt Georg Schmidt, bis
zu seiner Emeritierung Professor fiir
Neuere und Neueste Geschichte an der
Universitit Jena, einen historisch-erkli-
renden Ansatz. Thm geht es darum, den
Krieg aus der nach wie vor bestehenden
Rahmenerzihlung zu 16sen, dass der Krieg
einen ,,Opfermythos® begriindet und ein
kollektives deutsches ,,Trauma“ verursacht
habe. Beide Narrative seien im 19. Jahr-
hundert zur Legitimation fiir die Griin-
dung eines starken deutschen National-
staates konstruiert worden. Schmidt kor-
rigiert in seiner ausgewogenen und detail-
reichen Darstellung manche Verzerrungen
und Pauschalisierungen, beispielsweise
die These, dass sich Soldaten und Bauern
stets feindlich gegeniibergestanden hit-
ten. Vielmehr hitten beide Gruppen
»meist zu einem ertriglichen Miteinan-
der“ (S. 402) gefunden, da sie aufeinander
angewiesen waren. Ahnliches gilt fiir die
These einer Art ,,Stunde Null“ im Jahr
1648, dass das Reich ein vom Krieg vollig
zerstortes und demoralisiertes Land ge-
wesen sei. Dies treffe in dieser Ausschlief3-
lichkeit nicht zu, in einigen Regionen
habe eher Kontinuitit geherrscht.
Stattdessen ordnet Schmidt den Krieg
in zwei andere Rahmenerzihlungen ein.
Zum einen beschreibt er ihn in seinem zeit-
gendssischen, biblisch-endzeitlichen Deu-
tungsrahmen, der in den ersten Kriegsjah-
ren dominierte. So sei beispielsweise der



Irdische Apokalypse, Jan Philipp Wolbern

Komet aus dem Jahr 1618 als Menetekel
fiir ein bevorstehendes grofies Unheil und
als Ankiindigung einer gottlichen Strafe
fiir die Stinden der Menschen gedeutet
worden. Aufierdem hitten alle Parteien
den Krieg zunichst als Teil eines gottli-
chen Plans verstanden: ,,Aus dem bohmi-
schen Aufstand wurde so ein gottgewoll-
ter Krieg, den alle Menschen wegen ihrer
Stinden zu verantworten hatten. Irdische
Schuldige mussten nicht gesucht und nach
dem Krieg auch nicht bestraft werden®
(S.172). Geifieln wie die Hyperinflation
der 1620er-Jahre waren demnach von Geiz,
Habsucht und Gier verursacht, durch ,,vom
Teufel verfiihrte Menschen® (S. 207).
Uberzeugend weist Schmidt darauf hin,
dass sich diese Deutung umso mehr ab-
schwichte, je linger der Krieg andauerte.
Es mehrten sich die Stimmen, die den
Krieg nicht mehr als ,,biblischen End-
kampf“ verstanden, sondern die Verant-
wortung der im Diesseits Handelnden
hervorhoben, besonders in der zweiten
Hilfte des Krieges, als das fortdauernde
Toten mehr und mehr ,,zur irdischen
Apokalypse® wurde (S. 506).

Zum anderen stellt Schmidt den Krieg
in einen freiheitlich-konstitutionellen
Deutungsrahmen. Der Westfilische Frie-
den habe das irdisch ,,Machbare“ ungeach-
tet aller jenseitigen Wahrheitsfragen ange-
strebt. Mit dem konfessionellen Frieden
habe schliefllich ,,die Emanzipation der
politischen Macht aus den Fingen Kirch-
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licher Bevormundung® (S. 615) begonnen,
was den allmihlichen Abschied von einer
fundamental-religids begriindeten Politik
ohne Kompromisse einldutete. Aufierdem
habe der Friedensschluss den beiden Prin-
zipien der Staatsrdson und der Souverini-
tdt den Weg geebnet, wodurch ein ,,Siku-
larisierungsschub® (S. 645) den Beginn des
Zeitalters der Aufkliarung einldutete.

DUNNE
ANALOGIEN

Anders als Miinkler sieht Schmidt wenige
bis keine Analogien zur Gegenwart und
im Westfilischen Frieden kein Losungs-
modell fiir den Krieg im Nahen Osten:
»Wihrend jedoch in den 1640er-Jahren
die Menschen nur noch Gottes Beistand
fiir ihren irdischen Frieden erbaten,
scheint im Nahen Osten der Krieg als sol-
cher Gottes Wille. Dariiber hinaus sind
die Analogien diinn“ (S. 694). Will man
dennoch ein Fazit aus seinem Buch fiir
die Gegenwart ziehen, dann konnte es
lauten, dass der Krieg im Nahen Osten
erst dann ein Ende finden wird, wenn
die maf3geblichen Akteure zu der Einsicht
gelangen, dass Kompromisse unabding-
bar sind und es allein in ihrer Hand liegt,
einen Frieden zu schlieflen. Das ist frei-
lich eine ebenso einfache wie schwierige
Erkenntnis.
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AUS DER STIFTUNG

NEUERSCHEINUNGEN

Hoffmann, Elisabeth (Hrsg.): Jugend-
mobilitdt innerhalb Deutschlands
fordern. Policy Paper III, Sankt Augustin/
Berlin, Mirz 2018, broschiert, 10 Seiten.
Bundesweit existieren auf dem Ausbildungs-
markt grofSe Unterschiede zwischen Angebot
und Nachfrage, mit divergierenden regio-
nalen Ausprdgungen. Das Policy Paper gibt
fiinf konkrete Empfehlungen, die auf eine
erhdhte Mobilitdt der Jugendlichen abzielen,
um die sogenannten Passungsprobleme zu
verringern.

Cunningham, Thomas/Hedberg, Annika/
Nazakat, Syed/Yao, Lixia: Zwischen-
bilanz Energiewende. Ein internationaler
Expertenblick, Sankt Augustin/Berlin,
Mairz 2018, Online-Publikation.

Die deutsche Energiewende als ein Erfolgs-
modell? Vier internationale Expertinnen und
Experten analysieren den bisherigen Verlauf,
decken Defizite auf und geben Handlungs-
empfehlungen.

Arnold, Norbert/Kohler, Thomas (Hrsg.):
Digitale Gesellschaft. Gestaltungsriume.
Sankt Augustin/Berlin, Januar 2018,
broschiert, 173 Seiten.

Die digitale Gesellschaft ist keine Zukunfts-
vision mehr. Doch die Mdglichkeiten, wie das
Leben in einer digitalisierten Welt aussehen
soll, sind ungemein vielfaltig. Der vor-
liegende Band gibt zu den Themenfeldern
Bildung, Arbeit, Transparenz und Ethik
eine Orientierung.
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Abmeier, Karlies (Hrsg.): Monitor
Religion und Politik. Ausgewihlte
Beitrige 2017, Sankt Augustin/Berlin,
Januar 2018, broschiert, 122 Seiten.
Ankniipfend an die Diskussionen des
Reformationsjubildums 2017 fragt der
Monitor nach der Rolle der Reformation fiir
die Politik heute. Ein weiterer Fokus liegt
auf religiosen Erneuerungsbewegungen, die
aus dem reformatorischen Gedanken
entstanden sind. So stellen unter anderem
Vertreter der Baptisten, der Methodisten und
der Mennoniten ihre Gemeinschaften vor.

Neuberger, Christoph: Was erwartet

die Gesellschaft vom Internet —und

was erhilt sie? Ein normativer Kompass
fiir Gestaltung und Regulierung,

Sankt Augustin/Berlin, April 2018,
broschiert, 120 Seiten.

Seit zwei Jahrzehnten pragt das Internet
unser Leben. Doch welche Erfahrungen
haben wir damit gemacht? Was hat der
Einzelne, was hat die Gesellschaft iiber die
Chancen und Risiken gelernt? Die vorlie-
gende Studie zieht eine Zwischenbilanz und
entwickelt einen normativen Orientierungs-
rahmen zur Ausgestaltung des Internets.

Fezer, Karl-Heinz: Reprisentatives
Dateneigentum. Ein zivilgesellschaft-
liches Biirgerrecht. Herausgegeben

von Pencho Kuzev, Tobias Wangermann,
Sankt Augustin/Berlin, April 2018,
broschiert, 94 Seiten.

Die Debatten um die Verwendung digitaler
Daten werden kontrovers gefiihrt. Im Fokus
steht das volkswirtschaftliche Potenzial

digitaler Daten, das jedoch erst in einem
klaren Rechtsrahmen erschlossen werden kann.
Die vorliegende Studie stellt Vorschldge zu
einem Datenrecht zur Diskussion, das im
Einklang mit den Prinzipien der Sozialen
Marktwirtschaft steht.

Gouardo, Christophe/Aussilloux,
Vincent: Notwendige Maf3inahmen fiir
die kiinftige Finanzarchitektur der
Eurozone. Eine Perspektive aus Frank-
reich. In: Arbeitspapiere zur Zukunft der
Wirtschafts- und Wihrungsunion (II),
Sankt Augustin/Berlin, April 2018,
broschiert, 7 Seiten.

Bei der aktuellen Diskussion um eine Reform
des Euroraums fehlt bisweilen das grund-
legende Verstdandnis fiir die Position anderer
Mitgliedstaaten. Das vorliegende Dokument
prasentiert Uberlegungen zur Reform der
Eurozone aus franzosischer Sicht.

Callies, Christian: Stabilitidt — Solidaritit —
Konditionalitit: Bausteine eines Package
Deals zur Reform des Euroraums. In:
Arbeitspapiere zur Zukunft der Wirt-
schafts- und Wihrungsunion (I),

Sankt Augustin/Berlin, April 2018,
broschiert, 18 Seiten.

Trotz aller Fortschritte ist der Euroraum noch
nicht auf ,,stiirmische® Zeiten vorbereitet.
Der vorliegende Beitrag formuliert aus
christdemokratischer Perspektive Elemente
einer umfassenden Reform der Eurozone

bis 2025.

Zusammengestellt von Marianne Graumann, Team-
leiterin Publikationen, Print und Qualittssicherung
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PERSONALIA

Ronny Heine, bisher Leiter des Vorstands-
biiros, wechselte zum 1. Midrz 2018 in
die Hauptabteilung Politik und Beratung
(PuB) und wird dort das Team
Innenpolitik leiten. Seine Nachfolge

hat Michael Rimmel angetreten.

Elke Erlecke, bisher Auslandsmitarbeiterin
in der Elfenbeinkiiste, hat zum 1. Februar
2018 die Leitung des Teams Bildungs-
management in der Hauptabteilung
Politische Bildung (PB) iibernommen.

Zum 1. April 2018 wurde Sandra Busch-
Janser als Abteilungsleiterin Politische
Kommunikation in der Hauptabteilung
Politische Bildung (PB) eingestellt.

Andrea Ostheimer, Leiterin Team Afrika
Subsahara, werden zum 1. August 2018
die Aufgaben der Auslandsmitarbeiterin
Vereinte Nationen, New York, {ibertragen.
Sie tauscht die Stelle mit Stefan Friedrich,
der ihre Aufgaben im Inland iiberneh-
men wird.

Daniel Schmiicking leitet seit dem 1. Mirz
2018 das Auslandsbiiro in Kambodscha.
Seit dem 1. April 2018 ist Hans-Hartwig
Blomeier Leiter des Auslandsbiiros

in Mexiko. Florian Karner ist seit dem

1. April 2018 Leiter des Regionalprogram-
mes Politischer Dialog Westafrika mit
Sitz in Abidjan (Elfenbeinkiiste).
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Helmut Kohl hat deutsche

und europaische Geschichte
geschrieben. Zu seinem

ersten Todestag hat

»Die Politische Meinung“ vor
allem Weggeféhrten und nahe-
stehende Beobachter befragt,
flr die Helmut Kohl langst

nicht Geschichte geworden ist.
Ihnen stehen seine ,Lebendigkeit
und Mission” (Martin Walser)

vor Augen. Sie neu zu entdecken,
kann in einer Zeit, in der erneut
vieles in Bewegung gerat, nur
hilfreich sein - fiir Deutschland,
flr Europa!

Bestellung per Post: Redaktion Politische Meinung, Konrad-Adenauer-Stiftung, Rathausallee 12, 53757 Sankt Augustin



	Editorial
	Kriminalität 
und Rechtsstaat
	Günter Krings

	Wird’s gefährlicher ?
	Thomas Petersen

	Starker Staat
	Jens Gnisa

	Null-Toleranz-­Strategie
	Herbert Reul

	No-go-Areas
	Karlheinz Gaertner

	Selbst das Vieh 
von der Weide …
	Björn Lakenmacher

	Kriminalität global
	Neue ­Angriffsflächen
	Holger Münch

	Im Zahlenwirrwarr
	Wolfgang Heinz

	Bärte zählen
	Andreas Jacobs

	Schlag gegen 
die Mafia ?
	Jörg Kinzig

	Kriminalität von Zuwanderern
	Stephan Mayer

	Opferschutz geht alle an!
	Roswitha Müller-­Piepenkötter

	Intelligente ­Videoüberwachung
	Gerd Landsberg

	Steuerhinterziehung und Steuermoral
	Johanna Hey

	Chinesischer ­Gesellschaftsvertrag
	Frank Priess

	Warnung 
vor ­pazifistischen ­Blütenträumen
	Patrick Keller

	Was ist der Mensch ?
	Peter Schallenberg

	Irdische Apokalypse
	Jan Philipp Wölbern




